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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. August 1959 

7 — 82000 — 3934/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Rechts der Kriegsopfer- 
versorgung (Kriegsopferversorgungs- 
Neuregelungsgesetz — KOVNG) 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 207. Sitzung am 26. Juni 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Innern 

Dr. Schröder 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdrucfcerei, Bonn ■ 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Neuregelung des Rechts der Kriegsopferversorgung 
(Kriegsopferversorgungs-Neuregelungsgesetz — KOVNG) 


Der Bundestag hat rhit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz vom 20. Dezember 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 791) zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von Vor- 
schriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1061) erhält folgende Fassung; 


„Anspruch auf Versorgung 

§ 1 

(1) Wer durch eine militärische oder militärähn- 
liche Dienstverrichtung oder durch einen Unfall 
während der Ausübung des militärischen oder mili- 
tärähnlichen Dienstes oder durch die diesem Dienst 
eigentümlichen Verhältnisse eine gesundheitliche 
Schädigung erlitten hat, erhält wegen der gesund- 
heitlichen und VV 11 LC><»Lia.l Lüchen Folgen der Schädi- 
gung auf Antrag Versorgung. 

(2) Einer Schädigung im Sinne des Absatzes 1 
stehen Schädigungen gleich, die herbeigeführt wor- 
den sind durch 

a) eine unmittelbare Kriegseinwirkung, 

b) eine Kriegsgefangenschaft, 

c) eine Internierung im Ausland oder in den 
nicht unter deutscher Verwaltung stehen- 
den deutschen Gebieten wegen deutscher 
Staatsangehörigkeit oder deutscher Volks- 
zugehörigkeit, 

d) eine mit militärischem oder militärähn- 
lichem Dienst oder mit den allgemeinen 
Auflösungserscheinungen zusammenhän- 
gende Straf- oder Zwangsmaßnahme, 
wenn sie den Umständen nach als offen- 
sichtliches Unrecht anzusehen ist. 

(3) Zur Anerkennung einer Gesundheitsstörung 
als Folge einer Schädigung genügt die Wahrschein- 
lichkeit des ursächlichen Zusammenhangs. 

(4) Eine vom Beschädigten absichtlich herbeige- 
führte Schädigung gilt nicht als Schädigung im Sinne 
dieses Gesetzes. 

(5) Ist der Beschädigte an den Folgen der Schä- 
^digung gestorben, so erhalten seine Hinterbliebenen 

auf Antrag Versorgung. 


§ 2 

(1) Militärischer Dienst im Sinne des § 1 Abs. 1 
ist 

a) jeder nach deutschem Wehrrecht gelei- 
stete Dienst als Soldat oder Wehrmacht- 
beamter, 

b) der Dienst im deutschen Volkssturm, 

c) der Dienst in der Feldgendarmerie, 

d) der Dienst in den Heimatflakbatterien. 

(2) Bei Vertriebenen im Sinne des § 1 des Bun- 
desvertriebenengesetzes, die Deutsche sind, steht 
die Erfüllung der gesetzlichen Wehrpflicht nach den 
Vorschriften des Herkunftlandes vor dem 9. Mai 
1945 dem Dienst in der deutschen Wehrmacht 
gleich. 

(3) Bei deutschen Staatsangehörigen steht der 
Dienst in der Wehrmacht eines dem Deutschen 
Reich verbündet gewesenen Staates während eines 
der beiden Weltkriege oder in der tschechoslowaki- 
schen oder österreichischen Wehrmacht dem Dienst 
nach deutschem Wehrrecht gleich, wenn der Berech- 
tigte vor dem 9. Mai 1945 seinen Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt im Gebiete des Deutschen 
Reichs nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 
hatte. 

§ 3 

(1) Als militärähnlicher Dienst im Sinne des § 1 
Abs. 1 gilt 

a) das von einer Dienststelle der Wehrmacht 
angeordnete Erscheinen zur Feststellung 
der Wehrtauglichkeit, zur Eignungsprü- 
fung oder Wehrüberwachung, 

b) der auf Grund einer Einberufung durch 
eine militärische Dienststelle oder auf Ver- 
anlassung eines militärischen Befehlsha- 
bers für Zwecke der Wehrmacht geleistete 
freiwillige oder unfreiwillige Dienst, 

c) eine planmäßige oder außerplanmäßige 
Einschiffung von Zivilpersonen auf Schif- 
fen oder Hilfsschiffen der Wehrmacht, 

d) der Dienst der zur Wehrmacht abgeord- 
neten Reichsbahnbediensteten und der 
Dienst der Beamten der Zivilverwaltung, 
die auf Befehl ihrer Vorgesetzten zur Un- 
terstützung militärischer Maßnahmen ver- 
wendet und damit einem militärischen Be- 
fehlshaber unterstellt waren, sowie der 
Dienst der Militärverwaltungsbeamten, 

e) der Dienst der Wehrmachthelfer und -heb- 
ferinnen. 
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f) der Dienst des Personals der freiwilligen 
Krankenpflege bei der Wehrmacht im 
Kriege, 

g) der Dienst der Mitglieder von Pferdebe- 
schaffungskommissionen der Wehrbezirks- 
kommandos, 

h) der Dienst der Jungschützen, Jungmatro- 
sen und Unteroffizierschüler der Luftwaffe, 

i) der Reichsarbeitsdienst, 

k) der Dienst auf Grund der Dritten Verord- 
nung zur Sicherstellung des Kräftebedarfs 
für Aufgaben von besonderer staatspoliti- 
scher Bedeutung (Notdienstverordnung 
vom 15. Oktober 1938 — • Reichsgesetzbl. I 
S. 1441), 

l) der Dienst in Wehrertüchtigungslagern, 

m) der Dienst in der Organisation Todt für 

Zwecke der Wehrmacht, 

n) der Dienst im Baustab Speer/Osteinsatz 
für Zwecke der Wehrmacht, 

o) der Dienst im Luftschutz emf Grund der 
Ersten Durchführungsverordnung zum Luft- 
schutzgesetz in der seit dem 1. Septem- 
ber 1939 im Zeitpunkt der Schädigung je- 
weils geltenden Fassung nach Aufruf des 
Luftschutzes. 

(2) Als militärähnlicher Dienst gilt nicht der Zivil- 
dienst, der auf Grund einer Dienstverpflichtung oder 
eines Arbeitsvertrages bei der Wehrmacht geleistet 
worden ist, es sei denn, daß der Einsatz mit beson- 
deren, kriegseigentümlichen Gefahren für die Ge- 
sundheit verbunden war. 

§ 4 

(1) Als militärischer oder militärähnlicher Dienst 
{§§ 2, 3) gelten auch der Weg des Einberufenen zum 
Gesteliungsort und der Heimweg nach Beendigung 
des Dienstes oder der Kriegsgefangenschaft. Für Ent- 
lassene, die innerhalb der jetzigen Grenzen des Bun- 
desgebietes keine Wohnung haben, gilt der Entlas- 
sungsweg mit dem Eintreffen an dem vorläufig zu- 
gewiesenen Aufenthaltsort als beendet. 

(2) Entsprechendes gilt für Personen, die inter- 
niert oder verschleppt worden sind. 

§ 5 

(1) Ais unmittelbare Kriegseinwirkung im Sinne 
des § 1 Abs. 2 Buchstabe a gelten, wenn sie im Zu- 
sammenhang mit einem der beiden Weltkriege ste- 
hen, 

a) Kampfhandlungen und damit unmittelbar 
zusammenhängende militärische Maßnah- 
men, insbesondere die Einwirkung von 
Kampfmitteln, 

b) behördliche Maßnahmen in unmittelbarem 
Zusammenhang mit Kampfhandlungen 
oder ihrer Vorbereitung, mit Ausnahme 
der allgemeinen Verdunkelungsmaßnah- 
men, 

c) Einwirkungen, denen der Beschädigte 
durch die besonderen Umstände der Flucht 
vor einer aus kriegerischen Vorgängen 


unmittelbar drohenden Gefahr für Leib 
oder Leben ausgesetzt war, 

d) schädigende Vorgänge, die infolge einer 
mit der militärischen Besetzung deutschen 
oder ehemals deutsch besetzten Gebietes 
oder mit der zwangsweisen Umsiedlung 
oder Verschleppung zusammenhängenden 
besonderen Gefahr eingetreten sind, 

e) nachträgliche Auswirkungen kriegerischer 
Vorgänge, die einen kriegseigentümlichen 
Gefahrenbereich hinterlassen haben. 

(2) Als nachträgliche Auswirkungen kriegerischer 
Vorgänge (Absatz 1 Buchstabe e) gelten auch Schä- 
den, die in Verbindung 

a) mit dem zweiten Weltkrieg durch Ange- 
hörige oder sonstige Beschäftigte der Be- 
satzungsmächte oder durch Verkehrsmit- 
tel (auch Flugzeuge), der Besatzungsmächte 
vor dem Tag verursacht worden sind, von 
dem an Leistungen nach anderen Vor- 
schriften gewährt werden, 

b) mit dem ersten Weltkrieg durch die in 
§ 1 Nr. 1 des Gesetzes über den Ersatz der 
durch die Besetzung deutschen Reichsge- 
biets verursachten Personenschäden 
(Besatzungspersonenschädengesetz) vom 
17. Juli 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 624) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
12. April 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 103) be- 
zeichneten Ereignisse verursacht worden 
sind und zur Zuerkennung von Leistungen 
geführt hatten. 

§ 6 

In anderen als den in den §§ 2, 3 und 5 bezeich- 
neten, besonders begründeten Fällen kann mit Zu- 
stimmung des Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordnung und des Bundesministers der Finanzen 
das Vorliegen militärischen oder militärähnlichen 
Dienstes oder unmittelbarer Kriegseinwirkung an- 
erkannt werden. 

§ 7 

(1) Das Gesetz findet Anwendung auf 

1. Deutsche, die ihren Wohnsitz oder stän- 
digen Aufenthalt im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes haben; 

2. Deutsche im Ausland, 

a) die am 8. Mai 1945 ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt im Ausland 
gehabt haben und ihn noch haben, oder 

b) die nach dem 8. Mai 1945 ihren Wohn- 
sitz oder ständigen Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gehabt 
haben, 

jedoch nur nach Maßgabe des § 61 Abs. 1 
Nr, 1 und des § 63; 

3. Ausländer, die ihren Wohnsitz oder stän- 
digen Aufenthalt im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes haben, wenn die Schädigung 
mit einem Dienst im Rahmen der deut- 
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sehen Wehrmacht oder militärähnlidien 
Dienst für eine deutsche Organisation in 
ursächlichem Zusammenhang steht oder 
in Deutschland oder in einem zur Zeit der 
Schädigung von der deutschen Wehrmacht 
besetzten Gebiet durch unmittelbare 
Kriegseinwirkung eingetreten ist. 

(2) Ein Anspruch auf Versorgung ist ausgeschlos- 
sen, wenn der Berechtigte aus der gleichen Ursache 
einen Anspruch gegen einen anderen Staat besitzt, 
es sei denn, daß zwischenstaatliche Vereinbarungen 
etwas anderes bestiihmen. 

§ 8 

In anderen als den in § 7 bezeichneten, besonders 
begründeten Fällen kann mit Zustimmung des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnung, des 
Bundesministers der Finanzen und des Auswärtigen 
Amtes Versorgung gewährt werden, außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzes nach Maßgabe 
des § 63. 

Umfang der Versorgung 

§ 9 

Die Versorgung umfaßt 

1. Heilbehandlung und Krankenbehandlung (§§ 10 
bis 21), 

2. soziale Fürsorge, Arbeits- und Berufsförde- 
rung (§§ 25 bis 27), 

3. Beschädigtenrente (§§ 28 bis 34) und Pflege- 
zulage (§ 35), 

4. Bestattungsgeld (§ 36) und Bezüge für das 
Sterbevierteljahr (§ 37), 

5. Hinterbliebenenrente (§§ 38 bis 52), 

6. Bestattungsgeld beim Tode von Hinterblie- 
benen (§ 53). 

Heilbehandlung und Krankenbehandlung 

§ 10 

(1) Heilbehandlung wird Beschädigten wegen der 
anerkannten Folgen einer Schädigung gewährt, um 
die Gesundheitsstörung oder die dadurch bewirkte 
Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit zu beseitigen 
oder wesentlich zu bessern, eine Zunahme des Lei- 
dens zu verhüten oder körperliche Beschwerden zu 
beheben. 

(2) Heilbehandlung wird Beschädigten mit einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um 50 vom Hun- 
dert oder mehr (Schwerbeschädigte) auch für Ge- 
sundheitsstörungen gewährt, die nicht Folge einer 
Schädigung sind. 

(3) Krankenbehandlung wird gewährt 

a) dem Schwerbeschädigten für den Ehegat- 
ten und für die Kinder (§ 33 Abs. 2 und 3) 
sowie für Eltern, deren Ernährer er ist, 

b) dem Empfänger einer Pflegezulage für 
Personen, die seine unentgeltliche War- 


tung und Pflege nicht nur vorübergehend 
übernommen haben, 

c) den versorgungsberechtigten Hinterblie- 
benen (§§ 38 ff.). 

(4) Absätze 2 und 3 finden keine Anwendung, 
wenn 

a) ein entsprechender Anspruch gegen einen 
Sozialversicherungsträger, den Träger der 
Tuberkulosehilfe oder aus einem Ver- 
trage besteht, ausgenommen Ansprüche 
aus einer privaten Kranken- oder Unfall- 
versicherung, 

b) der Berechtigte oder derjenige, für den 
die Krankenbehandlung begehrt wird, ein 
Einkommen hat, das die für die Kranken- 
versicherungspflicht maßgebende Jahres- 
arbeitsverdienstgrenze übersteigt. 

Buchstabe b findet keine Anwendung, wenn der Be- 
rechtigte eine Ausgleichsrente erhält. 

(5) Heilbehandlung oder Krankenbehandlung 
kann auch vor der Anerkennung des Versorgungs- 
anspruchs gewährt werden. Ist sie vor Anerkennung 
von dem Berechtigten selbst durchgeführt worden, 
so sind die Kosten für die notwendige Behandlung 
in angemessenem Umfange zu ersetzen. 

(6) Für Beschädigte, die wegen der Folgen einer 
Schädigung dauernder Pflege im Sinne des § 35 be- 
dürfen, ohne daß die Voraussetzungen für die Heil- 
behandlung (Absatz 1) gegeben sind, werden . — 
wenn geeignete Pflege sonst nicht gewährt werden 
kann — die Kosten der Anstaltspflege auf Antrag 
zu Lasten des Bundes unter Anrechnung der Ver- 
sorgungsbezüge übernommen. Von den Versor- 
gungsbezügen ist dem Beschädigten zur Bestreitung 
seiner persönlichen Bedürfnisse ein Betrag von 30 
Deutschen Mark monatlich und den im Absatz 3 
Buchstabe a genannten Personen mindestens ein 
Betrag in Höhe der Hinerbliebenenbezüge, die ihnen 
zustehen würden, wenn der Beschädigte an den Fol- 
gen der Schädigung gestorben wäre, zu belassen. 

§ 11 

(1) Die Heilbehandlung umfaßt 

1. ambulante ärztliche und zahnärztliche Be- 
handlung, 

2. heilgymnastische und bewegungsthera- 
peutische Übungen als Einzelbehandlung 
und als Gruppenbehandlung (Versehrten- 
sport), wenn sie unter Überwachung eines 
Arztes durchgeführt werden, 

3. Versorgung mit Arznei- und Verbandmit- 
teln sowie mit anderen Heilmitteln, 

4. Versorgung mit Zahnersatz, 

5. Ausstattung mit Körperersatzstücken, or- 
thopädischen und anderen Hilfsmitteln, die 
erforderlich sind, um den Erfolg der Heil- 
behandlung zu sichern oder die Folgen 
der Schädigung zu erleichtern, sowie die 
Ausbildung im Gebrauch dieser Hilfsmit- 
tel, 
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6. Krankengeld und Hausgeld mit Ausnahme 
der Fälle, in denen Leistungen nach § 10 
Abs. 2 und Abs. 5 Satz 2 gewährt werden. 

Art und Umfang der Heilbehandlung decken sich mit 
den Leistungen, zu denen die Krankenkasse (§ 14 
Abs. 2) ihren Mitgliedern gegenüber verpflichtet ist, 
soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

(2) Anstelle der in Absatz 1 Nr. 1 bis 3 vorge- 
sehenen Leistungen können stationäre Behandlung 
in einem Krankenhaus (Krankenhausbehandlung) 
oder, wenn andere Behandlungsverfahren keinen 
genügenden Erfolg haben oder in absehbarer Zeit 
erwarten lassen, stationäre Behandlung in einem 
Badeort (Badekur) oder in einer Tuberkulose-Heil- 
stätte (Heilstättenbehandlung) gewährt werden. 

(3) Dem Beschädigten kann auch mit seiner Zu- 
stimmung Hilfe und Wartung durch Krankenpfleger, 
Krankenschwestern oder andere Pflegekräfte (Haus- 
pflege) gewährt werden, wenn eine Aufnahme in 
ein Krankenhaus geboten, aber nicht durchführbar 
ist, oder wenn ein sonstiger wichtiger Grund vor- 
liegt. 

§ 12 

(1) Die Krankenbehandlung umfaßt 

1. ambulante ärztliche und zahnärztliche Be- 
handlung, 

2. Versorgung mit Arznei- und Verbandmit- 
teln sowie mit den zur Sicherung des Heil- 
erfolges notwendigen kleineren Heilmit- 
teln. 

(2) Anstelle der ambulanten ärztlichen und zahn- 
ärztlichen Behandlung kann stationäre Behandlung 
in einem Krankenhaus (Krankenhausbehandlung) 
gewährt werden. § 11 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 13 

(1) Die Körperersatzstücke, orthopädischen und 
anderen Hilfsmittel sind in erforderlicher Zahl zu 
gewähren; sie müssen den persönlichen und beruf- 
lichen Bedürfnissen des Beschädigten angepaßt sein. 
Der Beschädigte hat Anspruch auf Instandsetzung 
und Ersatz der Hilfsmittel, wenn ihre Unbrauchbar- 
keit oder ihr Verlust nicht auf Mißbrauch, Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit des Beschädigten zurück- 
zuführen ist. 

(2) Die Bewilligung der Körperersatzstücke, 
orthopädischen und anderen Hilfsmittel kann da- 
von abhängig gemacht werden, daß der Beschädigte 
sie sich anpassen läßt oder sich, um mit ihrem Ge- 
brauch vertraut zu werden, einer Ausbildung unter- 
zieht. Der Ersatz eines unbrauchbar gewordenen 
Hilfsmittels kann abgelehnt werden, wenn es nicht 
zurückerstattet wird. Bei wertvollen Hilfsmitteln 
kann ein Eigentumsvorbehalt gemacht werden. 

(3) Blinde erhalten einen Führhund. Für die Be- 
schaffung und den Ersatz von Führhunden gelten die 
Vorschriften der Absätze 1 und 2 sinngemäß; zum 
Unterhalt des Hundes werden monatlich 30 Deutsche 
Mark gewährt. Wird ein Führhund nicht gehalten, so 
wird als Ersatz der Aufwendungen für fremde Füh- 
rung eine Beihilfe in derselben Höhe gewährt. 


(4) Verursachen die Folgen der Schädigung außer- 
gewöhnliche Kosten für Kleider- und Wäschever- 
schleiß, so sind diese mit einem Pauschbetrag von 
3 bis 15 Deutschen Mark monatlich zu ersetzen, über- 
steigen in Sonderfällen die tatsächlichen Aufwen- 
dungen die höchste Stufe des Pauschbetrages, so 
sind sie erstattungsfähig. 

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
Vorschriften über Art und Umfang der Ausstattung 
mit Körperersatzstücken, orthopädischen und ande- 
ren Hilfsmitteln sowie über die Bemessung des 
Pauschbetrages für Kleider- und Wäscheverschleiß 
für einzelne Gruppen von Körperschäden zu er- 
lassen und die Sonderfälle im Sinne des Absatzes 4 
Satz 2 zu bestimmen. 


§ 14 

(1) Körperersatzstücke, Zahnersatz, orthopädische 
und andere Hilfsmittel, Führhunde für Blinde, 
Badekuren, Heilstättenbehandlung, Krankenhausbe- 
handlung für tuberkulös Erkrankte, heilgymnasti- 
sche und bewegungstherapeutische Übungen als 
Gruppenbehandlung (§11 Abs. 1 Nr. 2) sowie die 
Ausbildung im Gebrauch von Hilfsmitteln werden 
von der zuständigen Verwaltungsbehörde gewährt. 

(2) Im übrigen werden Heilbehandlung und Kran- 
kenbehandlung von der Krankenkasse durchgeführt 
Zuständig ist für die Heilbehandlung von Beschädig- 
ten, die Mitglied einer Krankenkasse der sozialen 
Krankenversicherung (Orts-, Land-, Betriebs-, In- 
nungs-Krankenkasse, See-Krankenkasse, Knapp- 
schaft, Ersatzkasse) sind und für Leistungsempfän- 
ger, die Familienangehörige eines Mitgliedes einer 
solchen Krankenkasse sind und für die der Ver- 
sicherte einen Anspruch auf Familienhilfe hat, diese 
Krankenkasse, auch wenn ihre Leistungspflicht nach 
Gesetz oder Satzung erschöpft ist, für die Heilbe- 
handlung der übrigen Beschädigten und die Kran- 
kenbehandlung der übrigen Leistungsempfänger 
die Allgemeine Ortskrankenkasse oder, wo eine 
solche nicht besteht, die Landkrankenkasse des 
Wohnorts, Während der Heilbehandlung oder 
Krankenbehandlung ist der Leistungsempfänger der 
Krankenordnung und den Strafbestimmungen der 
Krankenkasse unterworfen, auch wenn er nicht ihr 
Mitglied ist. 

(3) Heilbehandlung und Krankenbehandlung wer- 
den so lange fortgesetzt, wie sie eine Besserung des 
Gesundheitszustandes, die Verhütung einer Zu- 
nahme des Leidens oder die Behebung körperlicher 
Beschwerden erwarten lassen. Die für die Durch- 
führung der Versorgung zuständige Verwaltungs- 
behörde ist berechtigt, in allen Fällen, in denen die 
Krankenkasse nur auf Grund dieses Gesetzes Heil- 
behandlung und Krankenbehandlung durchführt, 
Art, Umfang und Dauer der Behandlung zu bestim- 
men. Ihre Entscheidung ist für die Krankenkasse 
bindend. 

(4) Anstelle der Krankenkasse kann die zustän- 
dige Verwaltungsbehörde Heilbehandlung und 
Krankenbehandlung selbst durchführen. 
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(5) Führt ein Versorgungsberechtigter, der nicht 
Mitglied einer Krankenkasse der sozialen Kranken« 
Versicherung ist, eine Heilbehandlung oder eine 
Krankenbehandlung ohne Inanspruchnahme der zu- 
ständigen Krankenkasse (Absatz 2) oder der zu- 
ständigen Verwaltungsbehörde (Absatz 1) durch, so 
sind die Kosten in angemessenem Umfang zu er- 
statten, wenn zwingende Gründe die Inanspruch- 
nahme der Krankenkasse oder der Verwaltungsbe- 
hörde unmöglich machten. Kosten für eine selbst 
durchgeführte Badekur werden nicht erstattet. Kran- 
kengeld und Hausgeld werden nicht gewährt. 

(6) Auch wenn die Heilbehandlung und die 
Krankenbehandlung nur auf Grund dieses Gesetzes 
gewährt werden, haben Ärzte, Zahnärzte, Apothe- 
ker und andere der Heilbehandlung und Kranken- 
behandlung dienende Personen sowie Kranken- 
anstalten und Einrichtungen nur auf die für Mitglie- 
der der Krankenkasse zu zahlende Vergütung An- 
spruch. Ausnahmen von dieser Vorschrift können 
zugelassen werden. 

(7) Berechtigte, die Heilbehandlung oder Kran- 
kenbehandlung nur auf Grund dieses Gesetzes er- 
halten, sind von der Verpflichtung, den Betrag für 
das Verordnungsblatt und die Gebühr für den Kran- 
kenschein (§§ 182a, 187b RVO) zu entrichten, be- 
freit. 

§ 15 

(1) Zur Gewährung der Krankenhausbehandlung 
oder Heilstättenbehandlung bedarf es der Zustim- 
mung des Beschädigten, wenn er einen eigenen 
Haushalt hat oder bei seinen Familienangehörigen 
wohnt. Bei einem Minderjährigen, der das sech- 
zehnte Lebensjahr vollendet hat, genügt seine Zu- 
stimmung. 

(2) Der Zustimmung bedarf es nicht, wenn 

1. die Art der Gesundheitsstörung eine Be- 
handlung oder Pflege verlangt, die in der 
Wohnung der Familienangehörigen des 
Beschädigten nicht möglich ist, 

2. die Krankheit ansteckend ist, 

3. der Beschädigte wiederholt der Kranken- 
ordnung oder den Anordnungen des be- 
handelnden Arztes zuwidergehandelt hat, 

4. der Zustand oder das Verhalten des Be- 
schädigten eine fortgesetzte Beobachtung 
erfordert. 

§ 16 

(1) Wird die Heilbehandlung ambulant oder als 
Hauspflege durchgeführt, so erhält der Beschädigte, 
wenn keine der in § 14 Abs. 2 genannten Kassen 
zur Zahlung verpflichtet ist, Krankengeld, soweit 
dieses nach Gesetz oder Satzung und solange es 
nach Gesetz von der zur Leistung der Heilbehand- 
lung verpflichteten Krankenkasse ihm als versiche- 
rungspflichtigem Mitglied zu zahlen wäre. Ob und 
inwieweit darüber hinaus Krankengeld weiterge- 
zahlt werden kann, bestirhmt die zuständige Ver- 
waltungsbehörde. 


(2) Die Höhe des Krankengeldes ist so zu be- 
messen, als ob der Beschädigte Mitglied der Kran- 
kenkasse wäre. Krankengeld wird nur gewährt, 
wenn der Beschädigte infolge einer Erkrankung, die 
durch eine als Folge einer Schädigung anerkannte 
Gesundheitsstörung verursacht worden ist, in sei- 
nem zuletzt ausgeübten Beruf arbeitsunfähig ist und 
nur soweit sein laufendes Einkommen, das er un- 
mittelbar vor der Erkrankung bezogen hat, durch 
die Erkrankung gemindert ist. 

§ 17 

(1) Während der Krankenhausbehandlung, Bade- 
kur oder Heilstättenbehandlung wird die Rente 
weitergezahlt. 

(2) Einem Beschädigten, der Heilbehandlung nur 
auf Grund dieses Gesetzes erhält, wird während der 
Krankenhausbehandlung Hausgeld gewährt. Das 
Hausgeld ist so zu bemessen, als ob der Beschädigte 
Mitglied der Krankenkasse wäre. Es wird nur ge- 
zahlt, soweit das Einkommen durch die Erkrankung 
gemindert ist. Hausgeld wird auch gewährt, wenn 
der Beschädigte Heilbehandlung nicht nur auf Grund 
dieses Gesetzes erhält, eine der in § 14 Abs. 2 ge- 
nannten Kassen zur Zahlung von Kranken- oder 
Hausgeld aber nicht verpflichtet ist. 

(3) Während einer Badekur oder einer Heil- 
stättenbehandlung wird Hausgeld nach .Absatz 2 
gewährt. 

§ 18 

(1) Sind die Krankenkassen nicht nur nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes verpflichtet, Heilbe- 
handlung, Krankengeld oder Hausgeld zu gewäh- 
ren, so wird ihnen für ihre Aufwendungen bis zum 
31. März 1961 und für die beim Ablauf dieser Frist 
schwebenden Heilbehandlungsfälle Ersatz geleistet. 
Der Ersatz wird gewährt, wenn der Zusammenhang 
der Krankheit mit einer Schädigung anerkannt ist; 
wird dieser Zusammenhang erst während der Heil- 
behandlung anerkannt, so wird der Ersatz frühestens 
von der Anmeldung des Versorgungsanspruchs an, 
jedoch nicht für eine vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes liegende Zeit geleistet. 

(2) Ist eine Schädigung erst nach dem 1. Oktober 
1950 eingetreten, so wird Ersatz bis zum Ablauf 
der auf die Schädigung folgenden zehn Kalender- 
jahre, mindestens jedoch bis zum 31. März 1961 
gewährt. 

(3) Als Ersatz werden gewährt bei Heilanstalt- 
pflege drei Viertel der aufgewendeten Kranken- 
hauskosten, bei ambulanter Behandlung, wenn und 
solange Krankengeld gewährt wird, das satzungs- 
mäßige Krankengeld, sonst 3 Deutsche Mark für 
jeden Behandlungstag. Daneben wird der Aufwand 
für kleinere Heilmittel ersetzt. 

(4) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten nicht 
für Gesundheitsschäden, die auf einer vor dem 
1. September 1939 beendeten Dienstleistung oder 
auf einem vor diesem Zeitpunkt eingetretenen Er- 
eignis beruhen. 
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§ 19 

Soweit die Krankenkassen nur nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes verpflichtet sind, Heilbe- 
handlung und Krankenbehandlung durchzuführen, 
werden ihnen die entstandenen Kosten und der ent- 
sprechende Anteil an den Verwaltungskosten er- 
setzt. 

§ 20 

(1) Ersatzansprüche nach § 19 sind von der Kran- 
kenkasse spätestens drei Wochen nach dem Beginn 
der Heilbehandlung und Krankenbehandlung, bei 
Gewährung von Krankengeld oder Hausgeld spä- 
testens drei Wochen nach dessen erster Anwei- 
sung, bei der zuständigen Verwaltungsbehörde un- 
ter Angabe der behandelten Krankheit und des Zeit- 
punktes der Aussteuerung vorläufig anzumelden. 
Werden sie später angemeldet, so kann Ersatz für 
die vor der Anmeldung liegende Zeit abgelehnt 
werden. 

(2) Ersatzansprüche nach § 18 verjähren in zwei 
Jahren. Die Verjährung beginnt mit Ablauf des 
Jahres, in dem die Heilbehandlung oder Kranken- 
behandlung durchgeführt ist, frühestens jedoch mit 
der Anerkennung des Versorgungsanspruchs. 

§ 21 

Die zuständige Verwaltungsbehörde kann jeder- 
zeit eine neue Heilbehandlung anordnen, wenn zu 
erwarten ist, daß sie den Gesundheitszustand des 
Beschädigten bessert. Eine Operation darf ohne Zu- 
stimmung des Beschädigten nicht vorgenommen 
werden. 

§5 22 bis 24 
bleiben frei! 


(2) Die Maßnahmen können in beruflicher Fort- 
bildung, Berufsumschulung oder Berufsausbildung 
bestehen. Sie müssen eine Wiedererlangung oder 
Besserung der beruflichen Leistungsfähigkeit er- 
warten lassen. Die Dauer der Maßnahmen soll die 
übliche oder vorgeschriebene Ausbildungszeit in 
der Regel nicht überschreiten. 

(3) Voraussetzung für die Einleitung arbeits- und 
berufsfördernder Ausbildungsmaßnahmen ist das 
Bestehen einer Schädigung, die die Ausübung der 
bisherigen oder angestrebten Berufsarbeit wesent- 
lich beeinträchtigt oder die Erlernung eines neuen 
Berufes notwendig macht. 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
Voraussetzungen, Art, Ausmaß und Dauer der Be- 
rufsförderungsmaßnahmen sowie das Verfahren zu 
bestimmen. 


§ 27 

(1) Durch die Gewährung einer Erziehungsbeihilfe 
an Beschädigte und Hinterbliebene ist sicherzustel- 
len, daß den unterhaltsberechtigten Kindern eines 
Beschädigten und den versorgungsberechtigten Wai- 
sen eine den Fähigkeiten entsprechende Schul- und 
Berufsausbildung ermöglicht wird. 

(2) Die Beschaffung von Arbeitsplätzen für Be- 
schädigte und Hinterbliebene sowie der Arbeits- 
schutz werden durch besonderes Gesetz geregelt. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
Voraussetzungen, Art, Ausmaß und Dauer der Er- 
ziehungsbeihilfe sowie das Verfahren zu bestim- 
men. 


Soziale Fürsorge, Arbeits- und Berufsförderung 
§ 25 

(1) Die soziale Fürsorge nach diesem Gesetz hat 
sich der Beschädigten und Hinterbliebenen in allen 
Lebenslagen anzunehmen und ihnen behilflich zu 
sein, die Folgen der erlittenen Schädigung oder des 
Verlustes des Ernährers nach Möglichkeit zu über- 
winden oder zu mildern; dies gilt insbesondere für 
die Berufsfürsorge. 

(2) Für Kriegsblinde, Ohnhänder, Querschnitt- 
gelähmte, die eine Pflegezulage beziehen, und son- 
stige Empfänger einer Pflegezulage sowie für Hirn- 
verletzte und Beschädigte,' deren Minderung der Er- 
werbsfähigkeit wegen Erkrankung an Tuberkulose 
wenigstens 50 vom Hundert beträgt, ist eine wirk- 
same Sonderfürsorge sicherzustellen. 

§ 26 

(1) Der Beschädigte hat Anspruch auf alle Maß- 
nahmen, die der Erlangung und Wiedergewinnung 
der beruflichen Leistungsfähigkeit dienen und ihn 
befähigen, sich am Arbeitsplätze und im Wettbe- 
werbe mit Nichtbeschädigten zu behaupten. 


Beschädigtenrente 


§ 28 


(1) Beschädigte erhalten eine monatliche Grund- 
rente bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 


um 30 vom Hundert 
um 40 vom Hundert 
um 50 vom Hundert 
um 60 vom Hundert 
um 70 vom Hundert 
um 80 vom Hundert 
um 90 vom Hundert 
bei Erwerbsunfähigkeit 


von 30 Deutschen Mark, 
von 38 Deutschen Mark, 
von 48 Deutschen Mark, 
von 60 Deutschen Mark, 
von 80 Deutschen Mark, 
von 100 Deutschen Mark, 
von 120 Deutschen Mark, 
von 150 Deutschen Mark. 


Die Grundrente erhöht sich für Schwerbeschädigte, 
die das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet 
haben, um 10 Deutsche Mark. 


(2) Die vorstehenden Hundertsätze stellen Durch- 
schnittssätze dar; eine um 5 vom Hundert geringere 
Minderung der Erwerbsfähigkeit wird von ihnen 
mitumfaßt. 

(3) Wer in seiner Erwerbsfähigkeit um mehr als 
90 vom Hundert beeinträchtigt ist, gilt als erwerbs- 
unfähig. 

(4) Blinde erhalten stets die Rente eines Erwerbs- 
unfähigen. 


7 



Drucksache 1239 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


§ 29 

(1) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit ist nach 
der körperlichen Beeinträchtigung im allgemeinen 
Erwerbsleben zu beurteilen; dabei sind seelische 
Begleiterscheinungen und Schmerzen in ihrer Aus- 
wirkung zu berücksichtigen. Für erhebliche äußere 
Körperschäden können Mindesthundertsätze festge- 
setzt werden. 

(2) Bei jugendlichen Beschädigten (§ 34) ist die 
Minderung der Erwerbsfähigkeit nach dem Grade 
zu bemessen, der sich bei Erwachsenen mit gleicher 
Gesundheitsstörung ergibt. 


§ 30 


(1) Wer durch die Art der Schädigungsfolgen be- 
ruflich besonders betroffen ist und deshalb ein um 
mindestens 100 Deutsche Mark geringeres Einkom- 
men erzielt, als er ohne die Schädigungsfolgen in 
seinem derzeitigen oder früher ausgeübten, dem be- 
gonnenen oder nachweislich angestrebten Beruf er- 
zielt hätte, erhält einen Berufsschadensausgleich. 


(2) Der Berufsschadensausgleich bemißt sich nach 
der Höhe des Einkommensverlustes. Er beträgt bei 
einem monatlichen Einkommensverlust 
von 100 bis 200 Deutschen Mark 

50 Deutsche Mark, 
von 201 bis 400 Deutschen Mark 

100 Deutsche Mark, 
von 401 bis 600 Deutschen Mark 

150 Deutsche Mark, 
von 601 bis 800 Deutschen Mark 

200 Deutsche Mark, 
von 801 bis 1 000 Deutschen Mark 

250 Deutsche Mark, 
von 1 001 bis 1 200 Deutschen Mark 

300 Deutsche Mark, 
von 1 201 bis 1 400 Deutschen Mark 

350 Deutsche Mark, 
von 1401 und mehr Deutschen Mark 

400 Deutsche Mark. 


(3) Der Berufsschadensausgleich ist zu acht Zehn- 
tel auf die Ausgleichsrente, auch auf die Ausgleichs- 
rente von Pflegezulageempfängern, anzurechnen. 

(4) Sind arbeits- und berufsfördernde Maßnah- 
men nach § 26 möglich und zumutbar, so kann der 
Berufsschadensausgleich nur gewährt werden, wenn 
diese Maßnahmen aus vom Beschädigten nicht zu 
vertretenden Gründen erfolglos geblieben sind oder 
ein Ausgleich des beruflichen Sdiadens nicht erzielt 
werden konnte. 


(5) Bei der Ermittlung des Einkommensverlustes 
ist das vom Beschädigten aus seiner gegenwärtigen 
oder früheren Tätigkeit erzielte derzeitige Brutto- 
einkommen dem Durchsdinittseinkommen der Be- 
rufsgruppe gegenüberzustellen, das der Beschädigte 
ohne die Schädigung nach seinen Lebensverhält- 
nissen, Kenntnissen und Fähigkeiten und dem bis- 
her betätigten Arbeits- und Ausbildungswillen vor- 
aussichtlich erhalten würde. Allgemeine Vergleichs- 
grundlage zur Ermittlung des Durchschnittseinkom- 
mens sind die amtlichen Erhebungen des Statisti- 
schen Bundesamtes in zweijährigem Zeitabstand, 
beginnend mit den am 1. Oktober 1959 bekannten 


Ergebnissen. Maßgebend sind die Durchschnitts- 
ergebnisse des Bundesgebietes. Bei Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes sind die beamten- oder 
tarifrechtlidien Besoldungs- oder Vergütungsgrup- 
pen zum Vergleich heranzuziehen. 

(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zur Durdiführung dieser 
Vorsdirift eine Rechtsverordnung zu erlassen. Hier- 
bei kann sie bestimmen, wie der Einkommens- 
verlust ermittelt wird, wenn amtliche Erhebungen 
des Statistischen Bundesamtes nicht vorliegen oder 
zum Vergleich nicht herangezogen werden können. 
Als Vergleichsmaßstab kann sie Besoldungsgruppen 
nach dem Bundesbesoldungsgesetz bestimmen. 


§ 31 

(1) Sdiwerbeschädigte erhalten eine Ausgleichs- 
rente, wenn sie infolge ihres Gesundheitszustandes 
oder hohen Alters oder aus einem von ihnen nicht 
zu vertretenden sonstigen Grunde eine ihnen zu- 
mutbare Erwerbstätigkeit nicht oder nur in be- 
schränktem Umfange oder nur mit überdurchschnitt- 
lichem Kräfteaufwand ausüben können. 

(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt monatlich 
bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

um 50 bis 60 vom Hundert 150 Deutsche Mark, 

um 70 bis 80 vom Hundert 200 Deutsche Mark, 

um 90 und mehr vom Hundert 250 Deutsche Mark; 
sie ist um das anzurechnende Einkommen zu min- 
dern. 

(3) Anzurechnen sind 

a) bei Einkünften aus nichtselbständiger Ar- 
beit im Sinne des § 19 Abs. 1 Nr. 1 des 
Einkommensteuergesetzes 

fünf Zehntel, 

b) bei Einkünften aus Land- und Forst- 
wirtschaft, Gewerbebetrieb und selbstän- 
diger Arbeit 

sieben Zehntel, 

c) bei allen anderen Einkünften ohne Rück- 
sicht auf ihre Quelle und Rechtsnatur 

acht Zehntel 

des nach Abzug der absetzbaren Ausgaben verblei- 
benden Betrages (Nettoeinkommen). Das anzurech- 
nende Einkommen ist auf volle Deutsche Mark nach 
unten abzurunden. 

(4) Empfänger einer Pflegezulage erhalten we- 
nigstens die Hälfte der vollen Ausgleichsrente, 
Empfänger einer Pflegezulage von mindestens 
150 Deutschen Mark monatlich stets die volle Aus- 
gleichsrente, auch wenn die Pflegezulage gemäß § 35 
Abs. 2 nicht gezahlt wird. 

(5) Läßt sich das Einkommen zahlenmäßig nicht 
ermitteln, so ist das Nettoeinkommen unter Berück- 
sichtigung der Gesamtverhältnisse festzusetzen. 

(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
zu bestimmen, 

a) welche Einkünfte bei Feststellung der Aus- 
gleichsrente unberücksichtigt bleiben, 

b) wie das Nettoeinkommen zu ermitteln ist. 
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§ 32 

Schwerbeschädigte erhalten für den Ehegatten 
einen Zuschlag von 25 Deutschen Mark monatlich. 
Auf ihn ist das Nettoeinkommen anzurechnen, so- 
weit es den Betrag übersteigt, der die Zahlung 
einer Ausgleichsrente ausschließt. 

§ 33 

(1) Schwerbeschädigte erhalten für jedes Kind 
einen Kinderzuschlag. 

(2) Als Kinder gelten 

1. eheliche Kinder, 

2. für ehelich erklärte Kinder, 

3. an Kindes Statt angenommene Kinder, 

4. in den Haushalt des Beschädigten aufge- 
nommene Stiefkinder, 

5. Pflegekinder im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 
3 des Kindergeldgesetzes, wenn das Pfle- 
gekindschaftsverhältnis vor Anerkennung 
der Folgen der Schädigung begründet wor- 
den ist, 

6. uneheliche Kinder, jedoch von männlichen 
Beschädigten nur, wenn seine Vaterschaft 
oder Unterhaltspflicht festgestellt ist. 

(3) Der Kinderzuschlag wird bis zur Vollendung 
des achtzehnten Lebensjahres gezahlt. Er ist in glei- 
cher Weise nach Vollendung des achtzehnten Le- 
bensjahres für ein unverheiratetes Kind zu zahlen, 
das 

a) sich in der Schul- oder Berufsausbildung 
befindet, längstens bis zur Vollendung des 
fünfundzwanzigsten Lebensjahres, 

b) bei Vollendung des achtzehnten Lebens- 
jahres infolge körperlicher oder geistiger 
Gebrechen außerstande ist, sich selbst zu 
unterhalten, solange dieser Zustand dau- 
ert. 

Im Fall der Unterbrechung oder Verzögerung der 
Schul- oder Berufsausbildung durch Erfüllung der 
gesetzlichen Wehr- oder Ersatzdienstpflicht eines 
Kindes im Sinne des Satzes 2 Buchstabe a ist der 
Kinderzuschlag für einen der Zeit dieses Dienstes 
entsprechenden Zeitraum über das fünfundzwan- 
zigste Lebensjahr hinaus zu zahlen. 

(4) Der Kinderzuschlag ist in Höhe des gesetz- 
lichen Kindergeldes zu zahlen. Auf ihn sind anzu- 
rechnen 

a) Kinderzuschüsse oder ähnliche Leistungen, 
die für das Kind gezahlt werden oder zu 
zahlen sind, 

b) anteilmäßig das Nettoeinkommen des 
Schwerbeschädigten, soweit es den Betrag 
übersteigt, der die Zahlung der Ausgleichs- 
rente ausschließt und nicht bereits auf den 
Zuschlag nach § 32 angerechnet worden ist. 

Der auszuzahlende Betrag ist auf volle Deutsche 
Mark aufzurunden. 

(5) Steht die Vertretung in den persönlichen An- 
gelegenheiten des Kindes nicht dem Beschädigten 


zu, so kann der gesetzliche Vertreter des Kindes 
die Zahlung des Kinderzuschlages an sich beantra- 
gen. Ist das Kind volljährig, so kann es Zahlung an 
sich selbst beantragen. 

§34 

(1) Die Ausgleichsrente beträgt für Schwerbe- 
schädigte vor Vollendung des vierzehnten Lebens- 
jahres bis zu 30 vom Hundert, vor Vollendung des 
achtzehnten Lebensjahres bis zu 50 vom Hundert 
der Sätze des § 31 Abs. 2; sie ist auf den vollen Satz 
zu erhöhen, wenn der Schwerbeschädigte seinen Le- 
bensunterhalt allein bestreiten muß. 

(2) Ausgleichsrente ist nur insoweit zu gewähren, 
als djes nach den wirtschaftlichen Verhältnissen des 
Beschädigten und seiner unterhaltspflichtigen Ange- 
hörigen gerechtfertigt ist. Lehrlingsvergütung bis 
zu 40 Deutschen Mark monatlich bleibt unberück- 
sichtigt. 

Pflegezulage 

§ 35 

(1) Solange der Beschädigte infolge der Schädi- 
gung so hilfslos ist, daß er für die gewöhnlichen und 
regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im Ab- 
lauf des täglichen Lebens in erheblichem Umfange 
fremder Hilfe dauernd bedarf, wird eine Pflegezu- 
lage von 75 Deutschen Mark (Stufe I) monatlich ge- 
währt. Ist die Gesundheitsstörung so schwer, daß sie 
dauerndes Krankenlager oder außergewöhnliche 
Pflege erfordert, so ist die Pflegezulage je nach 
Lage des Falles unter Berücksichtigung der für die 
Pflege erforderlichen Aufwendungen auf 110, 150, 
175 oder 275 Deutsche Mark (Stufen II, III, IV und 
V) zu erhöhen. Blinde erhalten in der Regel die 
Pflegezulage nach Stufe III. Erwerbsunfähige Hirn- 
beschädigte erhalten eine Pflegezulage mindestens 
nach Stufe I. 

(2) Während einer Badekur oder Heilstättenbe- 
handlung nach § 11 Abs. 2 wird die Pflegezulage 
nicht gezahlt. Die Zahlung wird mit dem Ersten des 
auf die Aufnahme folgenden Monats eingestellt und 
mit dem Ersten des Entlassungsmonats wieder auf- 
genommen. In gleicher Weise kann sie ganz oder 
teilweise eingestellt werden, wenn Hauspflege ge- 
währt wird. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für Empfänger einer Pflege- 
zulage mindestens nach Stufe III. 

Bestattungsgeld 

§ 36 

(1) Beim Tode eines rentenberechtigten Beschä- 
digten wird ein Bestattungsgeld gewährt. Es beträgt 
300 Deutsche Mark, wenn der Tod die Folge einer 
Schädigung ist, sonst die Hälfte dieses Betrages. 
Der Tod gilt stets dann als Folge einer Schädigung, 
wenn ein Beschädigter an einem Leiden stirbt, das 
als Folge einer Schädigung anerkannt und für das 
ihm im Zeitpunkt des Todes Rente zuerkannt war. 

(2) Vom Bestattungsgeld werden zunächst die Ko- 
sten der Bestattung bestritten und an den gezahlt, 
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der die Bestattung besorgt hat. Dies gilt auch, wenn 
die Kosten der Bestattung aus öffentlichen Mitteln 
bestritten worden sind. Bleibt ein Überschuß, so sind 
nacheinander der Ehegatte, die Kinder, die Eltern, 
die Stiefeltern, die Pflegeeltern und die Großeltern, 
die Geschwister und die Geschwisterkinder bezugs- 
berechtigt, wenn sie ipit dem Verstorbenen zur Zeit 
des Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben. 
Fehlen solche Berechtigte, so wird der Uberschuß 
nicht ausgezahlt. 

(3) Stirbt ein nichtrentenberechtigter Beschädig- 
ter an den Folgen einer Schädigung, so ist ein Be- 
stattungsgeld bis zu 300 Deutschen Mark zu zahlen, 
soweit Kosten der Bestattung entstanden sind. 

(4) Eine auf Grund anderer gesetzlicher Vor- 
schriften für den gleichen Zweck zu gewährende Lei- 
stung ist auf das Bestattungsgeld anzurechnen. 

(5) Stirbt ein Beschädigter an den Folgen einer 
Schädigung außerhalb seines ständigen Wohnsitzes, 
so sind die notwendigen Kosten für die Leichen- 
überführung dem zu erstatten, der sie getragen hat. 
Dies gilt nicht, wenn der Tod während eines Auf- 
enthaltes im Ausland eingetreten ist, jedoch kann 
eine Beihilfe gewährt werden. 

(6) Stirbt ein Beschädigter während eines nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes durchgeführten 
Kur- oder Heilverfahrens nicht an den Folgen einer 
Schädigung, so sind die notwendigen Kosten der 
Leichenüberführung nach dem früheren Wohnsitz 
des Verstorbenen dem zu erstatten, der sie ge- 
tragen hat. 

Bezüge für das Sterbevierteljahr 
§ 37 

(1) Stirbt ein Rentenempfänger, so werden für 
die auf den Sterbemonat folgenden drei Monate 
noch die Beträge gezahlt, die dem Verstorbenen 
nach den §§ 28 bis 35 zu zahlen gewesen wären, 
Pflegezulage jedoch höchstens nach Stufe 11. 

(2) Bezugsberechtigt sind nacheinander der Ehe- 
gatte, die Kinder, die Eltern, die Stiefeltern, die 
Pflegeeltern und die Großeltern, die Geschwister 
und die Geschwisterkinder, wenn sie mit dem Ver- 
storbenen zur Zeit des Todes in häuslicher Gemein- 
schaft gelebt haben. Kinderzuschläge sind jedoch 
den Kindern zu zahlen, für die sie bestimmt waren 
oder gewesen wären. 

(3) Hat der Verstorbene mit keiner der in Ab- 
satz 2 bezeichneten Personen in häuslicher Gemein- 
schaft gelebt, so können diesen die Bezüge für das 
Sterbevierteljahr gezahlt werden, wenn er sie un- 
terhalten hat. Andere Personen können die Bezüge 
für das Sterbevierteljahr nur erhalten, wenn sie die;* 
Kosten der letzten Krankheit oder der Bestattung 
getragen oder den Verstorbenen bis zu seinem 
Tode gepflegt haben. 

Hinterbliebenenrente 

§ 38 

(1) Ist ein Beschädigter an den Folgen einer Schä- 
digung gestorben, so haben die Witwe, der Witwer, 


die Waisen und die Verwandten der aufsteigenden 
Linie Anspruch auf Hinterbliebenenrente. Der Tod 
gilt stets dann als Folge einer Schädigung, wenn ein 
Beschädigter. an einem Leiden stirbt, das als Folge 
einer Schädigung rechtsverbindlich anerkannt und 
für das ihm im Zeitpunkt des Todes Rente zuerkannt 
war. 

(2) Die Witwe oder der Witwer hat keinen An- 
spruch, wenn die Ehe erst nach der Schädigung ge- 
schlossen worden ist und nicht mindestens ein Jahr 
gedauert hat; jedoch kann Rente beim Vorliegen 
besonderer Umstände gewährt werden. 

§ 39 

Die Witwe erhält eine Grundrente von 70 Deut- 
schen Mark monatlich. 

§ 40 

(1.) Ausgleichsrente erhalten Witwen, die 

a) durch Krankheit oder andere Gebrechen 
nicht nur vorübergehend wenigstens die 
Hälfte ihrer Erwerbsfähigkeit verloren 
haben oder 

b) das fünfundvierzigste Lebensjahr voll- 
endet haben oder 

c) für mindestens ein Kind des Verstorbenen 
im Sinne des § 33 Abs. 2 oder ein eigenes 
Kind zu sorgen haben, das eine Waisen- 
rente nach diesem Gesetz bezieht oder bis 
zur Erreichung der Altersgrenze oder bis 
zu seiner Verheiratung Waisenrente nach 
diesem Gesetz oder nach bisherigen ver- 
sorgungsrechtlichen Vorschriften bezogen 
hat. 

(2) Die volle Ausgleichsrente der Witwe beträgt 
monatlich 150 Deutsche Mark. 

(3) Ist die Witwe durch den Verlust ihres Ehe- 
mannes wirtschaftlich besonders betroffen, so erhöht 
sich die volle Ausgleichsrente auf 200 Deutsche 
Mark. Sie ist besonders betroffen, wenn ihre Ein- 
künfte einschließlich der Grund- und Ausgleichs- 
rente nicht ein Viertel des Einkommens ihres Ehe- 
mannes erreichen, das dieser erzielt hat oder vor- 
aussichtlich erzielt hätte. 

(4) Die volle Ausgleichsrente (Absätze 2 und 3). 
ist um das anzurechnende Einkommen zu mindern. 
§ 31 Abs. 3 und 5 gilt entsprechend. 

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
zu bestimmen, 

a) welche Einkünfte bei Feststellung der Aus- 
gleichsrente unberücksichtigt bleiben, 

b) wie das Nettoeinkommen zu ermitteln ist. 

§ 41 

(1) Im Falle der Scheidung, Aufhebung oder Nich- 
tigerklärung der Ehe erhält die frühere Ehefrau des 
Verstorbenen Rente (§§ 39 und 40), wenn dieser zur 
Zeit seines Todes Unterhalt nach den eherechtlichen 
Vorschriften oder aus sonstigen Gründen tu leisten 
hatte oder im letzten Jahr vor seinem Tode gelei- 
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stet hat. Ist die Ehe wegen Geisteskrankheit des 
Verstorbenen geschieden, aufgehoben oder für nich- 
tig erklärt worden, so erhält die frühere Ehefrau 
auch ohne die Voraussetzung des Satzes 1 Rente, 
wenn die Geisteskrankheit in ursächlichem Zusam- 
menhang mit einer Schädigung (§ 1) gestanden hat 
und der Beschädigte an den Folgen dieser Schädi- 
gung gestorben ist. 

(2) Entsprechendes gilt, wenn beim Tode des Be- 
schädigten die eheliche Gemeinschaft aufgehoben 
war. 

§ 42 

(1) Im Falle der Wiederverheiratung erhält die 
Witwe an Stelle des Anspruchs auf Rente eine Ab- 
findung in Höhe des fünffachen Jahresbetrages der 
monatlichen Grundrente. Die Abfindung ist auch zu 
zahlen, wenn im Zeitpunkt der Wiederverheiratung 
mangels Antrages kein Anspruch auf Rente bestand; 
sie ist binnen drei Jahren nach der Wiederverheira- 
tung zu beantragen. 

(2) Wird die neue Ehe ohne alleiniges oder über- 
wiegendes Verschulden der Witwe aufgelöst oder 
für nichtig erklärt, so lebt der Anspruch auf Witwen- 
rente wieder auf. 

(3) Ist die Ehe innerhalb von fünf Jahren nach 
der Wiederverheiratung aufgelöst oder für nichtig 
erklärt worden, so ist bis zum Ablauf dieses Zeit- 
raumes für jeden Monat ein Sechzigstel der Abfin- 
dung (Absatz 1) auf die Witwenrente anzurechnen. 

(4) Die Witwenrente beginnt mit dem Monat, in 
dem sie beantragt wird, frühestens jedoch mit dem 
auf den Tag der Auflösung oder Nichtigerklärung 
der Ehe folgenden Monat. Bei Nichtigerklärung, 
Aufhebung oder Scheidung der Ehe ist dies*der Tag, 
an dem das Urteil rechtskräftig geworden ist. 

(5) Infolge Auflösung oder Nichtigerklärung der 
neuen Ehe erworbene Versorgungs-, Renten- oder 
Unterhaltsansprüche sind geltend zu machen; die 
Leistungen sind auf die Witwenrente (Absatz 2) 
anzurechnen. 

(6) Hat eine Witwe keine Witwenrente nach die- 
sem Gesetz bezogen und ist ihr früherer Ehemann 
an den Folgen einer Schädigung im Sinne des § 1 
gestorben, so finden die Absätze 2, 4 und 5 entspre-* 
chend Anwendung, wenn sie ohne die Wiederver- 
heiratung einen Anspruch auf Versorgung hätte. 

§ 43 

(1) Der Witwer erhält eine Rente nach §§ 39 und 
40, wenn die an den Folgen einer Schädigung ge- 
storbene Ehefrau seinen Lebensunterhalt überwie- 
gend bestritten hat, weil seine Arbeitskraft und 
seine Einkünfte hierzu nicht ausreichten. 

(2) §§ 41 und 42 finden entsprechende Anwen- 
dung. 

§ 44 

(1) Waisen erhalten Rente bis zur Vollendung 
des achtzehnten Lebensjahres; Waisen, deren Mut- 
ter an den Folgen einer Schädigung gestorben ist, 
jedoch nur, wenn 


a) der Vater nicht mehr lebt 
oder 

b) die Verstorbene überwiegend deren Un- 
terhalt bestritten hat, weil die Arbeits- 
kraft und die Einkünfte des Vaters hierzu 
nicht ausreichten. 

^2) Als Waisen im Sinne des Absatzes 1 gelten 

1. eheliche Kinder, 

2. für ehelich erklärte Kinder, 

3. an Kindes Statt angenommene Kinder, 

4. Stiefkinder, die der Verstorbene in seinen 
Haushalt auf genommen hatte, 

5. Pflegekinder, die der Verstorbene bei sei- 
nem Tode mindestens seit einem vor der 
Schädigung oder vor Anerkennung der 
Folgen der Schädigung liegenden Zeit- 
punkt oder seit mindestens einem Jahr un- 
entgeltlich unterhalten hat, 

6. uneheliche Kinder, wenn die Vaterschaft 
des Verstorbenen glaubhaft gemacht ist. 

(3) Ist die Mutter eines unehelichen Kindes an 
den Folgen einer Schädigung gestorben, so wird 
Waisenrente gewährt. 

(4) Die Waisenrente ist nach Vollendung des 
achtzehnten Lebensjahres für eine unverheiratete 
Waise zu gewähren, die 

a) sich in der Schul- oder Berufsausbildung 
befindet, längstens bis zur Vollendung des 
fünfundzwanzigsten Lebensjahres, 

b) bei Vollendung des achtzehnten Lebens- 
jahres infolge körperlicher oder geistiger 
Gebrechen außerstande ist, sich selbst zu 
unterhalten, solange dieser Zustand 
dauert. 

Im Falle der Unterbrechung oder Verzögerung der 
Schul- oder Berufsausbildung durch Erfüllung der 
gesetzlichen Wehr- oder Ersatzdienstpflicht einer 
Waise im Sinne des Satzes 1 Buchstabe a ist die 
Waisenrente für einen der Zeit dieses Dienstes ent- 
sprechenden Zeitraum über das fünfundzwanzigste 
Lebensjahr hinaus zu leisten. 

(5) Kommen für dieselbe Waise mehrere Wai- 
senrenten nach diesem Gesetz in Betracht, so wird 
nur eine Rente gewährt. 

§ 45 

Die Grundrente beträgt bei Waisen, deren Vater 
oder Mutter noch lebt, 20 Deutsche Mark, bei Wai- 
sen, deren Vater und Mutter nicht mehr leben, 
30 Deutsche Mark monatlich. 


§ 46 ' 

(1) Die volle Ausgleichsrente beträgt monatlich 
bei Waisen, deren Vater oder Mutter noch lebt, 
80 Deutsche Mark, 

bei Waisen, deren Vater und Mutter nicht mehr 
leben, 120 Deutsche Mark. 
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(2) Die volle Ausgleichsrente ist um die Höhe 
des für den Unterhalt der Waise zur Verfügung 
stehenden anzurechnenden Einkommens zu min- 
dern; hierzu gehören auch Kinderzuschüsse oder 
ähnliche Leistungen einschließlich der Kinderzu- 
schläge nach § 33, die für die Waise gezahlt wer- 
den oder zu zahlen sind, sowie gesetzliche Unter- 
haltsansprüche. § 31 Abs. 3 und 5 gilt entsprechend. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
zu bestimmen, 

a) welche Einkünfte bei Feststellung der 
Ausgleichsrente unberücksichtigt bleiben, 

b) wie das Nettoeinkommen zu ermitteln ist. 

§ 47 

(1) Ist ein Beschädigter, der bis zum Tode die 
Rente eines Erwerbsunfähigen oder Pflegezulage 
bezogen hat, nicht an den Folgen einer Schädigung 
gestorben, so erhalten die Witwe und die Waisen 
(§ 44) eine Witwen- und Waisenbeihilfe. Sie kann 
auch gewährt werden, wenn ein Beschädigter bis 
zum Tode Rente nach einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit um wenigstens 80 vom Hundert bezogen 
hat. 

(2) Die Witwen- und Waisenbeihilfe wird in 
Höhe von zwei Dritteln, bei Witwen und Waisen 
von Pflegezulageempfängern in voller Höhe der ent- 
sprechenden Witwen- oder Waisenrente (§§ 39, 40, 
45 und 46) gezahlt. 

(3) Im Falle der Wiederverheiratung der Witwe 
gilt § 42 entsprechend. Als Abfindung wird der 
fünffache Jahresbetrag der Grundrente einer Witwe 
gewährt, wenn Witwenbeihilfe in Höhe der vollen 
Rente bezogen worden ist, sonst werden zwei Drit- 
tel dieses Betrages gewährt. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden auf Witwer An- 
wendung, wenn die verstorbene Beschädigte seinen 
Unterhalt überwiegend bestritten hat, weil die Ar- 
beitskraft und die Einkünfte des Witwers hierzu 
nicht ausreichten. 

§ 48 

(1) Ist der Beschädigte an den Folgen einer Schä- 
digung gestorben, so erhalten die Eltern sowie die 
Großeltern Elternrente; Großeltern erhalten die 
Rente nur, wenn keine anspruchsberechtigten Eltern 
vorhanden sind. 

(2) Den Eltern werden gleichgestellt 

1. Adoptiveltern, wenn sie den Verstorbe- 
nen vor der Schädigung an Kindes Statt 
angenommen, 

2. Stief- und Pflegeeltern, wenn sie den Ver- 
storbenen vor der Schädigung unentgelt- 
lich unterhalten 

haben. 

§ 49 

(1) Elternrente wird gewährt, wenn der Verstor- 
bene der Ernährer seiner Eltern gewesen ist oder 
geworden wäre. 


(2) Ist die Voraussetzung, daß der Verstorbene 
der Ernährer gewesen ist oder geworden wäre, nicht 
voll erfüllt, so kann eine Elternbeihilfe gewährt 
werden. 

(3) Elternrente oder Elternbeihilfe erhält nur, 
wer erwerbsunfähig im Sinne des § 1247 Abs. 2 
RVO ist oder als Mutter das fünfzigste, als Vater 
das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet hat. 

§ 50 

(1) Die volle Elternrente beträgt monatlich 

bei einem Elternpaar 190 Deutsche Mark, 

bei einem Elternteil 130 Deutsche Mark. 

(2) Sind mehrere Kinder- an den Folgen einer 
Schädigung gestorben, so erhöht sich die Elternrente 
für jedes weitere Kind bei einem 

Elternpaar um 15 Deutsche Mark, 

Elternteil um 10 Deutsche Mark. 

Die Erhöhung wird auch gewährt für Kinder, die 

a) verschollen sind, 

b) infolge einer im Gewahrsam erlittenen 
Schädigung im Sinne des Häftlingshilfe- 
gesetzes gestorben sind, sofern Aus- 
schließungsgründe nicht vorliegen, 

c) infolge einer Wehrdienstbeschädigung im 
Sinne des Soldatenversorgungsgesetzes 
gestorben sind. 

(3) Ist das einzige oder das letzte Kind oder sind 
alle oder mindestens drei Kinder an den Folgen 
einer Schädigung gestorben, so erhöht sich, wenn es 
günstiger ist, die Elternrente bei einem 

Elternpaar um 50 Deutsche Mark, 

Elternteil um 35 Deutsche Mark. 

Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Die Elternrente (Absatz 1 bis 3) ist um das 
Nettoeinkommen (§ 31 Abs. 3) zu mindern. Als Ein- 
kommen gelten auch gesetzliche Unterhalts- 
ansprüche. 

(5) Ist nur ein Ehegatte anspruchsberechtigt, so 
ist die Elternrente für ein Elternpaar um das Netto- 
einkommen beider Ehegatten zu mindern; die Rente 
darf jedoch die für einen Elternteil maßgebende 
Rente nicht übersteigen. 

(6) Elternrenten werden auf volle Deutsche Mark 
aufgerund'et. Ergeben sich Renten von weniger als 
5 Deutschen Mark, so werden sie auf diesen Betrag 
erhöht. 

(7) Die Elteinbeihilfe beträgt zwei Drittel der 
entsprechenden Elternrente (Absätze 1 bis 6). Ab- 
satz 6 findet Anwendung. 

(8) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
zu bestimmen, 

a) welche Einkünfte bei Feststellung der 
Elternrente oder Elternbeihilfe unberück- 
sichtigt bleiben, 

b) wie das Nettoeinkommen zu ermitteln ist., 

§ 51 

(1) Ist eine Person, deren Hinterbliebenen eine 
Rente zustehen würde, verschollen, so wird diesen 
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die Rente schon vor der Todeserklärung gewährt, 
wenn das Ableben des Verschollenen mit hoher 
Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist. 

(2) Ein Kind hat keinen Anspruch auf Rente, 
wenn der Ehemann der Mutter während der Dauer 
der Empfängniszeit verschollen war. 

§ 52 

Die Witwen- und Waisenrenten (Witwen- und 
Waisenbeihilfen) ausschließlich der .Erhöhung nach 
§ 40 Abs. 3 dürfen zusammen den Betrag nicht 
übersteigen, der dem Verstorbenen (Verschollenen) 
als Erwerbsunfähigem an Grundrente (§ 28 Abs. 1 
Satz 1), voller Ausgleichsrente und Zuschlägen nach 
§§ 32 und 33 zu zahlen wäre. Ergibt sich für diese 
Hinterbliebenen zusammen ein höherer Betrag, so 
werden die Bezüge der einzelnen Berechtigten im 
gleichen Verhältnis gekürzt. Witwenrenten nach 
§ 41 bleiben bei der Ermittlung des zu kürzenden 
Betrages außer Betracht. 


Bestattungsgeld beim Tode von Hinterbliebenen 

§ 53 

Beim Tode von versorgungsberechtigten Hinter- 
bliebenen wird ein Bestattungsgeld nach Maßgabe 
der Vorschriften des § 36 gewährt. Es beträgt beim 
Tode einer Witwe, die mindestens ein versorgungs- 
berechtigtes Kind hinterläßt, 300 Deutsche Mark, in 
allen übrigen Fällen 150 Deutsche Mark. 


Zusammentreffen von Ansprüchen 

§ 54 

Ist eine gesundheitsschädigende Einwirkung im 
Sinne des § 1 zugleich ein Unfall im Sinne der ge- 
setzlichen Unfallversicherung, so besteht nur An- 
spruch nach diesem Gesetz. Dies gilt nicht, soweit 
das schädigende Ereignis vor dem 1. Januar 1942 
oder nach dem 8. Mai 1945 eingetreten ist. 

§ 55 

(1) Treffen nach diesem Gesetz zusammen 

a) eine Beschädigtenrente mit einer Witwen- 
oder Waisenrente, so wird neben den 
Grundrenten die günstigere Ausgleichs- 
rente gewährt, 

b) eine Beschädigten- oder Witwenrente mit 
einem Anspruch auf Elternrente, so ist die 
Ausgleichsrente bei der Festsetzung der 
Elternrente anzurechnen. 

Das gilt auch, wenn Leistungen nach Buchstaben a 
und b mit entsprechenden Leistungen nach anderen 
Gesetzen Zusammentreffen, die dieses Gesetz für 
anwendbar erklären. 

(2) Beim Zusammentreffen mit einer Witwen-, 
Waisen- oder Elternbeihilfe gilt Absatz 1 ent- 
sprechend. 


Ausschluß der Versorgung 

§ 56 

Ein Anspruch auf Versorgung besteht nicht, wenn * 
die Schädigung während einer vor dem 1. Septem- 
ber 1939 beendeten Dienstleistung oder ohne eine 
solche vor diesem Zeitpunkt eingetreten ist, es sei 
denn, daß die Gesundheitsstörung als Folge einer 
Schädigung anerkannt war oder mit einer aner- 
kannten Gesundheitsstörung in ursächlichem Zu- 
sammenhang steht. 

Beginn, Änderung und Aufhören der Versorgung 

§ 57 

(1) Die Beschädigtenversorgung beginnt mit dem 
Monat, in dem ihre Voraussetzungen erfüllt sind, 
frühestens mit dem Antragsmonat, jedoch nicht vor 
dem Monat der Entlassung aus der Kriegsgefangen- 
schaft oder aus ausländischem Gewahrsam. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn eine höhere 
Leistung beantragt wird. Beruht der höhere An- 
spruch auf einer Minderung des anzurechnenden Ein- 
kommens, so beginnt die höhere Leistung mit dem 
Monat, in dem die Voraussetzungen erfüllt sind, 
wenn der Antrag binnen sechs Monaten nach Ein- 
tritt der Minderung des Einkommens oder nach Zu- 
gang der Mitteilung über diese Einkommensminde- 
rung gestellt wird. Der Zeitpunkt des Zugangs ist 
vom Antragsteller nachzuweisen. 

(3) Wird die höhere Leistung von Amts wegen 
festgestellt, so beginnt sie mit dem Monat, in dem 
sie bewilligt wird. Ist die höhere Leistung durch 
eine Änderung des Familienstandes oder die Voll- 
endung des fünfundsechzigsten Lebensjahres be- 
dingt, so beginnt sie mit dem Monat, in dem das Er- 
eignis eingetreten ist. 

(4) Eine Minderung oder Entziehung der Grund- 
rente und der Pflegezulage tritt mit Ablauf des 
Monats ein, der auf die Zustellung des die Ände- 
rung aussprechenden Bescheides folgt. Dies gilt 
auch für die Ausgleichsrente und die Zuschläge nach 
§§ 32 und 33, wenn die Minderung oder Entziehung 
durch eine Herabsetzung des Grades der Minderung 
der Erwerbsfähigkeit bedingt ist. In allen übrigen 
Fällen tritt eine Minderung oder Entziehung der 
Leistungen mit Ablauf des Monats ein, in dem die 
Voraussetzungen für ihre Gewährung weggefallen 
sind. 

§ 58 

(1) Die Hinterbliebenenrente beginnt frühestens 
mit dem auf den Sterbetag folgenden Monat, wenn 
jedoch Bezüge für das Sterbevierteljahr nicht ge- 
zahlt werden, mit dem auf den Sterbetag folgenden 
Tage. 

(2) Wird die Hinterbliebenenrente erst nach Ab- 
lauf eines Jahres nach dem Tod beantragt, so be- 
ginnt die Rente mit dem Monat, in dem ihre Vor- 
aussetzungen erfüllt sind, frühestens mit dem An- 
tragsmonat. 

(3) Für die nach dem Tode des Beschädigten ge- 
borenen Waisen beginnt die Rente mit dem Monat 
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der Geburt, wenn sie innerhalb eines Jahres nach 
der Geburt beantragt wird, sonst mit dem Antrags- 
monat. 

(4) Eine Erhöhung der Hinterbliebenenrente be- 
ginnt mit dem Monat, in dem das die Erhöhung be- 
gründende Ereignis eingetreten ist, frühestens mit 
dem Antragsmonat. Beruht der höhere Anspruch auf 
einer Minderung des anzurechnenden Einkommens, 
so beginnt die höhere Leistung mit dem Monat, in 
dem die Voraussetzungen erfüllt sind, wenn der 
Antrag binnen sechs Monaten nach Eintritt der Min- 
derung des Einkommens oder nach Zugang der Mit- 
teilung über diese Einkommensminderung gestellt 
wird. Der Zeitpunkt des Zugangs ist vom Antrag- 
steller nachzuweisen. 

(5) Wird die höhere Leistung von Amts wegen 
festgestellt, so beginnt sie mit dem Monat, in dem 
sie bewilligt wird. Ist die höhere Leistung durch 
Vollendung des fünfundvierzigsten Lebensjahres 
oder durch den Tod der Mutter oder des Vaters der 
Waise bedingt, so beginnt sie mit dem Monat, in 
dem das Ereignis eingetreten ist. 

(6) Eine Minderung oder Entziehung der Hinter- 
bliebenenrente tritt mit Ablauf des Monats ein, in 
dem die Voraussetzungen für die bis dahin gewähr- 
ten Bezüge weggefallen sind. Eine durch Besserung 
des Gesundheitszustandes bedingte Entziehung der 
Hinterbliebenenrente tritt mit Ablauf des Monats 
ein, der auf die Zustellung des die Änderung aus- 
sprechenden Bescheides folgt. 

(7) Sind Bezüge für das Sterbevierteljahr gezahlt 
worden, so werden sie auf die für den gleichen Zeit- 
raum zu gewährende Hinterbliebenenrente ange- 
rechnet. übersteigt der Gesamtbetrag der für das 
Sterbevierteljahr zustehenden Hinterbliebenenrente 
die Bezüge für das Sterbevierteljahr, so sind für 
den Mehrbetrag nacheinander der Ehegatte, die 
Kinder und die Eltern bezugsberechtigt. 

§ 59 

(1) Der Anspruch auf Versorgung (§ 9) wird neu 
festgestellt, wenn in den Verhältnissen, die für 
die Feststellung maßgebend gewesen sind, eine 
wesentliche Änderung eintritt. 

(2) Die Grundrente eines Beschädigten darf nicht 
vor Ablauf von zwei Jahren nach Zustellung des 
Feststellungsbescheides gemindert oder entzogen 
werden. Sie kann schon früher neu festgestellt 
werden, wenn durch Heilbehandlung eine wesent- 
liche und nachhaltige Steigerung der Erwerbsfähig- 
keit erreicht worden ist. 

(3) Ausgleichsrenten (§§ 31, 40, 46), die Zuschläge 
nach §§ 32 und 33 sowie Elternrenten und Eltern- 
beihilfen (§ 50) werden wegen einer Erhöhung des 
anzurechnenden Einkommens um nicht mehr als 
5 Deutsche Mark monatlich nicht neu festgestellt. 

(4) Absatz 1 findet keine Anwendung, soweit es 
sich um Gesundheitsstörungen handelt, die auf eine 
vor dem 1. September 1939 beendete Dienstleistung 
oder ohne eine solche auf eine vor diesem Zeit- 
punkt liegende Schädigung zurückgeführt werden, 
aber weder als Folge einer Schädigung anerkannt 


sind noch mit einer anerkannten Gesundheits- 
störung in ursächlichem Zusammenhang stehen. 

§ 60 

(1) Hat der Beschädigte eine die Heilbehandlung 
betreffende Anordnung ohne gesetzlichen oder son- 
stigen triftigen Grund nicht befolgt und wird da- 
durch seine Erwerbsfähigkeit ungünstig beeinflußt, 
so kann ihm die Rente auf Zeit ganz oder teilweise 
versagt werden. Sie kann auch entzogen werden, 
wenn ein Rentenempfänger ohne triftigen Grund 
einer schriftlichen Aufforderung zum Erscheinen zu 
einer ärztlichen Untersuchung nicht nachkommt 
oder sich weigert, die zur Durchführung des Ver- 
fahrens von ihm geforderten Angaben zu machen. 

(2) Weigert sich ein Rentenempfänger, anläßlich 
einer von Amts wegen durchgeführten Prüfung 
seiner Familien-, Vermögens- oder Einkommens- 
verhältnisse die von ihm geforderten Auskünfte zu 
geben oder ihrer Erteilung zuzustirnmen, so sind 
die Versorgungsbezüge, für deren Feststellung die 
geforderten Angaben von Bedeutung sind, von dem 
Zeitpunkt an zu entziehen, von dem die gesetz- 
lichen Voraussetzungen für ihre Zahlung nicht 
mehr nachgewiesen sind. 

(3) Der Rentenempfänger muß vor einer Min- 
derung oder Entziehung der Versorgungsbezüge 
nach den Absätzen 1 und 2 schriftlich auf die 
Folgen seines Verhaltens hingewiesen werden; ihm 
ist eine angemessene Frist zur Erklärung ein- 
zuräumen. 

(4) Die Versorgungsbezüge sind auf Antrag wie- 
der zu gewähren, wenn der Rentenempfänger seine 
Weigerung aufgibt. Im Falle des Absatzes 1 wird 
eine Nachzahlung für die Zeit der Minderung oder 
Entziehung, die mindestens einen Monat betragen 
soll, nicht geleistet. Gibt der Rentenempfänger im 
Falle des Absatzes 2 seine Weigerung vor Eintritt 
der Bindung des Entziehungsbescheides auf, so sind 
für den Zeitraum der Entziehung die Versorgungs- 
bezüge den tatsächlichen Verhältnissen ent- 
sprechend festzustellen. 


Ruhen des Anspruchs auf Versorgung 

§ 61 

(1) Der Anspruch auf Versorgung ruht, solange 
der Berechtigte seinen Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt im Ausland hat. Die Zahlung von Ver- 
sorgungsbezügen wird mit Ablauf des Monats ein- 
gestellt, in dem das Ruhen wirksam wird und wie- 
der aufgenommen mit Beginn des Monats, in dem 
das Ruhen endet. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn und solange der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung einer 
Versorgung zustimmt. 

§ 62 

(1) Der Anspruch auf Versorgungsbezüge ruht, 
wenn beide Ansprüche auf der gleichen Ursache 
beruhen. 
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1; in Höhe der Bezüge aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung, 

2. in Höhe des Unterschieds zwischen einer 
Versorgung nach allgemeinen beamten- 
rechtlichen Bestimmungen und aus der 
beamtenrechtlichen Unfallfürsorge, 

3. in Höhe der Bezüge aus den für Gefan- 
gene geltenden Unfallfürsorgegesetzen. 

(2) Der Anspruch auf die Grundrente (§ 28) ruht 
in Höhe der neben Dienstbezügen gewährten Lei- 
stungen aus der beamtenrechtlidien Unfallfürsorge, 
wenn beide Ansprüche auf der gleichen Ursache be- 
ruhen. 

(3) Der Anspruch auf Heilbehandlung (§ 10 
Abs. 1) und auf den Ersatz außergewöhnlicher 
Kosten für Kleider- und Wäscheverschleiß (§ 13 
Abs. 4) ruht insoweit, als aus gleicher Ursache An- 
sprüche auf entsprechende Leistungen bestehen 

1. nach beamtenrechtlichen Vorschriften über 
die Unfallfürsorge, 

2. nach den Vorschriften über die Heilfür- 
sorge für Angehörige des Bundesgrenz- 
schutzes und für Soldaten (Bundesbesol- 
dungsgesetz §§ 30, 36 Abs. 2 und Wehr- 
soldgesetz § 1 Abs. 1). 

Sondervorschriften für Berechtigte im Ausland 

§ 63 

Für Berechtigte, die ihren Wohnsitz oder stän- 
digen Aufenthalt außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes haben und deren Anspruch auf 
Versorgung nicht ruht, gelten die nachfolgenden 
besonderen Bestimmungen; 

1. § 10 Abs. 2 bis 4, §§ 16, 17 Abs. 2 und 3 und 
§§71 bis 79 finden keine Anwendung. 

2. Beschädigte können Ersatz der nachgewiese- 
nen notwendigen und angemessenen Kosten 
erhalten, die ihnen durch eine wegen der 
Folgen einer Schädigung außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes selbst durch- 
geführten ambulanten ärztlichen und zahn- 
ärztlichen Behandlung, Krankenhaus- und 
Heilstättenbehandlung, Versorgung mit Arz- 
nei, anderen Heilmitteln, Zahnersatz, Körper- 
ersatzstücken, orthopädischen und anderen 
Hilfsmitteln entstanden sind. Übersteigen die 
baren Auslagen hierfür die Kosten entspre- 
chender Heilbehandlungsmaßnahmen im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes, so darf der zu 
erstattende Betrag die zweifache Summe 
dieser Kosten nicht übersteigen. Die Kosten 
für Arznei und andere Heilmittel können in 
voller Höhe erstattet werden. 

3. Die Zahlung der Versorgungsbezüge richtet 
sich nach den devisenrechtlichen Vorschriften. 

4. Können dem Berechtigten die nach diesem Ge- 
setz zustehenden Leistungen nicht zugeführt 
werden, so kann der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung bestimmen, in wel- 
chem Umfang und in welcher Art und Weise 


Ersatzleistungen zu gewähren sind. Ein An- 
spruch auf Ausgleich besteht nicht. 


Zahlung 

§ 64 

(1) Die Versorgungsbezüge werden in Monats- 
beträgen zuerkannt und im voraus gezahlt. Der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung be- 
stimmt im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen, wie die Versorgungsbezüge ab- 
zurunden sind; er kann für Monatsbeträge bis zu 
10 Deutschen Mark eine andere Zahlungsart an- 
ordnen. 

(2) Hausgeld wird tageweise zuerkannt und mit 
Ablauf jeder Woche gezahlt. Die Bezüge für das 
Sterbevierteljahr können in einem Betrag gezahlt 
werden. 

(3) Bei tageweiser Zählung der Rente wird der 
Monat zu dreißig Tagen gerechnet, 

Übertragung, Verpfändung und Pfändung 

§ 65 

(1) Die Übertragung, Verpfändung und Pfändung 
des Anspruchs auf Versorgungsbezüge sind ausge- 
schlossen, soweit sich nicht aus den Absätzen 2 
bis 4 etwas anderes ergibt. 

(2) Der Anspruch auf Rente, Witwen- und Wai- 
senbeihilfe kann übertragen, verpfändet und ge- 
pfändet werden 

1. wegen eines Darlehens, das dem Versor- 
gungsberechtigten von einer Hauptfürsor- 
gestelle, einer Gemeinde oder einem Für- 
sorgeverband sowie von solchen gemein- 
nützigen Einrichtungen gewährt wird, 
denen die oberste Landesbehörde die Ge- 
nehmigung zur Gewährung von Darlehen 
erteilt hat, 

2. wegen eines Anspruchs auf Erfüllung 
einer gesetzlichen Unterhaltspflicht, 

3. wegen eines Anspruchs auf Rückerstattung 
zu Unrecht empfangener Versorgungs- 
leistungen und wegen des Anspruchs eines 
Trägers der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung auf Rückzahlung zu Unrecht 
empfangenen Krankengeldes (§ 16) und 
Hausgeldes (§ 17), 

4. wegen eines Anspruchs einer öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft oder Kasse auf 
Rückerstattung einer auf gesetzlicher 
Grundlage gewährten Leistung. 

(3) Mit Genehmigung der Hauptfürsorgestelle 
kann der Versorgungsberechtigte auch in anderen 
Fällen den Anspruch auf Rente, Witwen- oder Wai- 
senbeihilfe ganz oder teilweise auf andere über- 
tragen. 

(4) Für Leistungen, die nach dem Ermessen der 
Verwaltungsbehörde gewährt werden, gelten die 
Absätze 1 bis 3 entsprechend. 
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§ 66 

(1) In den Fällen des § 65 Abs. 2 Nr.^ 1 und 4 ist 
die Übertragung, Verpfändung und Pfändung für die 
Zeit vor der Anweisung der Rente, Witwen- oder 
Waisenbeihilfe oder Leistungen, die nach dem Er- 
messen der Verwaltungsbehörde gewährt werden, 
unbegrenzt, nach der Anweisung nur zum halben 
Betrag zulässig. 

(2) Der Ersatzanspruch der Hauptfürsorgestellen 
und Fürsorgestellen geht den gleichen Ansprüchen 
anderer Berechtigter vor, es sei denn, daß sie vor 
der Entstehung ihres Anspruchs den Anspruch eines 
anderen Berechtigten gekannt haben. 

§ 67 

In den Fällen des § 65 Abs. 2 Nr. 2 ist die Über- 
tragung, Verpfändung und Pfändung insoweit unzu- 
lässig, als der Versorgungsberechtigte der Rente, 
Witwen- oder Waisenbeihilfe oder der Leistungen, 
die nach dem Ermessen der Verwaltungsbehörde 
gewährt werden, zur Bestreitung seines Unterhalts 
oder zur Erfüllung einer gleichstehenden oder vor- 
gehenden Unterhaltspflicht bedarf. 

§ 68 

In den Fällen des § 65 Abs. 2 Nr. 3 ist die Pfän- 
dung nur dem Versorgungsberechtigten gegenüber 
zulässig, an den die Versorgungsbezüge zu Unrecht 
gezahlt worden sind. 


Überleitung kraft Gesetzes 

§ 69 

(1) Ist ein Versorgungsberechtigter zum Vollzug 
einer Strafe oder einer mit Freiheitsentziehung ver- 
bundenen Maßregel der Sicherung und Besserung in 
einer Anstalt untergebracht oder befindet er sich in 
Fürsorgeerziehung oder ist er auf gerichtliche An- 
ordnung in einem Krankenhaus oder einer ähn- 
lichen Anstalt zwangsweise abgesondert, so geht 
der Anspruch auf Ausgleichs- oder Elternrente bis 
zur Höhe der bisher gezahlten Bezüge auf die Stelle 
über, der diese Kosten zur Last fallen, soweit diese 
gegen den Versorgungsberechtigten einen Anspruch 
auf Erstattung der Unterbringungskosten hat. Im 
übrigen besteht kein Anspruch auf Ausgleichs- oder 
Elternrente. Entsprechendes gilt für den Anspruch 
auf Witwen-, Witwer-, Waisen- oder Elternbeihilfe. 

(2) Ein Rechtsübergang findet nicht statt, wenn 

a) Angehörige eines Beschädigten, einer 
Witwe (Witwer) oder Witwen-(Witwer-) 
beihilfeberechtigten vorhanden sind, die 
Hinterbliebenenrente nach diesem Gesetz 
erhalten könnten, falls der Beschädigte 
oder die Witwe (der Witwer) an den 
Folgen einer Schädigung im Sinne des § 1 
gestorben wäre oder 

b) der Ehegatte eines Elternrenten- oder 
Elternbeihilfeberechtigten noch lebt und 
mit diesem bis zum Freiheitsentzug in 
häuslicher Gemeinschaft gelebt hat. 


In diesen Fällen sind die Versorgungsbezüge an die 
vorgenannten Angehörigen nach Maßgabe des Ab- 
satzes 3 zu zahlen. 

(3) Die den Angehörigen zu zahlenden Versor- 
gungsbezüge sind in der Regel nach dem Einkom- 
men zu berechnen, das der Bemessung der bis zur 
Unterbringung gezahlten Versorgungsbezüge zu- 
grunde lag. Im Falle des Absatzes 2 Satz 1 Buch- 
stabe a sollen die Angehörigen jedoch nicht mehr 
erhalten, als ihnen zustände, wenn der Beschädigte 
oder die Witwe an den Folgen einer Schädigung ge- 
storben wäre. Leben mehrere Empfangsberechtigte 
nicht in häuslicher Gemeinschaft, so bestimmt die 
Verwaltungsbehörde die Höhe der Anteile. Eigene 
Ansprüche der Angehörigen nach diesem Gesetz 
sind anzurechnen. Im Falle des Absatzes 2 Satz 1 
Buchstabe b dürfen die Gesamtbezüge nach diesem 
Gesetz den Betrag der vollen Rente für ein Eltern- 
paar nicht übersteigen. Im übrigen gilt Absatz 1 
Satz 2 und 3 entsprechend. 

(4) Der Rechtsübergang nach Absatz 1 wird mit 
Ablauf des Monats wirksam, in dem- die Unter- 
bringung erfolgt, frühestens jedoch mit Ablauf des 
Monats, in dem die Verwaltungsbehörde von ihr 
Kenntnis erlangt. Er endet mit Beginn des Monats, 
in dem der Versorgungsberechtigte entlassen wird. 
Das gleiche gilt für die Zahlung der Versorgungs- 
bezüge an die Angehörigen; diese Zahlung wird so 
lange fortgesetzt, bis die Verwaltungsbehörde von 
der Entlassung des Versorgungsberechtigten aus der 
Anstalt Kenntnis erhält. 

§ 70 

(1) Hat die zuständige Verwaltungsbehörde Ver- 
sorgungsbezüge gewährt, so gehen, wenn der Ver- 
sorgungsberechtigte für dieselbe Zeit Ansprüche 
gegen einen Träger der Sozialversicherung, einen 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn oder eine öffent- 
lich-rechtliche Kasse hat, diese Ansprüche insoweit 
auf den Kostenträger der Kriegsopferversorgung 
über, als sie zur Minderung oder zum Wegfall der 
Versorgungsbezüge führen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn der Kosten- 
träger der Kriegsopferversorgung auch die anderen 
Leistungen trägt. 

Kapitalabfindung 

§ 71 

(1) Schwerbeschädigte können zum Erwerb oder 
zur wirtschaftlichen Stärkung eigenen Grundbesitzes 
durch Zahlung eines Kapitals abgefunden werden. 

(2) Eine Kapitalabfindung kann auch gewährt 
werden 

1. zum Erwerb oder zur wirtschaftlichen 
Stärkung eines Wohnungseigentums nach 
dem Wohnungseigentumsgesetz, 

2. zur Finanzierung eines Kaufeigenheimes, 
einer Trägerkleinsiedlung oder einer 
Kaufeigentumswohnung (§ 9 Abs. 2, § 10 
Abs. 3, § 12 Abs. 2 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes), wenn die baldige 
Übertragung des Eigentums auf den Be- 
schädigten sichergestellt wird. 
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3. zum Erwerb eines Dauerwohnrechts nach 
dem Wohnungseigentumsgesetz, wenn der 
Dauerwohnberechtigte wirtschaftlich einem 
Wohnungseigentümer gleichgestellt ist 
und das Fortbestehen des Dauerwohn- 
rechts im Falle der Zwangsversteigerung 
nach § 39 des Wohnungseigentumsgeset- 
zes vereinbart wird, 

4. zum Erwerb der eigenen Mitgliedschaft in 
einem als gemeinnützig" anerkannten 
Wohnungs- oder Siedlungsunternehmen, 
wenn hierdurch die Anwartschaft auf bal- 
dige Übereignung eines Familienheimes, 
einer Eigentumswohnung oder einer Sied- 
lerstelle sichergestellt wird, 

5. zur Finanzierung eines eigenen Bauspar- 
vertrages mit einer Bausparkasse oder^ 
dem Beamtenheimstättenwerk für die 
Zwecke des Absatzes 1 und der Num- 
mern 1 bis 3 dieses Absatzes. 

(3) Dem Eigentum an einem Grundstück steht das 
Erbbaurecht, dem Wohnungseigentum das Woh- 
nungserbbaurecht gleich. 

§ 72 

Eine Kapitalabfindung kann bewilligt werden, 
wenn 

1. der Beschädigte das einundzwanzigste Lebens- 
jahr vollendet und. das fünfundfünfzigste Le- 
bensjahr noch nicht zurückgelegt hat; aus- 
nahmsweise kann auch nach dem fünfundfünf- 
zigsten Lebensjahr eine Abfindung gewährt 
werden, 

2. der Versorgungsanspruch anerkannt ist, 

3. nicht zu erwarten ist, daß innerhalb des Ab- 
findungszeitraumes die Rente wegfallen wird, 

4. für eine nützliche Verwendung des Geldes Ge- 
währ besteht. 

§ 73 

(1) Die Kapitalabfindung kann einen Betrag bis 
zur Höhe der Grundrente (§ 28) umfassen, soweit 
diese für den Abfindungszeitraum nach einer Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit um wenigstens 50 vom 
Hundert zu zahlen bleibt. Ist eine Herabsetzung der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit innerhalb des Ab- 
findungszeitraumes zu erwarten, so kann der Kapi- 
talabfindung nur die Rente zugrunde gelegt werden, 
die der zu erwartenden Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit entspricht. 

(2) Die Abfindung ist auf die für einen Zeitraum 
von zehn Jahren zustehende Grundrente beschränkt. 
Als Abfindungssumme wird das Neunfache des der 
Kapitalabfindung zugrunde liegenden Jahresbetra- 
ges gezahlt. Der Anspruch auf die Bezüge, an deren 
Stelle die Abfindung tritt, erlischt für die Dauer von 
zehn Jahren mit Ablauf des Monats der Auszahlung. 

§ 74 

(1) Die bestimmungsgemäße Verwendung des 
Kapitals ist durch die Form der Auszahlung und 


in der Regel durch Maßnahmen zur Verhinderung 
alsbaldiger Veräußerung des Grundstückes, Erb- 
baurechts, Wphnungseigentums, Wohnungserbbau- 
rechts oder Dauerwohnrechts zu sichern. Zu diesem 
Zweck kann insbesondere angeordnet werden, daß 
die Veräußerung und Belastung des mit der Kapital- 
abfindung erworbenen oder wirtschaftlich gestärk- 
ten Grundstückes, Erbbaurechts, Wohnungseigen- 
tums oder Wohnungserbbaurechts innerhalb einer 
Frist bis zu fünf Jahren nur mit Genehmigung der 
zuständigen Verwaltungsbehörde zulässig sind. 
Diese Anordnung wird mit der Eintragung in das 
Grundbuch wirksam. Die Eintragung erfolgt auf Er- 
suchen der zuständigen Verwaltungsbehörde. 

(2) Ferner kann die Abfindung davon abhängig 
gemacht werden, daß die Eintragung einer Siche- 
rungshypothek zur Sicherung der Forderung auf die 
Rückzahlung der Kapitalabfindung nach den §§ 75 
und 76 bewilligt wird. 

§ 75 

(1) Die Abfindung ist auf Erfordern insoweit 
zurückzuzahlen, als sie nicht innerhalb einer von 
der zuständigen VerwaJtungsbehörde bemessenen 
Frist bestimmungsgemäß verwendet worden ist. 

(2) Die Abfindung kann zurückgefordert werden, 
wenn der Verwendungszweck innerhalb des Ab- 
findungszeitraumes vereitelt worden ist. 

(3) Dem Abgefundenen können vor Ablauf von 
zehn Jahren auf Antrag die durch die Kapitalab- 
findung erloschenen Bezüge gegen Rückzahlung der 
Abfindungssumme wieder bewilligt werden, wenn 
wichtige Gründe vorliegen. 

§ 76 

(1) Die Verpflichtung zur Rückzahlung (§ 75) be- 
schränkt sich nach Ablauf des 

ersten Jahres auf 

91 vom Hundert der Abfindungssumme, 
zweiten Jahres auf 

82 vom Hundert der Abfindungssumme, 
dritten Jahres auf 

72 vom Hundert der Abfindungssumme, 
vierten Jahres auf 

62 vom Hundert der Abfindungssumme, 
fünften Jahres auf 

52 vom Hundert der Abfindungssumme, 
sechsten Jahres auf 

42 vom Hundert der Abfindungssumme, 
siebenten Jahres auf 

32 vom Hundert der Abfindungssumme, 
achten Jahres auf 

22 vom Hundert der Abfindungssumme, 
neunten Jahres auf 

1 1 vom Hundert der Abfindungssumme. 
Die Zeiten rechnen vom Ersten des auf die Auszah- 
lung der Abfindungssumme folgenden Monats bis 
zum Ende des Monats, in dem die Abfindungs- 
summe zurückgezahlt worden ist. 

(2) Wird die Abfindungssumme nicht zum Schluß 
eines Jahres zurückgezahlt, so sind neben den Hun- 
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dertsätzen für volle Jahre noch die Hundertsätze 
zu berücksichtigen, die auf die bis zum Rückzah- 
lungszeitpunkt verstrichenen Monate des angefan- 
genen Jahres entfallen. Entsprechendes gilt, wenn 
die Abfindungssumme vor Ablauf des ersten Jahres 
zurückgezahlt wird. 

(3) Nach Rückzahlung der Abfindungssumme 
leben die der Abfindung zugrunde liegenden Be- 
züge mit dem Ersten des auf die Rückzahlung fol- 
genden Monats wieder auf. 

§ 77 

(1) Aus der Bewilligung der Abfindung kann 
nicht auf Auszahlung geklagt werden. 

(2) Innerhalb der im § 75 Abs. 1 vorgesehenen 
Frist ist ein der ausgezahlten Abfindungssumme 
gleichkommender Betrag an Geld, Wertpapieren 
und Forderungen där Pfändung nicht unterworfen. 

§ 78 

(1) Eine Kapitalabfindung kann auch Witwen mit 
Anspruch auf Rente oder Witwenbeihilfe (§ 47) 
und Ehefrauen Verschollener {§ 51 Abs. 1) gewährt 
werden. Die Vorschriften der §§ 71 bis 77 gelten 
entsprechend. 

(2) Schließt eine abgefundene Witwe erneut eine 
Ehe, so ist nach der Eheschließung die Abfindungs- 
summe insoweit zurückzuzahlen, als sie die Gesamt- 
summe der bis zu ihrer Wiederverheiratung er- 
loschen gewesenen Versorgungsbezüge übersteigt. 
Auf den zurückzuzahlenden Betrag ist die Abfin- 
dung nach § 42 anzurechnen. Stellt sich heraus, daß 
der Verschollene noch lebt, so ist die Abfindung 
insoweit zurückzuzahlen, als sie die Summe der 
erloschenen Versorgungsbezüge übersteigt, die bis 
zur Rückkehr des Verschollenen nach diesem Ge- 
setz und dem Gesetz über die Unterhaltsbeihilfe 
für Angehörige von Kriegsgefangenen in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 30. April 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 262) zu zahlen wären. 

§ 79 

Kapitalabfindungen, die bis zum 9. Mai 1945 ge- 
währt worden sind, bewirken keine Kürzung der 
nach diesem Gesetz festgestellten Renten. 


Schadenersatz, Erstattung 

§ 80 

Erfüllen Personen die Voraussetzungen des § 1 
oder entsprechender Vorschriften anderer Gesetze, 
die dieses Gesetz für anwendbar erklären, so haben 
sie wegen einer Schädigung gegen den Bund nur 
die auf diesem Gesetz beruhenden Ansprüche; je- 
doch finden die Vorschriften der beamtenrechtlichen 
Unfallfürsorge und das Gesetz über die erweiterte 
Zulassung von Schadenersatzansprüchen bei Dienst- 
und Arbeitsunfällen vom 7. Dezember 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 674) Anwendung. 


§ 81 

(1) Soweit den Versorgungsberechtigten ein ge- 
setzlicher Anspruch auf Ersatz des ihnen durch- die 
Schädigung verursachten Schadens gegen Dritte zu- 
steht, geht dieser Anspruch im Umfange der durch 
dieses Gesetz begründeten Pflicht zur Gewährung 
von Leistungen auf den Bund über. Dies gilt nicht 
bei Ansprüchen, die aus Schwangerschaft und 
Niederkunft erwachsen sind. Der Übergang des 
Anspruchs kann nicht zum Nachteil des Berechtigten 
geltend gemacht werden. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, soweit es sich um 
Ansprüche nach diesem Gesetz handelt, die nicht 
auf einer Schädigung beruhen. 

§ 82 

Hat eine Verwaltungsbehörde oder andere Ein- 
richtung der Kriegsopferversorgung Leistungen ge- 
währt und stellt sich nachträglich heraus, daß an 
ihrer Stelle eine andere Behörde oder ein Versiche- 
rungsträger des öffentlichen Rechts zur Leistung 
verpflichtet gewesen wäre, so hat die zur Leistung 
verpflichtete Stelle die Aufwendungen in dem Um- 
fange zu ersetzen, wie sie ihr nach Gesetz oder 
Satzung oblagen. 

Ausdehnung des Personenkreises 

§ 83 

Dieses Gesetz findet entsprechende Anwendung 
auf Personen, denen für Schäden an Leib und Le- 
ben Leistungen zuerkannt worden waren 

a) auf Grund des § 18 des Gesetzes über den Er- 
satz der durch den Krieg verursachten Per- 
sonenschäden (Kriegspersonenschädengesetz) 
vom 15. Juli 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 620) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. De- 
zember 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 515, 533) 
oder 

b) auf Grund des § 1 Nr. 2 des Gesetzes über den 
Ersatz der durch die Besetzung deutschen 
Reichsgebietes verursachten Personenschäden 
(Besatzungspersonenschädengesetz) vom 17. Ju- 
li 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 624) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. April 1927 
(Reichsgesetzbl. I S. 103). 

Ausschluß der Anrechnung 
von Versorgungsbezügen auf das Arbeitsentgelt 

§ 84 

Bei der Bemessung des Arbeitsentgelts von Be- 
schäftigten, die Versorgungsbezüge nach diesem Ge- 
setz erhalten, dürfen diese Bezüge nicht zum Nach- 
teil des Beschäftigten berücksichtigt werden; insbe- 
sondere ist es unzulässig, die Vexsorgungsbezüge 
ganz oder teilweise auf das Entgelt anzurechnen. 

§ 85 

Soweit nach bisherigen versorgungsrechtlichen 
Vorschriften über 'die Frage des ursächlichen Zu- 
sammenhanges einer Gesundheitsstörung mit einem 
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schädigenden Vorgang im Sinne des § 1 dieses 
Gesetzes entschieden worden ist, ist die Entschei- 
dung auch nach diesem Gesetz rechtsverbindlich. 

§ 86 

(1) Sofern sich in einzelnen Fällen aus den Vor- 
schriften dieses Gesetzes besondere Härten erge- 
ben, kann mit Zustimmung des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung ein Ausgleich gewährt 
werden. 

(2) Ein Härteausgleich kann mit Zustimmung des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung auch 
gewährt werden, wenn die zur Anerkennung einer 
Gesundheitsstörung als Folge einer Schädigung er- 
forderliche Wahrscheinlichkeit (§ 1 Abs, 3) nur des- 
halb nicht gegeben ist, weil über die Ursache des 
festgestellten Leidens in der ärztlichen Wissenschaft 
Ungewißheit besteht. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann der Gewährung von Härteausgleichen 
allgemein zustimmen." 


Artikel II 

Das Gesetz über das Verwaltungsverfahren der 
Kriegsopferversorgung vom 2. Mai 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 202) wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. Abschnitt I erhält folgende Überschrift: 

„I. Anwendungsbereich und Zuständigkeit". 

2. § 1 erhält folgende Fassung: 

.§ 1 

Das Gesetz findet Anwendung bei der Ausfüh- 
rung des Bundesversorgungsgesetzes und an- 
derer Gesetze, die dieses Gesetz für anwend- 
bar erklären, soweit die Leistungen von den 
im Gesetz über die Errichtung der Verwal- 
tungsbehörden der Kriegsopferversorgung vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 169) unter 
Berücksichtigung der Änderung des Vierten 
Überleitungsgesetzes vom 27. April 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 189) genannten Verwaltungs- 
behörden und Stellen gewährt werden." 

3. In § 17 wird die Zahl „22" durch die Zahl „21" 
ersetzt. 

4. § 25 erhält folgende Fassung: 

„§ 25 

Schreib- und Rechenfehler, Fehler beim Ansatz 
gesetzlich feststehender Zahlenwerte oder bei 
der Anwendung von anderen Berechnungs- 
grundlagen, offenbare Unrichtigkeiten und 
Verwechslungen bei der Bezeichnung von Ge- 
sundheitsstörungen in Bescheiden sind jeder- 
zeit auf Antrag oder von Amts wegen richtig- 
zustellen. über die Richtigstellung entscheidet 


die nach den §§ 2 bis 5 zuständige Verwal- 
tungsbehörde. Die Verfügung, die den Bescheid 
richtigstellt, wird auf der Urschrift und den 
Ausfertigungen des Bescheides vermerkt." 

5. § 30 erhält folgende Fassung: 

„§ 30 

Auskunftspersonen und Sachverständige wer- 
den nach dem Gesetz über die Entschädigung 
von Zeugen und Sachverständigen entschädigt." 

6. Dem § 32 werden folgende Absätze 3 bis 5 
angefügt: 

„(3) Wird die Heilbehandlung oder Kranken- 
behandlung von der Verwaltungsbehörde durch- 
geführt, so sind dem Berechtigten die hier- 
durch entstehenden notwendigen Reisekosten 
einschließlich der Kosten der Verpflegung und 
Unterkunft in angemessenem Umfang zu er- 
setzen. Wird eine Krankenhausbehandlung, 
Badekur oder Heilstättenbehandlung ohne 
zwingenden Grund vor Ablauf der bei der Be- 
willigung bestimmten Dauer abgebrochen, so 
besteht kein Anspruch auf Ersatz der Reise- 
kosten. 

(4) Für die Dauer der Anpassung von Kör- 
perersatzstücken, orthopädischen und anderen 
Hilfsmitteln sowie während einer Ausbildung 
im Gebrauch dieser Hilfsmittel (§ 13 Abs. 2 
Satz 1 BVG) werden außer den Reisekosten 
(Absatz 3) freie Unterkunft, Verpflegung und 
Ersatz für entgangenen Arbeitsverdienst in an- 
gemessenem Umfange gewährt. 

(5) Ist ohne behördliche Zustimmung ein 
Körperersatzstück, orthopädisches oder anderes 
Hilfsmittel (§ 13 Abs. 2 Satz 1 BVG) angepaßt, 
geändert oder ausgebessert worden, so wird 
Ersatz der baren Auslagen und Entschädigung 
für entgangenen Arbeitsverdienst in angemes- 
senem Umfange gewährt, wenn die Notwen- 
digkeit der Maßnahme anerkannt wird." 

7. § 40 erhält folgende Fassung: 

‘ „§ 40 

(1) Zugunsten des Berechtigten kann die Ver- 
waltungsbehörde jederzeit einen neuen Be- 
scheid erteilen. 

(2) Das Versorgungsamt bedarf zur Erteilung 
eines neuen Bescheides der Zustimmung des 
Landesversorgungsamts, das sie für gleich- 
gelagerte Fälle allgemein erteilen kann." 

8. § 41 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bescheide über Rechtsansprüche sind zu- 
ungunsten des Berechtigten von der zuständi- 
gen Verwaltungsbehörde zu ändern oder auf- 
zuheben, wenn außer Zweifel steht, daß sie im 
Zeitpunkt ihres Erlasses tatsächlich oder recht- 
lich unrichtig gewesen sind. Verstöße gegen 
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Vorschriften dieses Gesetzes rechtfertigen nicht 
die Erteilung eines Berichtigungsbescheides." 

9. § 43 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Sätze 1 und 2 wird das Wort 
,,drei" durch das Wort „sechs", das Wort 
„sechs" durch das Wort „zwölf" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird der Punkt am Schluß des 
zweiten Satzes durch ein Semikolon ersetzt 
und angefügt: 

„diese Frist beginnt frühestens mit dem 
1. Januar 1957." 

10. Abschnitt XIII erhält folgende Überschrift: 

„XIII. Rückerstattung von Versorgungs- 
leistungen" 

11. § 47 erhält folgende Fassung: 

„§ 47 

(1) Zu Unrecht empfangene Leistungen sind 
zurückzuerstatten, soweit im folgenden nichts 
anderes bestimmt ist. Der Einwand der nicht 
mehr vorhandenen Bereicherung ist ausge- 
schlossen. 

(2) Beruht die Überzahlung auf einer wesent- 
lichen Änderung der Verhältnisse, ist der Emp- 
fänger der Versorgungsleistungen zur Rück- 
erstattung nur verpflichtet, 

a) soweit er oder sein Vertreter beim 
Empfang wußte oder wissen mußte, 
daß die Leistung dem Versorgungs- 
berechtigten nicht oder nicht in der 
gewährten Höhe zustand, oder 

b) soweit die Rückforderung wegen der 
wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Empfängers oder der Höhe einer ihm 
von einem Träger der Sozialversiche- 
rung, einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn oder einer öffentlich- 
rechtlichen Kasse gewährten bfach- 
zahlung vertretbar ist. 

(3) Wird ein Bescheid nach § 41 oder § 42 
berichtigt, besteht keine Pflicht zur Rückerstat- 
tung der gewährten Leistungen. Dies gilt nicht, 
wenn 

a) die Unrichtigkeit darauf beruht, daß 
der Empfänger oder sein Vertreter 
Tatsachen, die für die Entscheidung 
von wesentlicher Bedeutung gewe- 
sen sind, wissentlich falsch angege- 
ben oder verschwiegen hat, oder 
wenn er beim Empfang der Bezüge 
gewußt hat. daß sie ihm nicht oder 
nicht in dieser Höhe zustanden, 

b) der Empfänger den Verfahrensman- 
gel gekannt oder vorsätzlich herbei- 
geführt hat. 

(4) Auf die Rückerstattung kann verzichtet 
werden, wenn sie eine besondere Härte für 
den Rückerstattungspflichtigen bedeuten würde, 
oder wenn daraus in unverhältnismäßigem Um- 


fang Kosten oder Verwaltungsaufwand entste- 
hen würden. 

(5) Mit Forderungen auf Rückerstattung von 
zu Unrecht empfangenen Versorgungsleistun- 
gen, Kapitalabfindungen und Kosten kann 
gegen Forderungen auf laufende Versorgungs- 
bezüge, Heiratsabfindungen oder Nachzahlun- 
gen nach dem Bundesversorgungsgesetz aufge- 
rechnet werden. 

(6) Für die Beitreibung von Rückerstattungs- 
forderungen gelten die Vorschriften des Ver- 
waltungsvollstreckungsgesetzes vom 27. April 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157) entsprechend; 
das Land bestimmt die Vollstreckungsbehörde. 

(7) Die Grundsätze des § 67 der Reichswirt- 
schaftsbestimmungen sind entsprechend anzu- 
wenden." 

12. In § 51 werden in den Absätzen 2 und 3 je- 
weils hinter das Wort „Bundesversorgungs- 
gesetzes" die Worte „in der Fassung des Drit- 
ten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesversorgungsgesetzes vom 19. Januar 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 25)" eingefügt. 

13. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, das Gesetz über das 
Verwaltungsverfahren in der Kriegsopferver- 
sorgung vom 2. Mai 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 202) in der durch dieses Gesetz bestimmten 
Fassung neu bekanntzumachen; er kann dabei 
Unstimmigkeiten der Paragraphenfolge und des 
Wortlautes beseitigen. 


Artikel III 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

(1) Die bisher gewährten laufenden Versor- 
gungsbezüge werden, soweit sie durch dieses Ge- 
setz eine Änderung erfahren, von Amts wegen neu 
festgestellt. Das gilt auch für Leistungen, die an 
Stelle von bisher gewährten laufenden Versor- 
gungsbezügen zu zahlen sind, soweit sich aus den 
nachfolgenden Vorschriften nichts anderes ergibt. 

(2) Im übrigen werden neue Ansprüche, die sich 
aus diesem Gesetz ergeben, nur auf Antrag festge- 
stellt. Wird der Antrag binnen sechs Monaten nach 
Verkündung dieses Gesetzes gestellt, so beginnt 
die Zahlung mit dem 1. Juni 1959, frühestens mit 
dem Monat, in dem die Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

(3) Sind bei Empfängern einer Pflegezulage die 
nach diesem Gesetz festgestellten Bezüge durch die 
Anrechnung nach § 33 Abs. 4 Satz 2 niedriger als 
die bisher gewährten Bezüge, so sind die Versor- 
gungsbezüge insoweit nicht zu mindern. Im übrigen 
tritt eine durch dieses Gesetz hervorgerufene Min- 
derung oder Entziehung mit Ablauf des Monats 
ein, der auf die Zustellung des Bescheides folgt, 
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frühestens nach Ablauf des sechsten Monats, der 
auf die Verkündung dieses Gesetzes folgt. Artikel 
I § 59 bleibt unberührt. 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn 
Versorgung als Kannleistung oder im Wege des 
Härteausgleichs gewährt wird. 

§ 2 

(1) Beschädigte, deren Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit nach der bisherigen Vorschrift des § 30 
Abs. 1 Satz 2 des Bundesversorgungsgesetzes höher 
bewertet worden ist, können wählen, ob ihre be- 
sondere berufliche Betroffenheit nach diesem Ge- 
setz oder weiter nach der bisher für sie geltend 
gewesenen Vorschrift entschädigt werden soll. Das 
gleiche gilt, wenn bei Verkündung dieses Gesetzes 
über einen Antrag auf höhere Bewertung noch nicht 
bindend entschieden worden ist. über neue An- 
träge, die nach Verkündung dieses Gesetzes gestellt 
werden, ist nur nach diesem Gesetz zu entscheiden. 

(2) Die Wahl muß bis zum Ablauf des 30. Sep- 
tember 1960 getroffen sein und ist nicht widerruf- 


lich. Wird die Wahl nicht ausgeübt, so wird die 
berufliche Betroffenheit nach den bisherigen Vor- 
schriften entschädigt. 

§ 3 

Die Einführung des Bundesversorgungsgesetzes 
im Saarland erfolgt durch besonderes Gesetz. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 5 

Artikel I dieses Gesetzes tritt mit Wirkung vom’ 
1. Juni 1959, im übrigen tritt dieses Gesetz am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. 


Begründung 


ZU ARTIKEL I 

A. Allgemein 

Die Versorgung von 3,6 Millionen Kriegsopfern 
stellt einen nicht unbedeutenden Faktor innerhalb 
unserer Sozialordnung dar. Die Neuordnung der 
gesamten Sozialgesetzgebung muß deshalb auch die 
Gesetzgebung der Kriegsopferversorgung ein- 
beziehen. Die Bundesregierung hat bei der Beant- 
wortung der Großen Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 434 — am 17. Oktober 1958 im Bun- 
destag eine Gesetzesvorlage für Anfang des Jahres 
1959 in Aussicht gestellt. 

Die Neuordnung des Bundesversorgungsgesetzes 
kann sich nur in Richtung auf das Erreichbare, aber 
auch unbedingt Notwendige, bewegen, nämlich auf 
eine systematische Gestaltung der Renten, durch 
die sichergestellt wird, daß derjenige eine aus- 
reichende Versorgung erhält, der infolge der Schä- 
digung entweder von der Rente zu leben gezwun- 
gen ist oder über keine ausreichenden Einkünfte 
verfügt. 

Das Rentensystem 
1. Die Beschädigtenrente 

An der Zweiteilung der Rente in Grundrente und 
Ausgleichsrente wird festgehalten. 

Die Grundrente stellt die Entschädigung für die Be- 
einträchtigung der körperlichen Integrität dar und 
soll die Mehraufwendungen ausgleichen, die der 
Beschädigte infolge der Schädigung gegenüber 
einem gesunden Menschen hat. Die Grxmdrente ist 
und bleibt unantastbar, d. h. sie wird ohne Rück- 


sicht auf sonstiges Einkommen gewährt und bei 
Bemessung anderer Leistungen unberücksichtigt ge- 
lassen. Eine Erhöhung der zur Zeit gültigen Sätze 
der Grundrenten ist nicht beabsichtigt mit Aus- 
nahme der Grundrente des Erwerbsunfähigen, die 
wegen einer besseren Progression von 140 auf 
150 DM monatlich erhöht werden soll. 

Die Ausgleichsrente dient der Sicherstellung des 
Lebensunterhalts. Sie ist wegen dieser Zweck- 
bestimmung gegenüber der Grundrente stärker als 
bisher hervorzuheben. Die Ausgleichsrenten des 
Schwerbeschädigten werden zu 3 Stufen zusammen- 
gefaßt, zu je einer für die Beschädigten mit einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) um 50 und 
60v. H., 70 und 80 v. H. sowie 90 und 100 v.H. Die 
Ausgleichsrenten sollen gleichzeitig erhöht werden 
und bei einer MdE um 50 und 60 v. H. 150 DM, 
bei einer MdE um 70 und 80 v. H. 200 DM und bei 
einer MdE um 90 und 100 v.H. 250 DM monatlich 
betragen. 

2. Die Hinterbliebenenrente 

Die Renten der Witwen, Waisen und Eltern werden 
in ein prozentuales Verhältnis zur Rente des Er- 
werbsunfähigen gebracht. Die Witwenrente liegt 
bei etwa 60 v. H., die Rente für eine Vollwaise bei 
40v.H., für eine Halbwaise bei 25 v. H., für ein 
Elternpaar bei 50 v. H. und für einen Elternteil bei 
30 V. H. der Rente des Erwerbsunfähigen. 

a) Witwen und Waisen 

An der Zweiteilung der Rente in Grundrente und 
Ausgleichsrente wird auch bei Witwen und Waisen 
iestgehalten. 
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Die Grundrente stellt eine Entschädigung für die im 
einzelnen nicht wägbaren Schäden dar, die für die 
Witwe und die Waisen durch den Verlust des Er- 
nährers eingetreten sind. Sie ist — wie beim Be- 
schädigten — unantastbar. Eine Erhöhung der z. Z. 
gültigen Sätze der Grundrenten ist nicht be- 
absichtigt. 

Die Ausgleichsrente dient der Sicherstellung des 
Lebensunterhalts der Witwen und Waisen. Sie ist 
deshalb — wie bei dem Schwerbeschädigten — 
gegenüber der Grundrente stärker als bisher her- 
vorgehoben. 

Die Ausgleichsrente der Witwe wird von 95 DM 
auf 150 DM monatlich erhöht. Darüber hinaus be- 
steht ein dringendes Bedürfnis, die heute so stark 
in Erscheinung tretende Nivellierung der Witwen- 
rente aufzulockern. Soweit Witwen durch den Tod 
des Mannes wirtschaftlich besonders betroffen, d. h. 
sozial abgesunken sind, erhöht sich die volle Aus- 
gleichsrente auf 200 DM monatlich. 

Die Ausgleichsrenten der Waisen werden erhöht, 
und zwar bei Halbwaisen von 50 auf 80 DM und 
bei Vollwaisen von 75 auf 120 DM. 

b) Eltern 

An der Gestaltung der Elternrente als einer reinen 
Bedürftigkeitsrente und an der Voraussetzung der 
Ernährereigenschaft wird festgehalten. Die Renten- 
sätze werden jedoch für ein Elternpaar von 130 DM 
auf 190 DM und für einen Elternteil von 90 DM auf 
130 DM monatlich erhöht. 

Die Anrechnung des sonstigen Einkommens 

Da die Ausgleichsrente und Elternrente der Sicher- 
stellung des Lebensunterhalts dient, kann auf eine 
Anrechnung des sonstigen Einkommens bei der 
Bemessung dieser Renten nicht verzichtet werden. 
Es wird jedoch eine Modifizierung der Anrech- 
nungsbestimmungen dergestalt, daß nur progressiv 
abgestufte Teile des Nettoeinkommens angerechnet 
werden, vorgenommen. Anzurechnen sind bei Ein- 
künften aus nichtselbständiger Arbeit Vio, bei Ein- 
künften aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbe- 
betrieb und selbständiger Arbeit Vio und bei allen 
anderen Einkünften ®/io des Nettoeinkommens. 

Die Anrechnung des Nettoeinkommens erfolgt bei 
Beschädigten, Witwen und Waisen einheitlich; es 
gelten also die gleichen Freibeträge. Die bisherige 
unterschiedliche Anrechnungsmethode entfällt. Bei 
der Elternrente ist das Nettoeinkommen jedoch in 
voller Höhe anzurechnen, weil es sich um eine 
reine Bedürftigkeitsversorgung handelt. 

Die bisherigen Einkommensgrenzen für die Aus- 
gleichs- und Elternrenten entfallen, sie entsprechen 
künftig dhr vollen Ausgleichs- oder Elternrente. Da- 
mit wird eine gleitende und dem Einzelfall gerecht 
werdende Höhe der Rente erreicht. 

Die Berücksichtigung des Berufsschadens 

Die Berücksichtigung des Berufsschadens erfolgt 
bisher nach § 30 Abs. 1 Satz 2 durch Erhöhung der 
Sätze der MdE. Strenggenommen kann ein Berufs- 


schäden nicht durch eine höhere Bewertung der 
MdE ausgeglichen werden, weil diese sich nach ana- 
tomischen Gesichtspunkten und der körperlichen 
Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben 
richtet. Die Regelung nach § 30 Abs. 1 Satz 2 soll 
deshalb durch die Einführung eines Berufsschadens- 
ausgleichs ersetzt werden. Dabei soll sich dieser 
Ausgleich nach der Höhe des Einkommensverlustes 
bemessen und in verschiedenen Stufen gewährt 
werden. Beschädigte, deren Berufsschäden bei In- 
krafttreten des Gesetzes durch eine höhere Bewer- 
tung der MdE entschädigt worden ist, sollen an 
dieser Regelung festhalten können. 

Heil- und Krankenbehandlung 

Die Vorschriften über die Heil- und Kranken- 
behandlung werden auf Grund der praktischen Er- 
fahrungen systematisch neugefaßt und zum Zwecke 
der Klarstellung ergänzt. Ihre endgültige Gestal- 
tung hängt von der Entwicklung des Krankenver- 
sicherungsrechts ab. 

Kapitalabfindung 

Die Vorschriften über die Kapitalabfindung sind 
um einen neuen Verwendungszweck (§71 Abs. 2 
Nr. 2) erweitert worden, der den neuen Formen der 
Eigentumsbildung Rechnung trägt. Von einer Ein- 
beziehung der Beschädigten mit einer Minderung 
der Erwerbsfähigkeit um 30 und 40 v. H. mußte 
wegen der finanziellen Auswirkungen Abstand ge- 
nommen werden, obwohl ein echtes Bedürfnis zur 
Gewährung einer Abfindung auch an diesen Per- 
sonenkreis besteht, 

Generalüberarbeitung 
des Bündesversorgungsgesetzes und des 
Verfahrensgesetzes 

Mit der Neuordnung des BVG wird eine General- 
überholung des Gesetzes, der Rechtsverordnungen 
und der Verwaltungsvorschriften verbunden. Dabei 
wird insbesondere eine Abstimmung mit anderen 
Sozialgesetzen in Richtung auf eine einheitliche 
Beurteilung verwandter Tatbestände vorgenom- 
men und der höchstrichterlichen Rechtsprechung 
Rechnung getragen. Soweit Vorschriften des BVG 
rein verfahrensrechtlichen Charakter tragen, erfolgt 
zum Zwecke der klaren Trennung von materiellem 
und formellem Versorgungs recht ihre Übernahme 
in das Gesetz über das Verwaltungsverfahren der 
Kriegsopferversorgung vom 2. Mai 1955, wobei 
auch einige notwendige Änderungen dieses Geset- 
zes selbst, die keine finanzielle Auswirkung haben 
werden, zugleich mit den Änderungen des BVG 
in einem Gesetzgebungsgang vorgenommen wer- 
den. 


B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Die Änderung in Absatz 4 stellt klar, daß diese 
Bestimmung sich auch auf den Absatz 2 erstreckt. 
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Zu § 2 

Absatz 2 erweitert den Personenkreis allgemein 
auf Vertriebene im Sinne des § 1 des Bundesver- 
triebenengesetzes vom 19. Mai 1953 i. d. F. vom 
14. 8. 1957. Die Einschaltung der Worte „vor dem 
9. Mai 1945" stellt klar, daß der Wehrdienst in 
einer fremden Wehrmacht .nach dieser Zeit nicht 
unter das Gesetz fällt. 

Zu § 3 

Die Neufassung des Absatzes 1 Buchstabe o dient 
der Klarstellung und bedeutet keine Änderung der 
bisherigen Rechtslage. 

Zu §4 

Die Streichung des Klammerzitates in Absatz 2 be- 
deutet, daß die Vorschrift auch auf Fälle der Inter- 
nierung und Verschleppung im Sinne des § 5 Abs. 1 
Buchstabe d Anwendung findet. 

Zu § 6 

Die Streichung der Worte „die oberste Landesbe- 
hörde für Arbeit" stellt klar, daß nicht diese, son- 
dern die nach dem Organisationsgesetz zuständigen 
Verwaltungsbehörden die Anerkennung durch Be- 
scheid vornehmen. 

Zu §7 

Absatz 1 Nr. 2 stellt klar, daß auch diejenigen 
Deutschen im Ausland, die immer dort gewohnt 
haben, in die Versorgung einbezogen werden sollen 
(Buchstabe a) und diejenigen, die später, d. h. nach 
dem 8. Mai 1945 dorthin ausgewandert sind (Buch- 
stabe b). Absatz 2 schließt eine Doppelversorgung 
aus. 

Zu § 10 

Absatz 1 

faßt die bisherigen Absätze 1 und 2 zusammen und 
beseitigt die Unterscheidung zwischen Beschädigten, 
denen Rente zusteht, und solchen, deren anerkannte 
Schädigungsfolgen den Bezug einer Rente nicht 
rechtfertigen. Heilbehandlung soll unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 nunmehr allen aner- 
kannten Beschädigten gewährt werden. Anstelle 
des Begriffs „Verschlimmerung" ist der medizinisch 
gebräuchliche Ausdruck „Zunahme des Leidens" ge- 
wählt worden. 

A b s a t z 2 

entspricht dem bisherigen Absatz 5 Satz 1. Da das 
Gesetz an dieser Stelle erstmalig den Begriff 
„Schwerbeschädigter" verwendet, ist die Definition 
dieses Begriffs aus § 29 Abs. 2 hierher übernom- 
men worden. 

Absatz 3 

bestimmt den Empfängerkreis der Krankenbehand- 
lung und gibt den Inhalt des bisherigen Absatzes 5 
Satz 2 und des § 28 Satz 1 und 4 wieder. Dabei wird 


klargestellt, daß der Schwerbeschädigte oder der 
Pflegezulageempfänger, nicht sein Angehöriger oder 
die Pflegeperson den Anspruch auf Krankenbehand- 
lung hat. Der Personenkreis der Angehörigen, 
denen Krankenbehandlung gewährt wird, ist dem- 
jenigen angeglichen, für den beim Tode desSchwer- 
beschädigten Rente zu zahlen wäre. Dadurch w;ird 
eine zu Lebzeiten und nach dem Tode eines Schwer- 
beschädigten kontinuierliche Krankenbehandlung 
seiner Angehörigen gewährleistet. Daher wird auch 
auf die bisherigen engeren Voraussetzungen der 
häuslichen Gemeinschaft verzichtet, wie dies bereits 
durch mehrere Entscheidungen in Einzelfällen ge- 
schehen ist. 

Absatz 4 

Aus rechtssystematischen Gründen wird nunmehr 
im Gesetz selbst im einzelnen bestimmt, wann die 
Heilbehandlung und die Krankehbehandlung sicher- 
gestellt ist. Zusätzlich zur bisherigen Regelung in 
der VVNr. 10 Abs. 2 zu § 10 und in § 2 Abs. 1 DVO 
zu § 28 wird dabei die Sicherstellung in den Fällen 
angenommen, in denen Ansprüche gegen den Trä- 
ger der Tuberkulosenhilfe bestehen. Die Heilbe- 
handlung nach diesen Vorschriften ist umfassender 
als die Heil- und Krankenbehandlung nach § 10 
Abs. 2 und 3 und bietet somit bessere Heilungsaus- 
sichten. Außerdem erscheinen die Ansprüche auf 
Heil- und Krankenbehandlung nach § 10 Abs. 2 und 3 
als subsidiär gegenüber Ansprüchen nach diesen 
Vorschriften. Abweichend von der bisherigen Rege- 
lung gilt die Behandlung nunmehr als sichergestellt, 
wenn die Einkommensgrenze des § 165 RVÖ über- 
schritten ist. Diese Regelung erscheint gerechtfertigt, 
weil § 165 RVO dem Gedanken Rechnung trägt, 
daß es von einem bestimmten monatlichen Einkom- 
men an dem Berechtigten zuzumuten ist, für seine 
Heil- und Krankenbehandlung durch eigene Lei- 
stungen zu sorgen. Der bisherige Hinweis auf den 
Bezug von Ausgleichsrente (§ 2 Abs. 2 der VO zu 
§ 28 und VV Nr. 10 Abs. 2 zu § 10) entsprach im 
Grundsatz diesem Prinzip, führte jedoch zu uner- 
wünschten und unbilligen Ergebnissen, da der An- 
spruch auf eine Ausgleichsrente schon bei geringer 
Überschreitung der verhältnismäßig niedrigen Ein- 
kommensgrenzen entfiel, ohne daß für die Betrof- 
fenen die Möglichkeit bestand, sich dann ander- 
weitig zu sichern. 

Absatz 5 

entspricht dem bisherigen Absatz 3 und bezieht 
auch die Krankenbehandlung ein. Die Notwendig- 
keit hierfür hat sich ergeben, da es nicht vertretbar 
ist, daß Hinterbliebene insoweit anders behandelt 
werden als Beschädigte. Diesem Anliegen wurde 
bereits durch Rundschreiben Rechnung getragen. 
Gleichzeitig wird in diesem Zusammenhang sicher- 
gestellt, daß nur Kosten für eine Behandlung, die 
als notwendig anzusehen ist, ersetzt werden. 

Zu § 11 

Diese Vorschrift regelt den Umfang der Heilbehand- 
lung. 
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Absatz 1 

Zur besseren Unterscheidung werden die Begriffe 
„ambulante" und „stationäre" Behandlung aufge- 
nommen. Dem allgemeinen Sprachgebrauch entspre- 
chend wird der Begriff „Heilanstaltpflege" durch 
„Krankenhausbehandlung" ersetzt. Zur Klarstellung 
wird erwähnt, daß die Heilbehandlung auch die 
Ausbildung im Gebrauch von Hilfsmitteln und die 
Versorgung mit Zahnersatz umfaßt. 

Die Leistungen nach den §§ 17 und 18 werden aus 
systematischen Gründen in das Register des § 11 
aufgenommen. 

Absatz 2 

Den Bedürfnissen der Praxis entsprechend kann 
auch die zahnärztliche Behandlung stationär ge- 
währt werden. 

Absatz 3 

Aus systematischen Gründen wird die bisher 'in 
§ 12 geregelte „Hauspflege" in § 11 Abs. 3 geregelt. 

Zu § 12 

Entsprechend der systematischen Neuordnung wird 
hier der Umfang der Krankenbehandlung geregelt. 
Die neue Vorschrift entspricht demzufolge im we- 
sentlichen dem bisherigen § 10 Abs. 5 Satz 2 und 3 
sowie dem § 28 Satz 1 und 2. Die in § 11 erläuterten 
neuen Begriffe „ambulant", „stationär" und „Kran- 
kenhausbehandlung" werden ebenfalls übernom- 
men. Außerdem wird auch im Rahmen der Kran- 
kenbehandlung Hauspflege gewährt, weil damit den 
Interessen aller Beteiligten gedient ist. 

Zu § 13 

Absatz 5 

Die Ermächtigung zum Erlaß der Rechtsverordnung 
wird aus rechtsförmlichen Gründen neugefaßt. 

Zu § 14 

Absatz 1 

Wie in §§ 11 und 12 wird anstelle des Begriffs 
„Heilanstaltpflege" der Ausdruck „Krankenhausbe- 
handlung" verwendet. Zur Klarstellung wird die 
Ausbildung im Gebrauch von Hilfsmitteln und die 
Versorgung mit Zahnersatz besonders erwähnt. 

Absätze2bis7 

Aus systematischen Gründen werden die Einzelvor- 
schriften, die bisher nur für Heilbehandlung galten, 
auch auf Krankenbehandlung ausgedehnt. Sie treten 
damit insoweit an die Stelle der bisherigen §§ 3, 5, 
6, 9 der VO zu § 28. Mehrere Begriffe werden durch 
neue ersetzt, so: 

„Krankenkasse der Reichsversicherung" durch 
„Krankenkasse der sozialen Krankenversicherung" 
und „Verschlimmerung" durch „Zunahme des Lei- 
dens" (vgl. § 10 Abs. 1). 

Die Zuständigkeitsregelung in Absatz 2 wird durch 
die Umfassung übersichtlicher gestaltet. 


Absatz 3 

stellt außerdem durch eine entsprechende Termi- 
nologie klar, daß die Krankenkassen Heil- und 
Krankenbehandlung nach diesem Gesetz nicht als 
eigene Leistungen „gewähren", sondern für die 
Versorgungsbehörden „ durchführen" . 

Absatz 5 

Durch den Begriff „Versorgungsberechtigter" wird 
einerseits die Einbeziehung der Krankenbehandlung 
berücksichtigt, andererseits aber auch klargestellt, 
daß es sich im Unterschied zu § 10 Abs. 5 um nach 
Anerkennung der Schädigungsfolgen selbstdurchge- 
führte Heil- oder Krankenbehandlung handelt (vgl. 
Urteil des LSG Hamburg vom 16. Januar 1957 — 
KOBf 204/56). Durch die Ergänzung „Inanspruch- 
nahme der Verwaltungsbehörde" werden die Fälle 
des Absatzes 1 ausdrücklich erfaßt. Jedoch wird' 
— wie bisher in VV Nr. 10 Buchstabe g — Kosten- 
ersatz für Badekuren ausgenommen. Außerdem 
werden Krankengeld und Hausgeld nicht nachträg- 
lich gewährt, weil diese Leistungen der Sicher- 
stellung des Lebensunterhalts dienen, und dies als 
gegeben angenommen werden kann, wenn Heilbe- 
handlung trotz entsprechender Belehrung bei Aner- 
kennung der Schädigungsfolgen ohne Inanspruch- 
nahme der zuständigen Stellen durchgeführt wor- 
den ist. 

Zu § 15 a. F. 

Die Vorschrift ist als entbehrlich gestrichen worden. 

Zu § 15 n. F. 

Wie in den vorherigen Bestimmungen wird der 
Begriff „Krankenhausbehandlung" verwendet. 

Zu § 16 

A b s a t z 1 

Die bisherige negative Fassung deS Satzes 1 ist we- 
gen der dadurch bedingten klareren Übersicht po- 
sitiv ausgedrückt. 

Absatz 2 

Die wesentlichen in den VV Nr. 6 Abs. 3 und Nr. 7 
Abs. 1 geregelten Voraussetzungen sind in das Ge- 
setz aufgenommen worden. 

Zu § 17 

Auch in dieser Vorschrift wird der Begriff „Kran- 
kenhausbehandlung" an Stelle des bisherigen „Heil- 
anstaltpflege" verwendet. 

Absatz 1 

Die bisherige Sperrung der Ausgleichsrente bei 
Krankenhaus- öder Heilstättenbehandlung von län- 
gerer Dauer entfällt wieder, da diese Regelung zu 
Unzuträglichkeiten geführt hat. 

Absatz 2 

Entsprechend der Neufassung des § 186 RVO durch 
§ 8 Nr. 2 des Gesetzes vom 26. Juni 1957 (BGBl. I 
S. 649), wonach Hausgeld unter Berücksichtigung des 
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Familienstandes in unterschiedlicher Höhe gezahlt 
wird, wird Hausgeld nicht mehr nur für Beschädigte 
gezahlt, die Angehörige haben, deren Ernährer sie 
sind, so daß der bisherige Absatz 4 gestrichen wer- 
den kann. Außerdem wird klargestellt, daß die Ge- 
währung von Versorgungshausgeld ausgeschlossen 
ist, wenn eine der in § 14 Abs. 2 genannten Kassen 
zur Zahlung von Barleistungen (Kranken- oder 
Hausgeld) verpflichtet ist. 

Zu § 18 

Die Erstattungsfrist wird bis zum 31. März 1961 ver- 
längert. Inzwischen soll geprüft werden, ob und in 
welchem Umfang noch eine Erstattung in Betracht 
kommt. . 

Zu § 19 

In diese Vorschrift wird die Krankenbehandlung 
wegen des Wegfalls des bisherigen § 8 Satz 1 der 
VO zu § 28 einbezogen. 

Zu § 20 

Absatz 1 

Abgesehen von den durch die systematische Neu- 
fassung der Heilbehandlungsvorschriften notwendi- 
gen Änderungen war der bisherige Hinweis auf § 10 
Abs. 5 und § 28 unrichtig. Denn der Ersatzanspruch 
als solcher beruht allein auf § 20, der Leistungen 
nach § 10 Abs. 5 und § 28 erfaßt. Dieses redak- 
tionelle Versehen, das bei Schaffung des BVG durch 
die nachträgliche Formulierung des § 10 Abs. 5 und 
des^§ 28 veranlaßt wurde, wird in dem vorliegenden 
Entwurf korrigiert. 

Dem Zweck der Vorschrift entsprechend ist es für 
die Wirksamkeit der vorläufigen Anmeldung des 
Ersatzanspruchs notwendig, daß die behandelte 
Krankheit und der Zeitpunkt der Aussteuerung an- 
gegeben werden. Wegen verschiedentlich aufgetre- 
tener Schwierigkeiten in der Praxis erscheint die 
entsprechende gesetzliche Regelung zweckmäßig. 
Sie entspricht der bisherigen VV Nr. 1. 

Absatz 2 

Bisher war nur der Zeitpunkt des frühesten, nicht 
der des normalen Beginns der Verjährung geregelt. 
Die Notwendigkeit hierfür bestand bereits längere 
Zeit. Der Entwurf sieht eine dem § 201 BGB ent- 
sprechende Regelung vor, weil dort wie hier die 
gleiche Interessenlage vorliegt. Danach soll der ein- 
heitliche Beginn der kurzen Verjährungsfrist mit 
Ablauf des Jahres die dauernde Kontrolle ablaufen- 
der Verjährungsfristen vermeiden. 

Zu §§ 23 und 24 a. F. 

§ 23 wird mit § 60 vereinigt, § 24 wegen seines 
überwiegend verfahrensrechtlichen Inhalts in das 
Gesetz über das Verfahren der Kriegsopferversor- 
gung übernommen. 

Zu § 28 a. F. 

Diese Vorschrift wird durch Einarbeitung in § 10 
entbehrlich. 


Zu § 28 n. F. 

Die bisherigen §§ 29 und 31 werden aus systema- 
tischen Gründen zusammengefaßt. 

Die Höhe der Grundrenten ändert sich nicht mit 
Ausnahme der Grundrente für einen erwerbsunfähi- 
gen Beschädigten, die von 140 auf 150 DM erhöht 
ist, um für diesen Personenkreis eine stärkere Pro- 
gression zu erreichen. 

Zu § 29 

Der Wortlaut des bisherigen § 30 Abs, 1 Satz 2 ent- 
fällt, weil der Berufsschäden durch einen Berufs- 
schadensausgleich (§ 30) berücksichtigt wird. 

Zu § 30 

Diese Vorschrift tritt an die Stelle des bisherigen 
§ 30 Abs. 1 Satz 2. Während nach bisherigem Recht 
die besondere berufliche Betroffenheit nur durch 
eine höhere Bewertung der MdE berücksichtigt 
werden konnte, wird nunmehr ein von der MdE 
unabhängiger Berufsschadensausgleich gezahlt. Da- 
bei richtet sich die Höhe des Ausgleichs nach der 
Höhe des nachgewiesenen Einkommensverlustes. 
Dadurch soll erreicht werden, daß jeder durch die 
Schädigungsfolgen bedingte Einkommensverlust in 
einem bestimmten Verhältnis entschädigt wird. 
Während die bisherige Regelung des § 30 Abs. 1 
Satz 2 hauptsächlich Empfängern von Ausgleichs- 
renten zugute kam, kommen nunmehr auch solche 
Beschädigte in stärkerem Maße in den Genuß eines 
Berufsschadensausgleichs, die nur die Grundrente 
erhalten. Darüber hinaus kann auch der besondere 
berufliche Schaden derjenigen Schwerbeschädigten 
berücksichtigt werden, bei denen eine Höherbewer- 
tung des MdE-Grades und somit eine Berücksich- 
tigung des beruflichen Schadens deshalb nicht mehr 
möglich war, weil sie schon allein auf Grund ihrer 
schweren Versehrtheit den höchsten MdE-Grad er- 
reicht hatten. Da der Berufsschadensausgleich einen 
Ersatz für entgangenes Einkommen darstellt, ist er 
bei der Ausgleichsrente zu acht Zehnteln anzurech- 
nen. Die Ermächtigung zum Erlaß einer Verord- 
nung ist notwendig, weil eine allgemein verbind- 
liche Regelung zu treffen ist, wie zu verfahren ist, 
wenn sich ein Durchschnittseinkommen der in Be- 
tracht kommenden Berufsgruppe nicht ermitteln 
läßt oder nicht zum Vergleich herangezogen wer- 
den kann. 

Zu § 31 

Die bisherigen §§ 32 und 33 werden aus systema- 
tischen Gründen zusammengefaßt. 

Absatz 1 

Die Anspruchsvoraussetzung, daß der Lebensunter- 
halt nicht auf andere Weise sichergestellt ist, ent- 
fällt. Diese Bestimmung führte zu Schwierigkeiten 
in der Auslegung und in der Abgrenzung zu § 33 
a. F. Die Ausgleichsrente soll, wenn die Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 vorliegen, unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 2 gewährt werden. 
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Absatz 2 

Die Ausgleichsrente wird in 3 Gruppen — bisher 6 
— gewährt, und zwar für Beschädigte mit einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um 

a) 50 bis 60 v. H. 

b) 70 bis 80 v. H. 

c) 90 und mehr v. H. 

Die Reduzierung dieser Gruppen von 6 auf 3 
knüpft an die Regelung der Zusatzrente nach dem 
Reichsversorgungsgesetz an. Zwar benötigt der um 
50 V. H. in seiner Erwerbsfähigkeit geminderte Be- 
schädigte zu seinem und seiner Familie Unterhalt 
nicht erheblich geringere Einkünfte als der Er- 
werbsunfähige. Es ist aber nicht zu verkennen, daß 
der geringer Schwerbeschädigte im Rahmen der 
ihm verbliebenen Arbeitskraft noch über größere 
Möglichkeiten zur Überwindung der wirtschaft- 
lichen Beeinträchtigung aus eigener Kraft verfügt. 
Die Staffelung der Ausgleichsrente soll daher auch 
den Willen des geringer Schwerbeschädigten stär- 
ken, die ihm verbliebene Arbeitskraft voll auszu- 
nutzen. 

Die erhebliche Erhöhung der Ausgleichsrenten be- 
zweckt, den Schwerbeschädigten, die über kein wei- 
teres Einkommen verfügen, eine ausreichende und 
angemessene Lebensgrundlage zu gewährleisten. 

Die volle Ausgleichsrente ist um das anzurechnende 
Einkommen zu mindern. Damit entfallen die bis- 
herigen Einkommensgrenzen, die 35 DM über der 
vollen Ausgleichsrente lagen. Durch die Gleich- 
schaltung der Einkommensgrenzen mit der vollen 
Ausgleichsrente ist eine gleitende gleichmäßige An- 
rechnung des sonstigen Einkommens von 0 DM an 
bis zur Höhe der vollen Ausgleichsrente gesichert, 
die unbillige Härten vermeidet. Diese sind insbe- 
sondere in der Vergangenheit beim Sozialzuschlag 
entstanden, wenn durch eine geringfügige Einkom- 
menserhöhung der volle Zuschlag zu entziehen 
war. Der Sozialzuschlag ist infolge der Erhöhung 
der Ausgleichsrente gegenstandslos geworden und 
entfällt. 

Absatz 3 ' 

Bisher war das Bruttoeinkommen zunächst um die 
Freibeträge zu mindern und von diesem sogenann- 
ten veredelten Einkommen die absetzbaren Aus- 
gaben abzuziehen. Dieses Verfahren führte zu dem 
unbilligen Ergebnis, daß sich hohe Ausgaben auf die 
Gewährung der Ausgleichsrente besonders vorteilhaft 
auswirken. So erhielten verheiratete Schwerbeschä- 
digte bei gleichem Bruttoeinkommen und Abgaben 
(außer Steuern) trotz des Familienzuschlages teil- 
weise eine geringere Ausgleichsrente als ein Le- 
diger. Nunmehr werden die absetzbaren Ausgaben 
zunächst vom Bruttoeinkommen und erst von dem 
ermittelten Nettoeinkommen die Freibeträge abge- 
zogen, so daß derartige Ergebnisse vermieden wer- 
den. 

Vom Nettoeinkommen aus nichtselbständiger Tätig- 
keit sollen Vio freibleiben. Hierdurch wird gewähr- 
leistet, daß bei einer Erhöhung des Einkommens 
dem Berechtigten ^/lo dieser Erhöhung verbleiben, 


so daß im Gegensatz zur bisherigen Regelung eine 
echte Erhöhung des Gesamteinkommens eintritt. 

Die Freibeträge bei Einkünften aus Land- und 
Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbständiger 
Arbeit betragen wie bisher Vio. Bei allen übrigen 
Einkommen bleiben nunmehr Vio des Nettoeinkom- 
mens außer Ansatz. Bisher blieben 20 DM vom Ein- 
kommen aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
oder von freiwilligen Werkszuwendungen anrech- 
nungsfrei. Besondere Schwierigkeiten bereitete der 
Verwaltung die Bestimmung über die Werkszuwen- 
dungen. Ob die Firmen diese Werkszuwendungen 
freiwillig leisteten, konnte nur aus den jeweiligen 
Satzungen entnommen werden. Zahlreiche Firmen 
gingen dazu über, den freiwilligen Charakter der 
Zuwendung in eine Anspruchsleistung umzuwan- 
deln, so daß die Abzugsmöglichkeit entfiel. Daher 
ist ein Freibetrag für alle Einkommensarten vor- 
gesehen. Der Freibetrag ist jedoch auch hier nicht 
konstant (wie bisher), sondern beträgt Vio der Ein- 
künfte. Damit ist eine gleichmäßig gleitende An- 
rechnung erreicht, die auch hier ermöglicht, daß den 
Empfängern der Ausgleichsrente zumindest ^/lo einer 
Erhöhung des sonstigen Einkommens verbleiben, 
während sie bisher voll anzurechnen war. 

Absatz 4 

Die Anfügung des letzten Halbsatzes dient der 
Klarstellung. 

Absätze 5 und *6 

sind redaktionell neugefaßt, entsprechen inhaltlich 
jedoch der bisherigen Regelung. 

Zu § 32 

Diese Vorschrift tritt an die Stelle der bisherigen 
Erhöhung der Ausgleichsrente für die Ehefrau. 

Zu § 33 

Im Gegensatz zur bisherigen Regelung ist die Ein- 
führung eines besonderen Kinderzuschlages vorge- 
sehen, 

Absatz 2 

Der Begriff des Kindes entspricht dem § 2 des 
Kindergeldgesetzes, der auch von der Rentenver- 
sicherung (§ 1262 Abs. 2 RVO) übernommen wor- 
den und in der Unfallversicherung vorgesehen ist 
(§ 578 Abs. 5 UVNG)*). Damit ist eine weitgehende 
Rechtsangleichung auf den Gebieten des sozialen 
Sektors herbeigeführt. Damit entfällt auch bei un- 
ehelichen Kindern von männlichen Beschädigten 
die Anspruchsvoraussetzung, daß sie nicht später 
als 302 Tage nach Anerkennung der Schädigungs- 
folgen geboren sein dürfen. Die Waisenversorgung 
kannte ohnehin eine derartige Einschränkung nicht, 
so daß eine Waisenrente zu zahlen war, obwohl 
bei Lebzeiten des Beschädigten die Ausgleichsrente 
für dieses Kind nicht erhöht werden konnte. 


*) UVNG = Zitierweise für den Entwurf eines Unfall- 
versicherungs-Neuregehmgsgesetzes — Drucksache 758. 
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Absatz 3 

Auch über das 18. Lebensjahr hinaus ist unter den 
genannten Voraussetzungen der Kinderzuschlag 
nunmehr als Rechtsanspruch zu leisten. 

Absatz 4 

Der Kinderzuschlag ist in Höhe des Betrages, der 
nach dem Kindergeldgesetz gezahlt wird, zu ge- 
währen. Damit entfällt auch der bisherige § 34a, 
der ohnehin der Verwaltung Schwierigkeiten und 
Verwaltungsmehrarbeit bereitet hat. Auf den Kin- 
derzuschlag sind ähnliche Leistungen anzurechnen, 
weil für denselben Zweck nur eine Leistung ge- 
währt werden soll. Der Kinderzuschlag ist zu lei- 
sten, wenn der Schwerbeschädigte eine Ausgleichs- 
rente — und sei es auch nur in Höhe von 1 DM — 
erhält. Bei Wegfall der Ausgleichsrente würde so- 
fort der volle Kinderzuschlag entfallen. Um diese 
Härte zu beseitigen und eine gleitende Regelung 
herbeizuführen, ist vorgesehen, daß der Kinderzu- 
schlag um den Betrag gekürzt wird, um den das 
Nettoeinkommen den Betrag übersteigt, der eine 
Ausgleichsrente nicht mehr zuläßt. Beträgt z. B. bei 
einem Erwerbsunfähigen das Nettoeinkommen aus 
nichtselbständiger Tätigkeit 500 DM, entfällt unter 
Berücksichtigung des Freibetrages von Vio die Aus- 
gleichsrente. Der Kinderzuschlag wird weiterge- 
zahlt, soweit nicht eine ähnliche Leistung nach an- 
deren Gesetzen gewährt wird. Ist das Nettoein- 
kommen höher als 500 DM, so wird der Kinderzu- 
schlag um den Betrag gekürzt, um den das Netto- 
einkommen höher ist als 500 DM. Beträgt dieses 
z. B. 520 DM, so sind die übersteigenden 20 DM 
auf den Kinderzuschlag anzurechnen. 

Zu § 35 

Absatz 1 

Die gesetzliche Auslegung des Begriffs „hilflos" 
entspricht der bisherigen VV Nr. 1 Abs. 1 des § 35. 
Diese Regelung ist ins Gesetz übernommen, da die 
bisherige Legaldefinition zu eng war und die Ver- 
waltungsvorschriften diese Bestimmung contra le- 
gem erweiterten. Ferner ist der Personenkreis, der 
in jedem Falle eine Pflegezulage erhält, auf die 
erwerbsunfähigen Hirnbeschädigten entsprechend 
dem Urteil des Bundessozialgerichts vom 4. Sep- 
tember 1958 ausgedehnt. Einem Bedürfnis der Pra- 
xis entsprechend werden die Pflegezulagen nach 
Stufen I bis V bezeichnet. 

A b s a t z 2 

Entscheidend kann nicht die Art der Verletzung, 
sondern nur der Leidenszustand und die Hilflosig- 
keit der Schwerbeschädigten sein. Diese können 
z. B. bei Querschnittsgelähmten noch größer sein 
als bei dem bisherigen Personenkreis. Diese Aus- 
nahmebestimmung ist daher auf alle Empfänger 
einer Pflegezulage von 150 DM abzustellen. 

Zu § 36 

Absatz 2 

Die bisherige Bestimmung rechtfertigt die Annahme, 
daß nach dem Willen des Gesetzgebers der Ehe- 


mann (Vater, Großvater) vor seiner Frau bezugs- 
berechtigt ist. Darin ist jedoch ein Verstoß gegen 
den verfassungsrechtlichen Grundsatz der Gleich- 
berechtigung zwischen Mann und Frau (Artikel 3 
Abs. 2 GG) zu erblicken. Diese Vorrangstellung ist 
nunmehr beseitigt und dafür der Begriff der Eltern 
(Großeltern) gesetzt. 

Absatz 3 

Diese Vorschrift erhält den Charakter eines Rechts- 
anspruchs. Die Einschränkung entspricht der bis- 
herigen VV Nr. 7 Satz 2 zu § 36. 

Absatz 5 und 6 

Bisher waren die Kosten nur den Hinterbliebenen 
zu erstatten. Diese Regelung erscheint zu eng, da 
gemäß § 1968 BGB in der Regel der Erbe, der kei- 
neswegs Hinterbliebener im Sinne des BVG zu sein 
braucht, die Kosten der standesgemäßen Beerdigung 
zu tragen hat. Es erscheint gerechtfertigt, dem die 
Kosten zu ersetzen, der sie auch getragen hat. 

Zu § 37 

Absatz 2 

Auch hier ist wie im § 36 Abs. 2 an die Stelle 
„Vater", „Mutter" aus verfassungsrechtlichen Grün- 
den der Begriff „Eltern" getreten. Kinderzuschläge 
sind an den zu zahlen, für den sie bestimmt waren. 
Die Aufnahme dieser Bestimmung bezweckt, für den 
Zeitraum der Sterbevierteljahresbezüge auch den 
Kindern, die mit dem Verstorbenen nicht in häus- 
licher Gemeinschaft gelebt haben, zumindest die 
Zuschläge zu sichern. Bisher erhielten sie dann 
keine Leistungen, wenn die Bezüge für das Sterbe- 
vierteljahr höher waren als für die Hinterbliebenen. 

Absatz 3 

Es hat sich als zweckmäßig erwiesen, zu bestimmen, 
an wen die Bezüge für das Sterbevierteljahr gezahlt 
werden können. 

Zu § 38 

A b s a t z 1 

Die Vermutung nach Satz 2 soll nur gelten, wenn 
das Todesleiden rechtsverbindlich als Folge der 
Schädigung anerkannt worden ist. 

Zu § 39 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 40. § 39 
a. F. wird gestrichen, da es im Hinblick auf §§39 
und 40 überflüssig erscheint, noch in einer besonde- 
ren Bestimmung den Anspruch auf eine Grund- und 
Ausgleichsrente festzustellen. 

Zu § 40 

A b s a t z 1 

Die Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung 
einer Ausgleichsrente sind im wesentlichen unver- 
ändert. In Übereinstimmung mit § 31 fehlt das Tat- 
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bestandsmerkmal, daß der Lebensunterhalt nicht auf 
andere Weise sichergestellt ist. Ausgleichsrente 
wird bei Vorliegen der Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 gewährt, wenn das Nettoeinkommen den 
Betrag der Ausgleichsrente gemäß Absatz 4 nicht 
übersteigt. Der bisherige Absatz 2 ist in Absatz 1 
Buchstabe a eingebaut. 

Absätze 2 und 4 

Die volle Ausgleichsrente ist von monatlich 95 DM 
auf 150 DM erhöht. Diese Erhöhung kommt insbe- 
sondere denjenigen Witwen zugute, die über kein 
sonstiges Einkommen verfügen oder eine Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung erhalten. 
Wie bei den Beschädigten wird auch hier die volle 
Ausgleichsrente um das anzurechnende Einkommen 
gemindert. Durch die Gleichschaltung der Einkom- 
mensgrenze mit der vollen Ausgleichsrente ist eine 
gleitende gleichmäßige Anrechnung des sonstigen 
Einkommens von 0 bis zur Höhe der vollen Aus- 
gleichsrente geschaffen, die unbillige Härten ver- 
meidet. Der durch die sechste Novelle eingeführte 
Sozialzuschlag wird gegenstandslos. Diese Bestim- 
mung hat ohnehin überall dort zu Härten geführt, 
wo der Zuschlag in Höhe von 15 DM wegen einer 
geringfügigen Einkommenserhöhung von vielleicht 
einer DM zu entziehen war. 

Die Anrechnung des sonstigen Einkommens richtet 
sich nach den entsprechenden Bestimmungen der 
Beschädigtenversorgung. 

Absatz 3 

Diese Vorschrift bringt entgegen dem bisherigen 
Recht erhöhte Rentenleistungen für die Witwen, 
die durch den Verlust ihres Ehemannes wirtschaft- 
lich besonders betroffen sind. Insbesondere ist da- 
bei an die Witwen gedacht, die neben den Bezügen 
nach dem BVG über kein weiteres Einkommen ver- 
fügen und deren verstorbener Ehemann hohe Ein- 
künfte aus einer nicht versicherungspflichtigen 
Tätigkeit erzielt hat oder solche auf Grund seiner 
Schul- oder Berufsausbildung erreicht haben würde. 
Für diese Witwen erhöht sich die volle Ausgleichs- 
rente auf 200 DM. Durch die Anrechnung des son- 
stigen Einkommens wird auch hier eine elastische, 
vom weiteren Einkommen abhängige Gestaltung 
der Ausgleichsrente erreicht. 

Satz 2 bringt eine Legaldefinition darüber, wann die 
Witwe durch den Verlust ihres Ehemannes wirt- 
schaftlich besonders betroffen ist. Sie bezweckt, die 
Anspruchsvoraussetzungen klar zu umreißen und 
die Verwaltungsarbeit zu vereinfachen. Die Erhö- 
hung soll nur bei einem krassen Mißverhältnis zwi- 
schen den früheren und heutigen Einkünften ge- 
währt werden; deshalb ist das Verhältnis 4 : 1 vor- 
gesehen. Im Hinblick auf die verstorbenen Beschä- 
digten, die noch in der Berufsausbildung oder am 
Anfang ihrer Berufsausübung standen, ist die Er- 
gänzung „oder heute erzielen würde" erforderlich. 

Absatz 5 

Die Ermächtigung entspricht derjenigen in § 31 
Abs. 6. 


Zu § 41a a. F. 

Diese Bestimmung wird gestrichen. Sie ist unsyste- 
matisch, weil in keinem anderen Sozialgesetz neben 
Waisenrente ein Kindergeld gewährt wird. Es ist 
auch nicht in den Neuregelungsgesetzen der Sozial- 
versicherung vorgesehen. Im übrigen hat diese Be- 
stimmung überall dort zu unbilligen Ergebnissen ge- 
führt, wo eine geringfügige Erhöhung des sonstigen 
Einkommens den Wegfall der Ausgleichsrente und 
damit auch des Kindergeldes bedingte. 

Nach § 33 entfällt der Kinderzuschlag, soweit gleich- 
artige Leistungen in entsprechender Höhe von einer 
andern Stelle zu zahlen sind. Damit werden Doppel- 
leistungen für ein und denselben Zweck vermieden. 
Demzufolge erscheint es auch nicht gerechtfertigt, 
für eine Waise neben der Waisenrente auch noch 
ein Kindergeld zu zahlen. 

Zu § 41 

Die Erweiterung des Personenkreises entspricht der 
Regelung in der Sozialversicherung (§§ 1265 RVO, 
584 Abs. 1 UVNG) und im Beamtenrecht (§ 125 
Abs. 3 BGB). Diese Bestimmung bezweckt, die frü- 
here Ehefrau des Verstorbenen, die durch dessen 
Tod einen Unterhaltsanspruch verloren hat, durch 
Zahlung einer Rente zu entschädigen. Da auch der 
frühere Ehegatte einer für nichtig erklärten Ehe ge- 
mäß § 26 des Ehegesetzes unterhaltsberechtigt sein 
kann, war die Ausdehnung dieser Vorschrift erfor- 
derlich. 

Nunmehr sind entscheidend für die Gewährung 
einer Rente die Verhältnisse zur Zeit des Todes des 
Beschädigten. Entweder muß der Beschädigte zu die- 
sem Zeitpunkt unterhaltspflichtig gewesen sein oder 
Unterhalt im letzten Jahr vor seinem Tode geleistet 
haben. Für diese Ergänzung besteht ein echtes Be- 
dürfnis, weil nach dem Grundgedanken der Hinter- 
bliebenenversorgung an die Stelle der entfallenen 
Unterhaltsverpflichtung oder Unterhaltsleistung der 
Staat tritt. Auch diese Änderung entspricht der Re- 
gelung in der Sozialversicherung (§§ 1265 RVO, 584 
Abs. 1 UVNG). 

Zu § 42 

Da für die Witwerrente die Vorschriften über die 
Witwenrente und das Wiederaufleben der Witwen- 
rente entsprechend gelten, wird eine Umstellung der 
§§ 43 und 44 vorgenommen. 

Absätze 1 und 2 

Die Erhöhung der Heiratsabfindung auf den fünf- 
fachen Jahresbetrag bezweckt, das BVG an das 
Recht der Sozialversicherung anzugleichen (vgl. 
§ 1302 Abs. 1 RVO, § 605 Abs. 1 UVNG), den Willen 
zur Eheschließung zu stärken und damit einen Bei- 
trag zur Lösung des Problems der „Onkelehen" zu 
leisten. 

Bisher unterschied das BVG drei Arten der Auf- 
lösung der neuen Ehe mit verschiedenen Folge- 
rungen: 

Auflösung der Ehe durch 

a) Nichtigerklärung (Witwenrente lebt wieder auf); 
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b) Tod des zweiten Ehemannes (Beihilfe in Höhe 
der Witwenrente); 

c) Scheidung oder Aufhebung (Beihilfe kann ge- 
währt werden in Höhe von zwei Dritteln der 
Witwenrente). 

Nunmehr begründet die Auflösung der zweiten Ehe 
in Angleichung an die Regelung in der Sozialver- 
sicherung eine einheitliche Rechtsfolge. Soweit diese 
Ehe nicht durch alleiniges oder überwiegendes Ver- 
schulden der Witwe aufgelöst oder für nichtig er- 
klärt wird, lebt die Witwenrente wieder auf. Die 
Witwe erleidet demnach durch die Auflösung dieser 
Ehe keine Rechtsnachteile gegenüber ihrer früheren 
Rechtsstellung, es sei denn, daß sie durch ein eige- 
nes, schuldhaftes Verhalten die Auflösung der Ehe 
verursacht hat. Hierdurch wird ein Anreiz zur Wie- 
derverheiratung ausgeübt, die nicht nur im Inter- 
esse des Staates, sondern auch der Witwe liegt. 
Vielfach konnten sich früher die Witwen nicht zu 
einer neuen Heirat entschließen, da sie hiermit 
einen Teil ihrer Versorgungsansprüche nach dem 
ersten Ehemann für alle Zukunft verloren. Sie be- 
fürchteten, daß bei Auflösung der neuen Ehe ihr 
Lebensunterhalt nicht mehr gesichert sei. Manche 
zogen daher einer wünschenswerten Eheschließung 
die sogenannte Onkelehe vor. Wie durch die Er- 
höhung der Heiratsabfindung ist auch durch das 
Wiederaufleben der vollen Witwenbezüge nach 
Auflösung der zweiten Ehe zu hoffen, daß der 
Wille der Witwen zu einer erneuten Eheschlie- 
ßung gestärkt wird. 

Absatz 3 

Diese Änderung ergibt sich aus der Erhöhung der 
Heiratsabfindung auf den fünffachen Jahresbetrag 
der monatlichen Grundrente. 

Absatz 4 

Diese Neufassung entspricht sachlich der bisherigen 
Regelung. 

Absatz 6 

Die Neufassung ist redaktionell. 

Zu § 43 

Es genügt künftig, daß die verstorbene Ehefrau den 
Unterhalt überwiegend aus ihren Einkünften, und 
zwar ohne Rücksicht auf deren Quelle und Rechts- 
natur, bestritten hat. Die bisherige Einschränkung 
auf den Arbeitsverdienst erscheint nicht gerecht- 
fertigt und mit dem verfassungsrechtlichen Grund- 
satz der Gleichberechtigung zwischen Mann und 
Frau unvereinbar. Entsprechend diesem Grundsatz 
ist eine Witwerversorgung auch im Falle des § 41 
sowie auch eine Heiratsabfindung nach § 42 zu ge- 
währen. Diese Vorschriften finden daher ent- 
sprechende Anwendung. 

Zu § 44 

Absatz 1 

Die Anspruchsvoraussetzung, daß die Waisen un- 
verheiratet sein müssen, entfällt. Damit ist eine An- 
gleichung an das Kindergeldgesetz (§ 2 Abs. 1) und 


das Recht der Sozialversicherung (§ 587 Abs. 1 
i. V. mit § 578 Abs. 1, § 1267 Abs. 1 i. V. mit 
§ 1262 Abs. 1 RVO) erfolgt. 

Nach § 45 Abs. 5 a. F. konnte eine Waisenrente 
nach der an Schädigungsfolgen verstorbenen Mutter 
nur gewährt werden, wenn der Vater nicht mehr 
lebte oder eine Witwerrente bezog. Eine Waisen- 
versorgung von dem Bezug einer Witwerrente ab- 
hängig zu machen, erscheint jedoch bedenklich und 
sachlich nicht gerechtfertigt. Eine Witwerrente ist 
nach § 43 zu versagen, wenn der Witwer seinen 
eigenen Unterhalt bestritten hat. Hat er sich aber 
selbst unterhalten, so kann daraus nicht gefolgert 
werden, daß er dann auch den Unterhalt seiner 
Kinder bestritten hat. Nach § 1603 BGB sind sowohl 
der Vater als auch die Mutter den Kindern gegen- 
über unterhaltspflichtig. Die Haftung der Eltern be- 
stimmt sich hierbei gemäß § 1606 Abs. 3 BGB nach 
ihren Erwerbs- und Vermögensverhältnissen, wo- 
bei § 1360 BGB sinngemäß anzuwenden ist. Es ist 
daher durchaus möglich, daß der Ehemann seinen 
eigenen Unterhalt selbst bestritten, die verstorbene 
Ehefrau aber die Kinder allein unterhalten hat. 
Nach dem Wortlaut des § 45 a. F. konnte in diesen 
Fällen keine Versorgung gewährt werden. Das 
widerspricht jedoch dem Grundsatz der Hinterblie- 
benenversorgung, den Verlust des Ernährers zu 
entschädigen. Eine Waisenversorgung ist daher 
folgerichtig nicht auf den Bezug einer Witwerrente 
abzustellen. 

Absatz 2 

Der Waisenbegriff entspricht der bisherigen Rege-, 
lung. Die Ergänzung der Nr. 4 ist durch § 33 Abs. 1 
Nr. 4 bedingt. 

Absatz 3 

Die Versorgung über das 18. Lebensjahr hinaus 
wird entsprechend dem Beamtenrecht (§ 18 Abs. 2 
des Bundcsbesoldungsgesetzes) und dem Sozialver- 
sicherungsrecht (§ 1262 Abs. 3 RVO, § 578 Abs. 3 
UVNG) in einen Rechtsanspruch umgewandelt. 

Zu § 46 

Absatz 1 

Die Ausgleichsrenten sind erhöht 

a) bei Halbwaisen von 50 DM auf 80 DM, 

b) bei Vollwaisen von 75 DM auf 120 DM. 

Absatz 2 

Wie in der Beschädigten- und Witwenversorgung 
wird die volle Ausgleichsrente um die Höhe des 
anzurechnenden Einkommens gemindert. Die An- 
spruchsvoraussetzung, daß der Lebensunterhalt 
nicht auf andere Weise sichergestellt ist, entfällt. 
Auch hier ist eine Ausgleichsrente zu zahlen, so- 
weit das anzurechnende Einkommen nicht die volle 
Ausgleichsrente übersteigt. Im Interesse einer 
klaren Gesetzessystematik und einer Verwaltungs- 
vereinfachung gelten für Waisen auch die Bestim- 
mungen über die Anrechnung sonstigen Einkom- 
mens, die für die Beschädigten und Witwen maß- 
gebend sind. 
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A b s a t z 3 

Die Ermächtigung entspricht der des § 31 Abs. 6. 

Zu § 47 

Absatz 1 

Der Personenkreis ist auf die Hinterbliebenen von 
Beschädigten erweitert, die bis zum Tode Rente 
nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
wenigstens 80 vom Hundert bezogen haben. Diese 
Hinterbliebenen erhalten jedoch Versorgung nur 
als Kannleistung. Bereits das RVG enthielt eine 
ähnliche Bestimmung. Es besteht auch heute ein 
dringendes Bedürfnis, die Beschränkung des BVG 
zu lockern und diese Beihilfe auf den obigen Per- 
sonenkreis auszudehnen. Nach der VV Nr. 5 zu § 32 
a. F. ist nämlich bei Schwerbeschädigten mit einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um mindestens 
80 von Hundert anziinehmen, daß sie infolge ihres 
Gesundheitszustandes eine Erwerbstätigkeit nicht 
ausüben können. Demzufolge können sie auch viel- 
fach zu Lebzeiten nicht eine ausreichende Alters- 
oder Hinterbliebenenversorgung sicherstellen. 

Absatz 2 

Die Neufassung dient der Klarstellung. 

Absatz 4 

Nach dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der 
Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau ist 
auch dem Witwer eine Beihilfe unter den Voraus- 
setzungen des § 43 zu gewähren. 

Zu § 48 

Die Begriffe „Vater" und „Mutter" sind zu „Eltern" 
zusammengefaßt, um den Eindruck einer Rangfolge, 
die. dem Artikel 3 Abs. 2 des Grundgesetzes wider- 
sprechen würde, zu vermeiden. 

Zu § 49 

Absatz 1 

Das Tatbestandsmerkmal „für die Dauer der Be- 
dürftigkeit" entfällt. Gerade diese Formulierung 
wurde in der Vergangenheit oft als anstößig emp- 
funden, wenn damit die Ablehnung der Elternver- 
sorgung begründet wurde. Hinzu kommt, daß sie 
rechtlich bedeutungslos ist, da nach § 50 das Netto- 
einkommen auf die Elternrente anzurechnen ist. 

Absatz 3 

Anstelle des nicht klar umrissenen Begriffs der 
körperlichen oder geistigen Gebrechlichkeit tritt die 
Erwerbsunfähigkeit im Sinne des § 1247 RVO. Da- 
mit ist gewährleistet, daß der Leidenszustand, der 
nach der RVO eine Invalidisierung rechtfertigt, 
auch zum Bezug einer Elternrente berechtigt, soweit 
die übrigen Voraussetzungen erfüllt sind. 

Der bisherige Absatz 4 entfällt, weil § 59 ebenfalls 
entfallen wird. Auch im Hinblick auf die Versor- 
gung der neuen Bundeswehr ist diese Vorschrift 
nicht aufrechtzuerhalten, da sie die verhältnismäßig 
noch jungen Eltern der künftig an Schädigimgs- 


folgen versterbenden Soldaten von einer Versor- 
gung ausschließt. Im übrigen können auch Eltern, 
deren Söhne im zweiten Weltkrieg gefallen sind, 
noch nach Ablauf dieser Frist bedürftig werden, sei 
I es durch Erreichung der Altersgrenze oder durch 
i andere unabwendbare Ereignisse. Durch den Tod 
ihres Sohnes haben sie aber eine Unterhaltsver- 
pflichtung verloren, an deren Stelle nach dem Sinn 
und Zweck der Elternversorgung der Staat treten 
will. Die Beibehaltung der Vorschrift läßt sich da- 
her mit den Grundgedanken des Hinterbliebenen- 
rechts nicht vereinbaren. 

Zu § 50 

Absatz 1 

Die volle Elternrente ist erhöht 

a) bei einem Elternpaar von 130 auf 190 DM, 

b) bei einem Elternteil von 90 auf 130 DM. 

Diese Renten entsprechen den bisherigen Einkom- 
mensgrenzen. Die Erhöhung soll den Eltern zugute 
kommen, die über kein weiteres Einkommen ver- 
fügen. 

Absatz 3 

Der Personenkreis ist erweitert auch auf die Eltern, 
die mindestens 3 Kinder durch die Kriegsereignisse 
verloren haben. 

Absatz 4 

Im Gegensatz zur Versorgung der Beschädigten, 
Witwen und Waisen sind vom Nettoeinkommen 
keine Freibeträge abzusetzen. Das entspricht auch 
der bisherigen Regelung, mit Ausnahme der Frei- 
beträge, die bisher von freiwilligen Werkszuwen- 
dungen abgesetzt werden konnten. 

A b s a t z 5 

Diese Bestimmung dient der Klarstellung, daß die 
gemeinsamen Einkünfte der Ehegatten auch dann zu 
berücksichtigen sind, wenn nur ein Elternteil an- 
spruchsberechtigt ist. Die Anrechnung der beider- 
seitigen Einkünfte ist erforderlich, um zu gewähr- 
leisten, daß bei einem Elternpaar gleiche Einkom- 
mensverhältnisse nicht eine unterschiedliche An- 
rechnung des sonstigen Einkommens bedingen, die 
davon abhängt, welcher Elternteil anspruchsberech- 
tigt ist oder einen entsprechenden Antrag gestellt 
hat. 

Zu § 55 

Die Erweiterung des Absatzes 2 auch auf „Eltern- 
beihilfe" ist auf Grund der Einführung der Eltern- 
beihilfe erforderlich. 

Zu § 56 

Die Fristbestimmungen der §§ 56 bis 59 entfallen. 
Diese materiell-rechtlichen Ausschlußfristen standen 
nach Ablauf der Fristen der Anerkennung einer 
Versorgung im Wege des Rechtsanspruchs entgegen. 
Insbesondere die Beschädigten, die vor Antrag- 
stellung die Entwicklung ihres Leidenszustandes ab- 
warten wollten oder den erlittenen Schädigungs- 
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folgen zunächst keine Bedeutung beimaßen, konn- 
ten bei Fristversäumnis eine Ablehnung ihrer be- 
rechtigten Ansprüche nicht verstehen. Die Dritte 
Novelle zum BVG hat daher die Fristbestimmung 
schon bezüglich der Heilbehandlung aufgehoben; 
Heilbehandlung kann danach auch nach Ablauf der 
Frist in vollem Umfang geltend gemacht werden. 
Darüber hinaus kann nach der VV Nr. 1 Buch- 
stabe b bei Versäumnis der Anmeldefristen ein 
Härteausgleich gewährt werden. Während hierfür 
zunächst ein Bedürfnis nur bei geringem Einkommen 
anerkannt wurde, können heute Beschädigte ohne 
Rücksicht auf ihre wirtschaftlichen Verhältnisse 
einen Härteausgleich erhalten. Es erscheint demnach 
sachlich gerechtfertigt, für die durch den zweiten 
Weltkrieg eingetretenen. Schädigungen die Frist- 
bestimmungen aufzuheben. Der Hinweis, daß diese 
Vorschriften die Verwaltung vor unberechtigten An- 
trägen oder vor Beweisschwierigkeiten schützen 
sollten, hat sich als bedeutungslos herausgestellt. 
Zumindest müssen nach § 15 des Gesetzes über das 
Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung 
(VfG), soweit Beweisunterlagen im Einzelfall nicht 
mehr vorhanden oder zu beschaffen sind, die mit 
der Schädigung im Zusammenhang stehenden Tat- 
sachen glaubhaft erscheinen, wobei der Antragstel- 
ler gemäß § 12 VfG an der Aufklärung des Sach- 
verhalts mitzuwirken hat. 

Dagegen sollen die Teilnehmer des ersten Welt- 
krieges weiterhin keinen Anspruch auf Versorgung 
haben, soweit dieser nicht bereits anerkannt ist. 
Eine Änderung dieser Bestimmung erscheint im 
Hinblick darauf, daß ein erheblicher Zeitraum nach 
dem schädigenden Ereignis bereits verflossen ist 
(mindestens 40 Jahre), nicht zweckmäßig. 

Zu § 57 

Bisher begann nach Absatz 1 Satz 3 bei einer Min- 
derung des sonstigen Einkommens die höhere Rente 
mit dem Monat, in dem ihre Voraussetzungen er- 
füllt waren, wenn die Erhöhung binnen sechs Mo- 
naten nach Eintritt der veränderten Verhältnisse be- 
antragt worden war. Diese Regelung hat immer 
dann zu Schwierigkeiten und unbefriedigenden Er- 
gebnissen geführt, wenn der Antragsteller erst nach 
Ablauf der Frist von seiner Einkommensminderung 
erfuhr oder diese rückwirkend (wie vielfach in der 
Rentenversicherung) erfolgte. In diesen Fällen 
konnte rückwirkend die Rente nicht mehr erhöht 
werden. Maßgebend soll deshalb der Zeitpunkt des 
Zugangs der Mitteilung über die Einkommens- 
minderung sein. 

Bei Feststellung von Amts wegen beginnt die 
höhere Rente mit dem Bewilligungsmonat. Diese Er- 
weiterung entspricht der bisherigen Verwaltungs- 
vorschrift Nr. 2 zu § 60. Da diese jedoch keine Stütze 
im Gesetz findet, ist sie hier eingebaut. 

Die Vorschrift ist im übrigen systematisch neu- 
gefaßt worden. 

Zu § 58 

Die Absätze 1 bis 3 entsprechen dem bisherigen § 61. 
Im Interesse einer Klarstellung sind lediglich die 
Worte „geltend machen'', „anmelden" durch die Be- 
griffe „beantragen" oder „ Antragsmonat'' ersetzt. 


Absatz 4 

Diese Änderungen entsprechen der Neufassung dos 
§ 57 Abs. 3. 

Absatz 6 

Die Neufassung ergibt sich auf Grund der Sechsten 
Novelle zum BVG, nach der es für Witwen nur eine 
einheitliche Grundrente gibt. Daher ist eine Minde- 
rung der Grundrente durch Besserung des Gesund- 
heitszustandes nicht mehr möglich. 

Zu § 59 

Die Formulierung „Versorgungsbezüge" ist ersetzt 
durch „Anspruch auf Versorgung". Auf Grund des 
bisherigen Wortlauts war eine Neufeststellung 
wegen Änderung des Versorgungsgrundes dann 
nicht möglich, wenn zwar der Leidenszustand sich 
gebessert hatte, diese Besserung aber ohne Einwir- 
kung auf die Versorgungsrente blieb. Z. B. die MdE 
war auf unter 25 v. H. festgesetzt, so daß eine Rente 
bereits vorher nicht geleistet wurde. In diesen 
Fällen konnten die einmal anerkannten Schädi- 
gungsfolgen, obwohl zwischenzeitlich folgenlos ab- 
geheilt, nicht durch eine Neufeststellung aberkannt 
werden. Da die Leidensbezeichnung im Bescheid für 
die Heilbehandlung von ausschlaggebender Bedeu- 
tung ist, mußte die Vorschrift entsprechend geändert 
werden. 

Zu § 60 

Diese Vorschrift enthält eine Zusammenfassung der 
bisherigen §§ 23 und 63. 

Die neu eingefügten Absätze 2 bis 4 tragen den Er- 
fahrungen Rechnung. Bisher konnte der Versor- 
gungsberechtigte bei einer Prüfung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse von Amts wegen die Angaben 
verweigern, ohne dadurch Rechtsnachteile zu er- 
leiden. Die Praxis half sich häufig damit, daß sie die 
Ausgleichsrente für die Zukunft versagte. Diese 
Lösung befriedigte jedoch nicht, da Versorgungs- 
berechtigten vielfach bereits vorher die Ausgleichs- 
rente nicht mehr zustand. Daher soll der Versor- 
gungsberechtigte nunmehr Gefahr laufen, daß die 
Ausgleichsrente von dem Zeitpunkt an entzogen 
und zurückgefordert wird, von dem an die gesetz- 
lichen Voraussetzungen für die Zahlung nicht mehr 
nachgewiesen sind, wenn er trotz schriftlichen Hin- 
weises auf die nachteiligen Folgen seines Verhaltens 
und Setzung einer angemessenen Frist zur Erklä- 
rung auf seiner Weigerung beharrt. Entsprechend 
dem Zweck der Vorschrift sind die Versorgungs- 
bezüge wieder zu gewähren, wenn der Versor- 
gungsberechtigte seine Weigerung aufgibt. 

Zu § 61 

Das Ruhen der Versorgung bei Aufenthalt im Aus- 
land bleibt grundsätzlich aufrechterhalten. Die neue 
Fassung des Absatzes 2 beseitigt das Wort „kann", 
das zu Zweifeln hinsichtlich des Rechtscharakters 
der Auslandsversorgung geführt hat, obwohl nach 
der Begründung des Gesetzes für die Kannvorschrift 
rein devisenrechtliche Gründe maßgebend gewesen 
sind und die Auslandsversorgung hiernach eine 
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Kannversorgung besonderer Art darstellt, die den 
Rechtsansprüchen nahekommt. Die neue Fassung 
stellt klar, daß die Zustimmung des BMA das Ruhen 
eines Anspruchs beseitigt. Diese Zustimmung war 
auch bisher schon in den meisten Fällen nötig und 
wurde in den Richtlinien über die Auslandsversor- 
gung für eine Reihe von Personengruppen allge- 
mein erteilt. Das soll auch künftig geschehen, so 
daß die Verwaltungsarbeit weiterhin zum größten 
Teil bei den Auslandsversorgungsämtern verbleibt. 
Der Vorbehalt der Zustimmung des BMA im Gesetz 
ist für die Zukunft geboten, um vor allem solche 
Personen, die einer Versorgung unwürdig sind oder 
werden, von ihr dauernd oder zeitweilig ausnehmen 
zu können. 

Die bisherige Vorschrift, die das Ruhen des Rechts 
auf Versorgung auch vorsah, solange der Berech- 
tigte eine Freiheitsstrafe von wenigstens 3 Monaten 
verbüßt oder in Sicherungsverwahrung unter- 
gebracht ist, soll gestrichen werden. In der Entwick- 
lung der Gesetzgebung, die die sozialrechtliche Stel- 
lung des Gefangenen außerhalb der Straf- und Voll- 
zugsvorschriften berührt, ist eine klare Linie er- 
kennbar, die darauf abzielt, alles zu vermeiden, 
was einer zusätzlichen Bestrafung des Gefangenen 
gleichkommt. Während auch nach den früheren Vor- 
schriften die Renten in der Sozialversicherung 
grundsätzlich ruhten, solange der Berechtigte eine 
Freiheitsstrafe von mehr als 1 Monat verbüßte oder in 
Sicherungsverwahrung untergebracht war, sehen die 
entsprechenden Vorschriften der Renten-Neurege- 
lungsgesetze das Ruhen der Rente nicht mehr vor, 
sondern bestimmen nur, daß die Rente den unter- 
haltsberechtigten Angehörigen überwiesen wird 
{§ 1289 RVO, § 66 AVG, § 81 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes, § 6 des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte vom 27. Juli 1957). Eine gleich- 
lautende Regelung sieht § 615 RVO im Entwurf des 
Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetzes vor. Es 
besteht deshalb der Wunsch, daß eine entsprechende 
Regelung auch bei der Neuordnung des BVG ge- 
troffen wird. Die Überweisung der Versorgungs- 
bezüge an die Angehörigen des Inhaftierten wird im 
§ 69 geregelt werden. 

Zu § 62 

Absatz 3 

Diese Ergänzung ist im Hinblick auf §§ 30 und 36 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 1 Abs. 1 
des Wehrsoldgesetzes notwendig. Diese Vorschrif- 
ten begründen für die Angehörigen des Bundes- 
grenzschutzes und alle Soldaten (Berufssoldaten, 
Soldaten auf Zeit und Soldaten, die auf Grund der 
Wehrpflicht Wehrdienst leisten) einen Anspruch auf 
unentgeltliche truppenärztlidie Versorgung ohne 
Unterschied, aus welchem Anlaß die Heilfürsorge 
erforderlich ist. 


Zu § 63 

Die Erfahrungen in der Auslandsversorgung lassen 
es geboten erscheinen, einige Besonderheiten ge- 
setzlich zu regeln. 


Nr. 1 

Der Ausschluß bestimmter Leistungen entspricht 
der bisherigen Handhabung und der Regelung für 
wiedergutmachungsberechtigte Kriegsopfer im Aus- 
land. 

Nr. 2 

In Anbetracht der höheren Kosten einer Heil- 
behandlung im Ausland erscheint der zweifache 
Betrag angemessen. 

Nr. 3 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen der bis- 
herigen Handhabung. 

Nr. 4 

Mit dieser Vorschrift soll eine gesetzliche Grund- 
lage dafür geschaffen werden, einzelnen außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes lebenden 
Gruppen von Berechtigten, denen aus vorwiegend 
politischen Gründen die im Gesetz vorgesehenen 
Versorgungsleistungen nicht zugeführt werden kön- 
nen, wirksam auf andere Weise zu helfen. Es er- 
scheint notwendig, daß die hierfür erforderlichen 
Maßnahmen von einer Stelle getroffen werden. Die 
Versorgung dieses Personenkreises soll daher ein- 
heitlich von dem für die Kriegsopferversorgung 
federführenden Bundesminister durchgeführt wer- 
den. 

Zu § 65 

1. In Absatz 2 Nr. 3 bringt die Änderung der 
Worte „Rückzahlung" und „Versorgungsbezüge" 
in „Rückerstattung" und „Versorgungsleistun- 
gen" eine Angleichung an § 47 VfG. 

2. Die Änderung des Absatzes 2 Nr. 4 beseitigt 
Zweifel, die die Rechtsentwicklung auf anderen 
Gebieten der sozialen Sicherheit hervorgerufen 
hat. So ermächtigt z. B. § 154 Satz 2 AVAVG die 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung, die dem Bund zustehen- 
den Ansprüche für ihn geltend zu machen, 

3. Absatz 2 ist bisher schon im Wege der Gesetzes- 
auslegung auf die Übertragung von Leistungen 
angewendet worden, die im Wege des Ermes- 
sens gewährt werden, da diese sich im Zuge der 
Rechtsentwicklung immer mehr den Anspruchs- 
leistungen angenähert haben. Es erscheint 
zweckmäßig, dies auch eindeutig im Gesetz zum 
Ausdruck zu bringen, was durch den neuen Ab- 
satz 4 geschieht. 

Zu §§ 66 und 67 

Die Ausdehnung der Schutzvorschriften für den 
Versorgungsberechtigten auf Ermessensleistungen 
ist eine Folge der Einfügung des § 65 Abs. 4. 

Zu § 69 

Die Änderung des Wortes „Übertragung" in „Über- 
leitung" in der Überschrift bringt den gesetzlichen 
Forderungsübergang besser zum Ausdruck. 
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Da nach dem Entwurf die Versorgungsbezüge beim 
Vollzug einer Freiheitsstrafe nicht mehr ruhen (vgl. 
§ 64 Abs. 1 Nr. 2 der bisherigen Fassung und § 61 
des Entwurfs), war § 69 entsprechend dem Grund- 
gedanken zu ändern, daß die Versorgungsbezüge, 
solange der Versorgungsberechtigte in einer An- 
stalt auf Kosten der öffentlichen Hand unter- 
gebracht ist, auf diese übergehen. Dieser Übergang 
soll mit Rücksicht auf die Absicht des Strafvoll- 
zuges, den späteren Wiedereintritt in die Freiheit 
zu erleichtern, auf die ausschließlich für den 
Lebensunterhalt bestimmten Versorgungsbezüge 
beschränkt werden; der Grundsatz der Gleich- 
behandlung verlangt, daß dies für alle Fälle einer 
Freiheitsentziehung des Versorgungsberechtigten 
gegen seinen Willen gilt. Es erscheint gerecht- 
fertigt, den Übergang nur in dem Umfang zuzu- 
lassen, in dem der Versorgungsberechtigte zur Er- 
stattung der Kosten der Unterbringung verpflichtet 
ist. 

Sind — wie wohl in den meisten Fällen — An- 
gehörige der im Absatz 2 bezeichneten Art vor- 
handen, so werden die Versorgungsbezüge an diese 
gezahlt. 

Die Absätze 3 und 4 bringen die für die vor- 
stehende Regelung notwendigen Einzelheiten. 

Zu § 70 

1. Die Ausdehnung der Vorschrift auf „Versor- 
gungsbezüge" allgemein erscheint zweckmäßig, 
weil ein Ruhen der Rente nach § 62 auch die 
Grundrente einbezieht. 

Die neue Fassung des Absatzes 1 schafft eben- 
so wie § 290 Abs. 3 des Lastenausgleichs- 
gesetzes einen gesetzlichen Forderungsübergang, 
um die Inanspruchnahme von Nachzahlungen 
anderer Sozialleistungsträger künftig nicht von 
den Zufälligkeiten der schriftlichen Anzeige ab- 
hängig sein zu lassen und gleichzeitig eine Ver- 
einfachung der Verwaltungsarbeit zu ermög- 
lichen. 

2. Der neue Absatz 2 stellt sicher, daß Nachzah- 
lungen anderer Sozialleistungsträger, die eine 
Minderung oder Entziehung der Versorgungs- 
bezüge zur Folge haben, im Interesse des Ver- 
sorgungsberechtigten zur Deckung der Über- 
hebung auch dann verwendet werden können, 
wenn beide Sozialleistungen dem Bund ganz 
oder teilweise zur Last fallen. 

Zu § 71 

Die neue Formulierung des Absatzes 1 stellt in Ver- 
bindung mit dem neuen Absatz 3 klar, daß eine 
Kapitalabfinduhg auch zur wirtschaftlichen Stär- 
kung eines Erbbaurechts gegeben werden kann. An 
Stelle des Begriffs „grundstücksgleiche Rechte" ist 
das Wort „Erbbaurecht" gesetzt worden. 

Absatz 2 ist um die Tatbestände in den Nr. 1 und 3 
erweitert worden, die der bisherigen VV Nr. 1 
Abs. 1 Buchstaben a und c zu §§ 72 bis 80 BVG 
entsprechen. Nr. 3 sieht zum Schutze des Abgefun- 
denen eine Vereinbarung nach § 39 WEG vor. Bei 


mit öffentlichen Mitteln geförderten Dauerwohn- 
rechten ist diese Vereinbarung auf Veranlassung 
des Bundesministers für Wohnungsbau ohnehin 
vorgeschrieben. Die Fassung der Nr. 4 und 5 ent- 
spricht dem § 598 Abs. 2 des Entwurfs des Unfall- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes. Die Einfügung 
des Wortes „eigenen" vor dem Wort „Bausparver- 
trages" in Nr. 5 soll verhindern, daß nicht Bauspar- 
verträge Dritter mit der Abfindungssumme aufge- 
füllt werden. Nr. 2 trägt den neuen Formen der 
Eigentumsbildung Rechnung, die im Zweiten Woh- 
nungsbaugesetz vorgesehen sind, jedoch durch Ab- 
satz 1 nicht erfaßt worden waren. Es gibt eine große 
Anzahl Bauträger, insbesondere gemeinnützige Woh- 
nungsunternehmen, die Wohngebäude, Kleinsiedlun- 
gen oder Wohnungen mit der Bestimmung schaffen, 
sie einem Bewerber als Eigentum zu übertragen. Die 
Übertragung des Eigentums kann in vielen Fällen 
nicht sofort, sondern aus verschiedenen Gründen 
erst zu einem späteren Zeitpunkt vorgenommen 
werden. Bisher waren diese Fälle durch das Gesetz 
nicht erfaßt; jedoch besteht ein echtes Bedürfnis zur 
Gewährung der Kapitalabfindung auch für diese 
Form der Eigentumsbildung. Entsprechende Siche- 
rungsmaßnahmen im Interesse des Abgefundenen, 
z. B. Verpflichtung des Bauträgers zur Rückzahlung 
der Abfindung an die Versorgungsbehörde, falls 
aus irgendeinem Grunde das Eigentum nicht über- 
tragen werden kann, sind in den Verwaltungs- 
vorschriften vorgesehen. Absatz 3 ist dem § 99 
Abs. 1 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes nach- 
gebildet worden. 

Zu § 72 

Der Wegfall der Worte „nach Art des Versorgungs- 
grundes" in Nr. 3 soll sicherstellen, daß die Abfin- 
dung nicht an solche Beschädigte gewährt wird, mit 
deren vorzeitigem Ableben auf Grund eines Nicht- 
schädigungsleidens zu rechnen ist. 

Der bisherige Absatz 2 ist als überflüssig gestrichen 
worden. Die Regelung ist bereits in VV Nr. 3 zu 
§ 22 VfG enthalten. 

Zu § 73 

Durch Absatz 1 wird jetzt sichergestellt, daß keine 
höhere Abfindung als die gezahlt wird, die der für 
den Zeitraum von 10 Jahren voraussichtlich zu- 
stehenden Beschädigtenrente entspricht. 

Zu § 74 

Die bestimmungsgemäße Verwendung des Kapitals 
ist nicht nur bei Grundstücken, sondern auch bei 
einer Eigentumswohnung oder einem Dauerwohn- 
recht zu sichern (Satz 1). Außerdem kann das Ver- 
äußerungs- und Belastungsverbot — wie es übrigens 
in der Praxis auch geschieht — nicht nur auf Grund- 
stücke eingetragen werden, die mit Hilfe der 
Kapitalabfindung erworben, sondern auch auf 
Grundstücke, die mit Hilfe der Kapitalabfindung 
wirtschaftlich gestärkt worden sind (z. B. beim Bau 
eines Wohnhauses). Die Verfügungsbeschränkung 
ist auch auf die Eigentumswohnung ausgedehnt 
worden. Der Sicherung des Dauerwohnrechts dient 
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die Vereinbarung nach § 35 des Wohnungseigen- 
tumsgesetzes. Nach den geltenden Verwaltungs- 
vorschriften (W Nr. 21 Abs. 3 zu §§ 72 bis 80) 
kann in besonderen Fällen dem Beschädigten im 
Bewilligungsbescheid die Bedingung auferlegt wer- 
den, daß er sich für den Fall der Vereitelung des 
Zweckes innerhalb des Abfindungszeitraumes zur 
Rückerstattung der Abfindung verpflichtet und zur 
Sicherung dieses Anspruches die Eintragung einer 
Sicherungshypothek bewilligt In der Praxis ist von 
dieser Möglichkeit reger Gebrauch gemacht wor- 
den. Es wird daher für zweckmäßig gehalten, eine 
entsprechende Vorschrift in das Gesetz aufzuneh- 
men, zumal da der Entwurf des Unfallversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes in § 601 Abs. 3 dieselbe 
Regelung vorsieht. Darüber hinaus gibt die Formu- 
lierung des Absatzes 2 die Möglichkeit, in Fällen 
des § 71 Abs, 2 Nr. 2 zur Sicherung des Verwen- 
dungszweckes die Eintragung der Sicherungs- 
hypothek zu verlangen — selbstverständlich mit 
Zustimmung des Grundstückseigentümers — , wenn 
das Eigentum auf den Beschädigten noch nicht über- 
tragen worden ist. 

Zu § 75 

Die Erweiterung des § 76 um den neuen Absatz 2 
dient in Verbindung mit der eingetragenen Siche- 
rungshypothek (vgl. auch Begründung zu § 74) vor- 
nehmlich der Sicherung des Abgefundenen selbst; 
z. B. kann im Falle einer Zwangsversteigerung die 
Abfindung, sofern die entsprechende Sicherungs- 
hypothek rangmäßig innerhalb des Versteigerungs- 
erlöses steht, zurückgefordert und dem Beschädig- 
ten seine Grundrechte wieder ausgezahlt werden. 
Darüber hinaus kann eine Rückforderung der Ab- 
findung in anderen Fällen notwendig werden, wenn 
z. B. ein Beschädigter, dem die Abfindung zur Fi- 
nanzierung eines Bausparvertrages bewilligt wor- 
den ist, diesen kündigt. 

Zu § 78 

In Absatz 1 sind die Worte „in Höhe der Witwen- 
rente" gestrichen worden, damit nunmehr die Kapi- 
talabfindung auch an Witwen gewährt werden kann, 
die eine Witwenbeihilfe nur in Höhe von zwei Drit- 
teln der Witwenrente erhalten. 

Absatz 3 wird ersatzlos gestrichen, weil die Ein- 
tragung einer Sicherungshypothek bereits durch den 
§ 74 Abs. 2 vorgesehen ist, der nach § 78 Abs. 1 
auch für Witwen gilt. 

Zu § 80 

Die geänderte Einleitung der Vorschrift trägt dem 
Umstand Rechnung, daß das BVG auch im Rahmen 
anderer Gesetze, z. B. des Soldatenversorgungs- 
gesetzes, angewendet wird. 

Zu § 81 

Die neue Vorschrift umfaßt die bisherigen Absätze 2 
und 3 des § 81 alter Fassung. Die Trennung dieser 
Vorschriften von dem bisherigen Absatz 1 des § 81 
hat sich als notwendig erwiesen, weil beide Grup- 
pen verschiedenartige Rechtslagen regeln. Während 


§ 80 etwaige Schadensersatzansprüche des Versor- 
gungsberechtigten gegen den Bund ausschließt, be- 
stimmt § 81 den Rechtsübergang von Schadenersatz- 
ansprüchen des Versorgungsberechtigten gegen 
Dritte auf den Bund. 

Zu § 82 

Dieser Vorschrift liegt der Rechtsgedanke des inter- 
nen Leistungsausgleichs der öffentlich-rechtlichen 
Leistungsträger zugrunde. Mit ihr soll klargestellt 
werden, daß in den Fällen, in denen die Versor- 
gungsverwaltung zu Unrecht Leistungen gewährt hat, 
die ein anderer öffentlich-rechtlicher Leistungsträger 
hätte gewähren müssen, ein Ausgleich vorzunehmen 
ist. Damit wird gleichzeitig bezweckt, daß notwen- 
dige Maßnahmen der Heil- und Krankenbehandlung 
sofort eingeleitet werden können und die Heilung 
nicht durch langwierige Klärung von Zuständigkeits- 
fragen verzögert oder gefährdet wird. 

Zu §§ 84, 86 bis 88, 90 bis 92 a. F. 

Diese Vorschriften werden für eine Neufassung des 
Gesetzes entbehrlich. 

Zu § 86 

Die Versagung der Versorgung wegen Fehlens der 
Tatbestandsmerkmale des § 1 Abs. 3 BVG erscheint 
in den Fällen unbillig, in denen über die Ursache 
eines festgestellten Leidens in der ärztlichen Wis- 
senschaft Ungewißheit besteht. Mit Absatz 1 kann 
hier nicht geholfen werden, weil eine Schädigung im 
Sinne des § 1 BVG nicht feststeht. 

Die Streichung der Worte „die oberste Landes- 
behörde" empfiehlt sich, um in Übereinstimmung 
mit § 2 VfG klarzustellen, daß Bescheide über Härte- 
ausgleiche nicht von der obersten Landesbehörde, 
sondern vom Versorgungsamt zu erteilen sind, dem 
grundsätzlich die Durchführung des Bundesversor- 
gungsgesetzes übertragen ist. 

Im übrigen bleibt es der obersten Landesbehörde 
wie bisher Vorbehalten, anzuordnen, daß vor Er- 
teilung eines Bescheides über einen Härteausgleich 
ihre Zustimmung eingeholt werden muß. 


ZU ARTIKEL II 

Das im Jahre 1955 verkündete Gesetz über das Ver- 
waltungsverfahren der Kriegsopferversorgung (VfG) 
ließ die verfahrensrechtlichen Regelungen des Bun- 
desversorgungsgesetzes (BVG) unberührt. Im Zuge 
der allgemeinen Überprüfung des BVG erwies es 
sich als erforderlich, die in ihm enthaltenen Vor- 
schriften rein verfahrensrechtlicher Art in das da- 
für maßgebende Gesetz auf dem Gebiete der Kriegs- 
opferversorgung einzuordnen. Das bietet zugleich 
Gelegenheit, einzelne Lücken des Verfahrensgeset- 
zes zu schließen und einige Zweifel zu beheben, die 
in den vergangenen 4 Jahren aufgetreten sind. 

Zu Nr. 1 und 2 

Die bisherige Einordnung des § 1 VfG in den Ab- 
schnitt des Gesetzes über die Zuständigkeit und die 
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Verwendung dieses Begriffs in der bisherigen Fas- 
sung der Absätze 1 und 2 bringen nicht klar zum 
Ausdruck, daß sich die Vorschrift mit dem Anwen- 
dungsbereich des Gesetzes und nicht mit der in den 
§§ 2 bis 5 geregelten sachlichen und örtlichen Zu- 
ständigkeit befaßt. Außerdem wiederholt § 1 Abs. 1 
in der bisherigen Fassung lediglich mit anderen 
Worten, was bereits § 1 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Errichtung der Verwaltungsbehörden der Kriegs- 
opferversorgung vom 12. März 1951 mit den Worten 
besagt: 

Die Versorgung der Kriegsopfer wird von Ver- 
sorgungsämtern und Landesversorgungsämtern 
durchgeführt. 

Hier ist eine Klarstellung nötig. 

Die vorgeschlagene Neufassung des § 1 erster Halb- 
satz trägt dem Umstand Rechnung, daß das Gesetz 
außer bei der Ausführung des BVG auch bei der 
Ausführung anderer Gesetze, so des Gesetzes über 
die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegs- 
gefangenen, des Gesetzes zur Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts in der Kriegsopfer- 
versorgung für Berechtigte im Ausland, des Häft- 
lingshilfegesetzes und des Soldatenversorgungs- 
gesetzes Anwendung findet. Der 2. Halbsatz ersetzt 
die bisherigen Absätze 2 und 3 und begrenzt den 
Anwendungsbereich des Gesetzes auf alle Leistun- 
gen, die von den im Errichtungsgesetz (sogenanntes 
Organisationsgesetz) genannten Verwaltungsbehör- 
den und Stellen der Kriegsopferversorgung gewährt 
werden. Mittelbar wird damit zum Ausdruck ge- 
bracht, daß das Verfahrensgesetz auf die von ande- 
ren Behörden und Dienststellen erbrachten Leistun- 
gen keine Anwendung findet. Ihr Verfahren hierbei 
ist an anderer Stelle geregelt. 

Zu Nr. 3 

Die Änderung ist durch die neue Paragraphcnfolge 
des Bundesversorgungsgesetzes bedingt. 

Zu Nr. 4 

Die Erweiterung auf andere einwandfrei fest- 
gestellte Irrtümer bei der Erfassung des Bescheid- 
textes entspricht der Forderung auf Verwaltungs- 
vereinfachung, da die Praxis in solchen Fällen bisher 
auf den umständlichen Weg nach § 41 VfG ange- 
wiesen war. 

Im übrigen beseitigt die Änderung des Wortes „be- 
richtigen"' in „richtigstellen" Unklarheiten, die sich 
in der Praxis durch die Verwendung der Bezeich- 
nung „Berichtigung'' für die unterschiedlichen Rechts- 
begriffe in § 25 und § 41 VfG ergeben haben. 

Zu Nr. 5 

Die Änderung bringt die nötige Anpassung an die 
neue Bezeichnung, die das Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung kostenrechtlicher Vorschriften vom 
26. Juli 1957 gebracht hat. 

Zu Nr. 6 

Die Änderung faßt die bisherigen Regelungen der 
Erstattung von Reisekosten, Auslagen und Ver- 


dienstausfall in § 24 BVG und § 32 VfG zusammen. 
Die Ergänzung in Absatz 3 ist eine Folge der Ände- 
rung der Vorschriften des BVG über die Heil- und 
Krankenbehandlung. 

Zu Nr. 7 

Die Auslegung des Begriffs einer Entscheidung von 
grundsätzlicher Bedeutung im bisherigen § 40 Abs. 2 
hat zu erheblichen Schwierigkeiten geführt, weil so- 
wohl eine gesetzliche Begriffsbestimmung als auch 
eine entsprechende Regelung zuungunsten des Be- 
rechtigten fehlte. Die Frage, wann eine Entscheidung 
grundsätzliche Bedeutung besitzt, konnte daher nur 
unter Zugrundelegung der Absichten des Gesetz- 
gebers beurteilt werden. Ziel des Gesetzgebers war, 
das Ergebnis einer gesicherten Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts (BSG) zu einer bisher strittigen 
Rechtsfrage zugunsten der Versorgungsberechtigten 
auf früher ergangene Bescheide auszudehnen. Eine 
gesicherte Rechtsprechung des BSG kann jedoch 
noch nicht angenommen werden, wenn nur die Ent- 
scheidung eines einzelnen Senats vorliegt, weil diese 
abweichende Entscheidung anderer Senate nicht aus- 
schließt und damit eine ungleiche Behandlung und 
eine Rechtsunsicherheit nicht vermeidet. Liegen da- 
gegen übereinstimmende Entscheidungen mehrerer 
Senate oder Entscheidungen des Großen Senats vor, 
so sind sie von der Verwaltung schon deshalb zu 
befolgen, um erfolglose Rechtsmittel zu vermeiden. 
Die Erteilung von Zugunstenbescheiden in bereits 
abgeschlossenen Fällen ergibt sich dann aus dem 
Grundsatz der Gleichbehandlung. Der bisherige § 40 
Abs. 2 ist hiernach entbehrlich. 

Der neue Absatz 2 paßt den § 40 im Aufbau dem 
§41 an. 

Der neue zweite Halbsatz dient der Verwaltungs- 
vereinfachung; er ermöglicht zugleich, die Zustim- 
mung auf Grund der Rechtsprechung des BSG für 
bestimmte Gruppen von Fällen allgemein zu er- 
teilen. 

Zu Nr. 8 

Die Neufassung des § 41 Abs. 1 stellt klar, daß ein 
Berichtigungsbescheid beim Vorliegen der Voraus- 
setzungen erteilt werden muß; denn § 41 beruht auf 
dem Grundgedanken, daß nicht jemandem ein 
Rechtsanspruch auf Versorgung weiter zugebilligt 
werden kann, wenn sich einwandfrei herausstellt, 
daß deren Voraussetzungen nicht vorliegen (vgl. 
auch § 185 Abs. 1 AVAVG). Die neue Fassung des 
§41 soll ferner eine Berichtigung auch bei bloßer 
rechtlicher Unrichtigkeit ermöglichen, um auf diese 
Weise dem Grundsatz der Gleichbehandlung Rech- 
nung zu tragen. Die bisherige Fassung erlaubt näm- 
lich, auch wenn eine Rechtsvorschrift offensichtlich 
falsch angewendet worden ist, nach der Rechtspre- 
chung des BSG eine Berichtigung nur, wenn der Be- 
scheid zugleich tatsächlich unrichtig ist. Ein rechts- 
politischer Grund für eine zu Ungerechtigkeiten füh- 
rende verschiedenartige sachliche Behandlung ist 
nicht ersichtlich. Beruhte die Unrichtigkeit darauf, 
daß über die Anwendbarkeit einer Vorschrift recht- 
liche Zweifel bestanden, die erst später geklärt wur- 
den, so ist die Anwendung des § 41 auch in Zukunft 


35 



Drucksache 1239 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


ausgeschlossen, da die Unrichtigkeit zur Zeit der 
Bescheiderteilung nicht außer Zweifel stand. 

Eine weitere Änderung ergibt sich dadurch, daß das 
Bundesversorgungsgesetz Vorschriften über An- 
meldefristen nicht mehr enthält. 

Zu Nr. 9 

Die in Absatz 1 bezeichnete Frist von 3 Monaten ist 
angesichts der heutigen Arbeitsfülle bei den Versor- 
gungsämtern zu knapp bemessen; ihre Ausdehnung 
auf 6 Monate und die der 6-Monats-Frist auf 12 Mo- 
nate erscheint angezeigt. Der Zweck des §42 konnte, 
weil das Gesetz entgegen der ursprünglichen Ab- 
sicht erst verspätet am 1. April 1955 in Kraft getre- 
ten ist, wegen des Beginns der Fünfjahresfrist mit 
dem Tage der falschen Entscheidung (§ 43 Abs. 2 
S. 2) nur in wenigen Fällen erreicht werden. Das ist 
vor allem dann unbefriedigend, wenn nachträglich 
Urkunden aufgefunden werden, die eine erneute 
Entscheidung nötig machen, und § 41 nicht angewen- 
det werden kann. Deshalb ist es geboten, die Fünf- 
jahresfrist erst von einem späteren Zeitpunkt als 
dem der Entscheidung an in Lauf zu setzen. 

Zu Nr. 10 

Die Änderung der Überschrift des Abschnitts XIII 
entspricht der Bedeutung des § 47. 

Zu Nr. 11 

Die Änderungen der Vorschriften über die Rück- 
erstattung zu Unrecht empfangener Versorgungslei- 
stungen berücksichtigen die Erfahrungen der ver- 
gangenen Jahre, beseitigen eine Reihe von Zwei- 
felsfragen und gestalten die Vorschrift durch die 
Verwendung von Buchstaben übersichtlicher. Die Er- 
setzung des Wortes „Rückforderung" in den Absät- 
zen 2 und 3 durch „Rückerstattung" bringt eine An- 
gleichung an den Absatz 1 und stellt klar, daß diese 
Absätze die Voraussetzungen festlegen, unter denen 
eine Rückerstattungsschuld des Empfängers entsteht. 
Absatz 2 Buchstabe a entspricht dem bisherigen er- 
sten Halbsatz, bringt aber durch eine Umstellung 
eindeutig zum Ausdruck, daß es auf das Wissen oder 
Wissenmüssen beim Empfang ankommt. Eine wei- 
tere Änderung begründet eine Rückerstattungs- 
pflicht des Versorgungsberechtigten auch dann, 
wenn das Wissen oder Wissenmüssen auf seiten 
seines Vertreters im Empfang vorliegt. Absatz 2 
Buchstabe b entspricht in der ersten Hälfte dem bis- 
herigen Absatz 2. Die Ergänzung will einen 
Doppelempfang durch den Versorgungsberechtigten 
verhindern. 

Absatz 3 begründet eine Rückerstattungspflicht auch 
dann, wenn die falschen Angaben durch den Vertre- 
ter des Versorgungsberechtigten gemacht worden 
sind. 

Absatz 4 stellt klar, daß es sich um einen Verzicht 
auf die Forderung handelt. 


Die neue Fassung des Absatzes 5 bringt gegenüber 
der bisherigen rechtlich unklaren Fassung auch im 
Wortlaut zum Ausdruck, daß sie die Aufrechnung 
der Verwaltung der Kriegsopferversorgung gegen- 
über dem Versorgungsempfänger regelt. 

Der bisherige Satz 2 des Absatzes 5 ist Absatz 6 
geworden, weil die Vollstreckung gegenüber der 
Aufrechnung eine eigene Rechtseinrichtung mit an- 
deren Voraussetzungen ist. 

Der bisherige Absatz 6 ist weggefallen, weil die An- 
wendung des § 67 der Reichswirtschaftsbestimmun- 
gen schon über § 4 Abs. 2 Nr. 1 des Ersten Über- 
leitungsgesetzes in der Fassung des Vierten Über- 
leitungsgesetzes vom 27. April 1955 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 189) gesichert ist. 

Zu Nr. 12 

Die Änderung ist durch die neue Paragraphenfolge 
des Bundesversorgungsgesetzes notwendig gewor- 
den. 


C. Finanzielle Auswirkungen 

I. 

Nach Artikel 83 GG führen die Länder das Bundes- 
versorgungsgesetz als eigene Angelegenheit aus. 
Der Gesetzentwurf sieht überwiegend Verwaltungs- 
vereinfachungen vor, insbesondere bei der Fest- 
stellung von Ausgleichsrenten. Einige Schwierigkei- 
ten sind lediglich bei der Feststellung des Berufs- 
schadensausgleichs zu erwarten, doch sind die in 
den Ländern bestehenden Landesversorgungs- und 
Versorgungsämter in der Lage, das Neuregelungs- 
gesetz mit dem bisherigen Personal durchzuführen. 
Mehraufwendungen an persönlichen Sach- und Ver- 
waltungskosten entstehen nicht. 


II. 

Zur Ermittlung der voraussichtlichen Mehraufwen- 
dungen für Leistungsverbesserungen wurden im we- 
sentlichen die Ergebnisse der Sondererhebung zur 
Versorgungsstatistik vom 31. März 1958, die Berech- 
nungsunterlagen über den voraussichtlichen Geld- 
bedarf für Rentenleistungen nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz im Haushaltsjahr 1959 und verschie- 
dene Angaben der Arbeits- und Sozialstatistik im 
Hause verwendet. Dabei sind der natürliche Abgang 
der versorgungsberechtigten Kriegsopfer — insbe- 
sondere das Ausscheiden von Waisen wegen Errei- 
chung der Altersgrenze — und die voraussichtlichen 
Minderausgaben, vor allem bedingt durch die künf- 
tige, z. T. schon eingetretene Einkommensentwick- 
lung (L Rentenanpassungsgesetz), berücksichtigt. 
Die Berechnungen sind auf den Mehrbedarf eines 
i Jahres abgestellt. 
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Die Mehraufwendungen betragen pro Haushalts- 
jahr: 

jährliche 
Mehr- 
ausgaben 
in Mio DM 


Heilbehandlung (Neufassung des § 10 

Abs. 4 und 5, § 17 Abs. 2) . . . 11,4 

Heilbehandlung — Ausland — (§ 63) 0,2 

Beschädigte 

Grundrente (§ 28 Abs. 1) 8,8 

Berufsschadensausgleich (§ 30) . . . 39,2 

Ausgleichsrente, Ehegattenzuschlag, 
Kinderzuschlag (§§ 31, 32, 33) . , . 154,9 

Kinderzuschlag für uneheliche Kinder 

(§ 33 Abs. 2 Nr. 6) 1,3 

Witwen 

Ausgleichsrente (§ 40) 254,1 

Heiratsabfindung (§ 42 Abs. 1) ... 13,5 

Waisen 

Ausgleichsrente (§ 46) 92,2 

Witwen- und Waisenbeihilfen (§ 47) . 5,4 

Elternrenten (§ 50) 26,9 

Wegfall der Fristvorschriften .... 0,8 

608,7 


Weitere Änderungen haben keine finan- 
zielle Auswirkung, sondern nur eine 
rechtliche Bedeutung. 

Abzusetzen sind: 

Voraussichtliche Minderausgaben 

a) durch Streichung des § 34a . . 2,2 

b) durch Streichung des § 41a . . 1,8 

c) infolge eingetretener und noch 
zu erwartender Einkommens- 
erhöhungen, z. B. des 

1. Rentenanpassungsgesetzes 58,2 62,2 

Mithin Mehraufwand jährlich; . . 546,5 Mio DM 


Eine weitere Erhöhung der Leistungen an die 
Kriegsopfer läßt die Haushaltslage des Bundes 
nicht zu. Sollten Bundestag und Bundesrat zusätz- 
liche Leistungen beschließen, müßte gleichzeitig die 
Deckungsfrage geklärt werden. Die Bundesregie- 
rung ist der Auffassung, daß zusätzliche Deckungs- 
möglichkeiten nur durch gleichzeitige Erhöhung der 
Verbrauchsteuern auf Genußmittel erschlossen 
werden können. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


I. 

Artikel I 

1. §2 Abs. 2 

Die Worte „vor dem 9. Mai 1945" sind zu strei- 
chen. 

Begründung 

Mit der vorgeschlagenen Streichung wird die 
bisherige Gesetzesfassung wiederhergestellt. 
Nach den Erfahrungen ist es notwendig, den 
Umsiedlern deutscher Volksabstammung Ver- 
sorgung nach dem BVG zu gewähren, die in der 
Zeit nach dem 9. Mai 1945 Wehrdienst in ihrem 
Herkunftsland leisten mußten und sich hierbei 
eine Schädigung zugezogen haben. Die Länder 
Polen, Jugoslawien und Tschechoslowakei bei- 
spielsweise verweigern diesen durch Wehr- 
dienst nach dem 9. Mai 1945 Beschädigten nach 
erfolgter Umsiedlung in die Bundesrepublik, die 
in der Regel mit dem Verlust der Staatsange- 
hörigkeit des Herkunftslandes verbunden ist, 
jede Versorgung. Es würden Härten entstehen, 
wenn diesen Umsiedlern nunmehr auch keine 
Versorgung nach dem BVG zustehen würde. 

2 . § 6 

Die Worte „mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters" sind durch die Worte „im Benehmen mit 
dem Bundesminister" zu ersetzen. 

Die Worte „und des Bundesministers der Finan- 
zen" sind zu streichen. 

Begründung 

Gegen die Fassung des Regierungsentwurfs be- 
stehen verfassungsrechtliche Bedenken, da nach 
ihr eine unzulässige Mischverwaltung begrün- 
det würde. 

Die etwaige Einbeziehung des Bundesministers 
der Finanzen ist eine innerorganisatorische 
Frage der Bundesregierung; seine Erwähnung 
im Gesetz ist daher entbehrlich. 

3. § 7 Abs. 1 Nr. 2 

Im letzten Halbsatz ist die Bezugnahme auf 
§ 61 Abs. 1 Nr. 1 durch Streichung der Worte 
„Abs. 1 Nr. 1" auf den gesamten § 61 auszu- 
dehnen. 

Begründung 

Redaktionell; 

Gegenüber dem Referentenentwurf des BMA 
enthält die Regierungsvorlage in § 61 Abs. 1 
keine weitere ziffernmäßig bezeichnete Unter- 
teilung. 


Sachlich: 

Im übrigen findet auf die Versorgung von Deut- 
schen im Ausland § 61 voll Anwendung. 

4. § 8 

Die Worte „mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters" sind durch die Worte „im Benehmen mit 
dem Bundesminister" zu ersetzen. 

Die Worte ", des Bundesministers der Finanzen 
und des Auswärtigen Amtes" sind zu streichen. 

Begründung 

Die Begründung zum Änderungsvorschlag zu 
§ 6 (lfd. Nr. 2) gilt entsprechend. 

5. § 10 Abs. 3 Buchstabe a 

Nach den Worten „sowie für" sind die Worte 
„Geschwister und" einzufügen. 

Begründung 

Die Neufassung stellt gegenüber dem bisheri- 
gen Recht, das eine Krankenbehandlung für An- 
gehörige schlechthin — also auch für Ge- 
schwister — vorsah, eine Verschlechterung dar. 
Dies muß insbesondere dann zu unbilligen Här- 
ten führen, wenn beispielsweise die Schwester 
eines Beschädigten ihren Beruf aufgegeben hat, 
um sich ausschließlich der Pflege ihres beschä- 
digten Bruders zu widmen. 

6. §§ 11, 17 

Das Wort „Krankenhausbehandlung" ist durch 
das Wort „Krankenhauspflege" zu ersetzen. 

Begründung 
Angleichung an § 184 RVO. 

7. § 12 Abs. 1 Nr. 1 
erhält folgende Fassung: 

„1. ambulante ärztliche und zahnärztliche Be- 
handlung sowie notwendiger Zahnersatz," 

Begründung 

Die Krankenbehandlung sollte auch die Ge- 
währung von Zahnersatz umfassen. Nach den 
Erfahrungen muß ohnehin dem weit überwie- 
genden Teil des in Frage kommenden Personen- 
kreises für die Anfertigung von Zahnersatz 
durch Gewährung einmaliger Unterstützungen 
geholfen werden. Auch das LAG sieht im übri- 
gen die Gewährung von Zahnersatz als Rechts- 
anspruch vor. 
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8. § 12 Abs. 1 Nr. 2 | 

erhält folgende Fassung: 

„2. Versorgung mit Arznei- und Verbandmit- ! 
teln sowie mit anderen kleineren Heilmit- | 
teln." 

Begründung 

Die Worte „zur Sicherung des Heilerfolges" 
dürften zu Schwierigkeiten, insbesondere bei 
der Verordnung von Brillen, führen. Die vorge- 
schlagene Fassung entspricht dem in der RVO 
gebräuchlichen und auch in § 11 Abs. 1 Nr. 3 
verwendeten Wortlaut. 

9. § 13 Abs. 3 

In der vierten Zeile ist die Zahl „30" durch die 
Zahl „40" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Unterhaltskosten von 30 DM für einen | 
Blindenführhund erscheinen nicht mehr ausrei- ! 
chend und müssen erhöht werden. | 

10. § 13 Abs. 4 j 

In der vierten Zeile ist die Zahl „3" durch die | 

Zahl „6" zu ersetzen, 

■ 

Begründung 

Es besteht ein dringendes Bedürfnis für eine | 
Erhöhung der Pauschbeträge für Kleider- und | 
Wäschemehrverschleiß. 

11. § 17 Abs. 3 

I 

erhält folgende Fassung: 

„(3) Während einer Badekur oder einer Heil- 
stättenbehandlung wird neben dem Hausgeld 
nach Absatz 2 ein Zuschuß bis zur Höhe des 
Versorgungskrankengeldes, während der an- 
schließenden Schonung wird in jedem Fall Ver- 
sorgungskrankengeld gewährt. Das gilt für ver- 
sicherte Beschädigte auch, wenn Arbeitsunfähig, 
keit im Sinne des Zweiten Buchs der Reichsver- 
sicherungsordnung nicht Vorgelegen hat." 

Begründung 

Diese Regelung würde auch die Haushaltsfüh- 
rung der Beschädigten, deren Einkommen durch 
die Badekur gemindert ist, während einer Kur 
sicherstellen. Es ist wiederholt vorgekommen, 
daß Lohnempfänger kurz vor der Abreise von 
der Badekur Abstand genommen bzw. die Bade- 
kur abgebrochen haben, nachdem sie die ge- 
ringe Höhe der Barleistungen erfuhren. Der 
Versorgungsverwaltung wird von diesen Be- ^ 
schädigten vielfach der Vorwurf gemacht, daß 
nur Beamte und Angestellte Badekuren in An- 
spruch nehmen können. Im Hinblick auf die ho- 
hen Kosten einer Badekur erscheint es wenig 
sinnvoll, den Kurerfolg dadurch zu gefährden, 
daß die verhältnismäßig geringen Barleistun- | 
gen während einer anschließenden Schonung j 


von der strengen Voraussetzung der Arbeits- 
unfähigkeit wegen der anerkannten Schädi- 
gungsfolgen abhängig gemacht werden. Mei- 
stens handelt es sich in diesen Fällen um Bade- 
reaktionen. 

Satz 3 der Neufassung wird für erforderlich ge- 
halten, um den versicherten Beschädigten den 
Anspruch auf das Versorgungshausgeld, das 
bisher nach dem Erlaß des BMA vom 19. Fe- 
bruar 1955 (BVBl. S. 44) gewährt wird, und das 
Versorgungskrankengeld während der Schon- 
zeit auch dann zu gewährleisten, wenn Arbeits- 
unfähigkeit nicht Vorgelegen hat. 

12. § 18 

wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „bis zum 
31. März 1961 und für beim Ablauf dieser 
Frist schwebenden .Heilbehandlungsfälle" 
gestrichen. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird Absatz 2 und erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Als Ersatz werden gewährt 

a) bei Krankenhauspflege die nach- 
gewiesenen Aufwendungen, die 
Transportkosten und das satzungs- 
mäßige Hausgeld; 

b) wenn und solange Krankengeld 
gewährt wird, das satzungsmäßige 
Krankengeld nebst Zuschlägen; 

c) bei ambulanter Behandlung für 
Arzt- und Arzneikosten sechs 
Deutsche Mark für jeden Behand- 
iungstag; 

d) für Heilmittel der tatsächliche Auf- 
wand." 

d) Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung kann durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates den 
Pauschbetrag nach Absatz 2 Buchstabe c än- 
dern, wenn in den Verhältnissen, die für die 
Feststellung maßgebend waren, eine wesent- 
liche Änderung eingetreten ist." 

e) Absatz 4 wird gestrichen. 

Begründung 

Bei den anerkannten Beschädigungen handelt 
es sich ausschließlich um bleibende Beeinträch- 
tigungen der Gesundheit der Versicherten. Es 
ist deshalb nicht berechtigt, die Ersatzleistun- 
gen des Bundes wiederum zu beschränken und 
sie mit dem 31. März 1961 auslaufen zu lassen. 

Den Krankenkassen sollte deshalb der volle 
Kostenersatz auch für die versicherten Beschä- 
digten gewährt werden. 

Der Ausschluß des Kostenersatzes für Gesund- 
heitsschäden, die auf einer vor dem 1. Septem- 
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her 1939 beendeten Dienstleistung oder auf | 
einem vor diesem Zeitpunkt eingetretenen Er- 
eignis beruhen, erscheint ebenfalls nicht ge- ; 
rechtfertigt. Auch für diese Fälle sollte der 
Kostenersatz in voller Höhe gewährt werden.' 

13. § 19 

Folgender Satz 2 ist anzufügen: ! 

„Dies gilt auch für krankenversicherte Beschä- j 
digte, die wegen der Folgen einer Schädigung 
mit Krankengeld oder Krankenhauspflege aus- 
gesteuert sind, vom Tage der Aussteuerung 
an." 

Begründung 

Die Anfügung des zweiten Satzes des bisheri- 
gen § 20 wird für erforderlich gehalten, um den 
Krankenkassen wie bisher vom Beginn der 
27. Woche an den Ersatz der vollen Kosten der 
Krankenpflege und der anteiligen Verwaltungs- 
kosten zu gewährleisten. 

Zwar haben alle Versicherten einen unbe- 
schränkten Anspruch auf Krankenpflege, mithin 
auch die versicherten Beschädigten; aber dieser 
Anspruch bestand, worauf ausdrücklich hinge- 
wiesen wird, auch bereits bei der Verabschie- 
dung des Bundesversjrgungsgesetzes. 

14. §§ 25 bis 27 

Entschließung 

Der Entwurf sieht für die §§ 25 bis 27 BVG die | 
unveränderte Übernahme der bisher für die , 
Kriegsopferfürsorge geltenden Bestimmungen | 
vor; lediglich den §§ 26 und 27 ist je ein neuer . 
Absatz angefügt worden, durch den aber nur ! 
die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverord- j 
nungen (bisher § 92 Abs. 1 BVG) neugefaßt ' 
werden soll. 

Bei der Neuregelung des Rechts der Kriegs- 
opferversorgung sollte aber die seit längerem 
zur Erörterung stehende Änderung der §§ 25 
bis 27 BVG nicht fehlen. Das Gesetz würde 
sonst eine Lücke aufweisen, die von den Betrof- 
fenen kaum verstanden werden würde. Die 
Ausfüllung dieser Lücke dem zu erwartenden 
Bundessozialhilfegesetz zu überlassen, wäre 
schon deswegen unzweckmäßig, weil dann nach 
verhältnismäßig kurzer Zeit das BVG wieder 
geändert werden müßte. 

15. § 28 Abs. 1 Satz 1 

erhält folgende Fassung; 

„Beschädigte erhalten eine monatliche Grund- 
rente bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 1 

um 30 vom Hundert von 35 Deutschen Mark, 
um 40 vom Hundert von 44 Deutschen Mark, ' 
um 50 vom Hundert von 62 Deutschen Mark, 
um 60 vom Flundert von 80 Deutschen Mark, ! 
um 70 vom Hundert von 100 Deutschen Mark, 
um 80 vom Flundert von 150 Deutschen Mark, : 


um 90 vom Hundert von 180 Deutschen Mark, 
bei Erwerbsunfähigkeit 

von 200 Deutschen Mark." 

Begründung 

Von einer unwesentlichen Erhöhung der Grund- 
rente für Erwerbsunfähige abgesehen, hält der 
vorliegende Gesetzentwurf an der bisherigen 
Höhe der Grundrenten fest. Das Schwergewicht 
des Rentensystems soll künftig auf die Aus- 
gleichsrenten gelegt werden. Eine solche grund- 
legende Strukturänderung des Rentensystems 
erscheint nicht vertretbar. Viele Schwerbeschä- 
digte werden sich die Frage verlegen, ob die 
Ausübung einer Tätigkeit gegen Entgelt für sie 
überhaupt noch lohnend ist. Auf die Folgen in 
bezug auf alle Maßnahmen des Staates, mög- 
lichst viele Kriegsopfer in den Arbeitsprozeß 
einzugliedern, muß hingewiesen werden. Die 
heutigen Grundrenten liegen im übrigen zum 
Teil noch unter den Sätzen des früheren Reichs- 
versorgungsgesetzes. Sie erfüllen die ihnen 
vom Gesetzgeber zugedachte Funktion, Aus- 
gleich für die bestehenden körperlichen Schä- 
den und für die dadurch gegenüber gesunden 
Menschen entstehenden Mehraufwendungen zu 
bilden, bei ihrer jetzigen Höhe nicht mehr. Die 
hier vorgesehenen Grundrentenerhöhungen 
sind schließlich geeignet, die bei der Anpassung 
des Kriegsopferrechts im Saargebiet an das- 
jenige der Bundesrepublik zu erwartenden 
Schwierigkeiten weitgehend zu beseitigen. 

16 . § 28 

Folgender Absatz 3 ist einzufügen: 

„(3) Schwerstbeschädigte, die durch die aner- 
kannten Schädigungsfolgen gesundheitlich 
außergewöhnlich betroffen sind, erhalten eine 
monatliche Schwerstbeschädigtenzulage, die in 
folgenden Stufen gewährt wird: 

Stufe I 20 Deutsche Mark, 

Stufe II 40 Deutsche Mark, 

Stufe III 60 Deutsche Mark. 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung den Personenkreis, der auf Grund seiner 
Schädigungsfolgen außergewöhnlich betroffen 
ist, zu bestimmen." 

Begründung 

In Fällen, in denen mehrere Schädigungsfolgen 
bestehen, von denen eine allein bereits eine 
MdE von 100 v. H. begründet, reicht die bis- 
herige gesetzliche Regelung hinsichtlich der 
Grundrente nicht aus. Gedacht ist hierbei z. B. 
an Blinde mit zusätzlichem Verlust von Glied- 
maßen, Querschnittsgelähmte, Hirnverletzte mit 
erheblichen Ausfallerscheinungen usw. Mit der 
vorgeschlagenen Schwerstbeschädigtenzulage 
soll die bisherige Nivellierung dieser gesund- 
heitlich außergewöhnlich Betroffenen mit den 
sonstigen erwerbsunfähigen Kriegsbeschädigten 
beseitigt werden. 
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17. § 30 j 

Entschließung 

Der Gedanke eines Berufsschadensausgleichs 
wird grundsätzlich bejaht, es muß aber eine 
verwaltungsmäßig durchführbare und für den 
Antragsteller übersehbare Regelung gefunden 
werden. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, den 
Entwurf der Rechtsverordnung zu § 30 so recht- 
zeitig vorzubereiten, daß er vor dem 2. Durch- 
gang dieses Gesetzes vorliegt. Bis dahin behält 
der Bundesrat sich die Stellungnahme zu § 30 
vor. 

18. § 31 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt 
monatlich bei einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit 

um 50 vom Hundert 1 00 Deutsche Mark, 

um 60 vom Hundert 1 00 Deutsche Mark, 

um 70 vom Hundert 120 Deutsche Mark, 

um 80 vom Hundert 150 Deutsche Mark, 

um 90 vom Hundert 1 80 Deutsche Mark, 

bei Erwerbsunfähigkeit 200 Deutsche Mark." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Anzurechnen sind nach Abzug der 
absetzbaren Ausgaben (Netto-Einkommen) 
die Einkünfte aus nichtselbständiger Ar- 
beit im Sinne des § 19 Abs. 1 Nr. 1 des 
Einkommensteuergesetzes und die Einkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbe- 
betrieb und selbständiger Arbeit, soweit sie 
100 Deutsche Mark und von dem darüber 
hinausgehenden Betrag fünf Zehntel über- 
steigen; von den übrigen Einkünften blei- 
ben 25 vom Hundert außer Ansatz, min- 
destens jedoch 50 Deutsche Mark." 

Begründung 

Auf die zu den Änderungsvorschlägen zu § 28 
gegebene Begründung wird verwiesen. Gegen- 
über der Regelung im vorliegenden Entwurf 
stellt der vorstehende Vorschlag allein schon 
durch die Einführung des pauschalen Freibetra- 
ges eine wesentliche Verwaltungsverein- 
fachung im Vergleich zu bisher dar. 

19. § 35 Abs. 1 

Vor dem letzten Satz ist einzufügen: 

„Bei nachgewiesenen Mehrkosten für ein er- 
höhtes Pflegebedürfnis ist in besonderen Fällen 
eine Zulage in angemessener Höhe zu gewäh- 
ren." 

Begründung 

Es muß die Möglichkeit geschaffen werden, in 
besonderen Fällen die tatsächlich entstehenden 
und nachgewiesenen Mehrkosten für die not- 
wendige Pflege zu ersetzen. 


20. § 36 Abs. 1 und 3 

Die Zahl „300" ist durch die Zahl „500" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Mit einem Bestattungsgeld von 300 DM sind 
die anfallenden Beerdigungskosten im Hinblick 
auf die inzwischen eingetretene Preisentwick- 
lung nicht mehr gedeckt. Eine Erhöhung auf 
500 DM — auch zur Vermeidung sozialer Not- 
lagen bei den Hinterbliebenen — ist daher ge- 
rechtfertigt. 

21. § 39 

erhält folgende Fassung: 

»§ 39 

Die Witwe erhält eine Grundrente von 
85 Deutsche Mark monatlich." 

Begründung 

Die in der Begründung zum Änderungsvor- 
schlag zu § 28 Abs. 1 Satz 1 gemachten Aus- 
führungen hinsichtlich der Schwergewichtsver- 
lagerung auf die Ausgleichsrente, wie sie der 
Gesetzentwurf vorsieht, gelten in besonderem 
Maße auch für Witwen. 

22. § 40 

a) In Absatz 2 ist die Zahl „150" durch die 
Zahl „120" zu ersetzen. 

b) Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 31 Abs. 3 und 5 gelten entsprechend, 
§ 31 Abs. 3 jedoch mit der Maßgabe, daß 
vom den übrigen Einkünften im Sinne des 
Absatzes 3 letzter Halbsatz 25 vom Plündert, 
mindestens jedoch 40 Deutsche Mark, außer 
Ansatz bleiben." 

Begründung 

Im Interesse der bei der Neuregelung der 
Kriegsopferversorgung im Vordergrund stehen- 
den Grundrentenerhöhung ist die im Entwurf 
vorgesehene Ausgleichsrente von 150 DM auf 
120 DM herabzusetzen. 

Die Anrechnungsvorschriften für die sonstigen 
Einkünfte entsprechen denen für Schwerbeschä- 
digte, der Mindestfreibetrag bei der Anrech- 
nung der übrigen Einkünfte (z. B. Sozialver- 
sicherungsrenten) ist jedoch auf 40 DM herab- 
gesetzt. 

23. § 42 Abs. 1 

Der letzte Halbsatz ist zu streichen. 
Begründung 

Die für die Gewährung der Heiratsabfindung 
vorgesehene Ausschlußfrist von 3 Jahren sollte 
fallengelassen werden, zumal auch die in den 
bisherigen §§ 56 bis 59 BVG enthaltenen Aus- 
schlußfristen für die Anmeldung von Versor- 
gungsansprüchen in Fortfall kommen. 
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24. § 45 

Die Zahlen „20" und „30" sind durch die Zah- 
len „30" und „60" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Waisen Versorgung ist ein nunmehr schnell 
auslaufendes Problem. Hier ist die Grund- 
rentenerhöhung eine sozialpolitisch im Interesse 
der Erziehung und Ausbildung unserer Krieger- 
waisen unabdingbar notwendige Maßnahme. 
Mit der Ausgleichsrente zusammen soll die 
Halbwaise künftig 100 DM, die Vollwaise 
150 DM monatlich erhalten. Beide Endbeträge 
entsprechen auch denen des vorliegenden Ge- 
setzentwurfs. 

25. § 46 

a) In Absatz 1 werden die Zahlen „80" und 
„120" durch die Zahlen „60" und „90" er- 
setzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Anzurechnen sind nach Abzug der 
absetzbaren Auslagen (Netto-Einkünfte) die 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im 
Sinne des § 19 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes und aus Land- und Forstwirt- 
schaft, Gewerbebetrieb und selbständiger 
Arbeit zur Hälfte; von den übrigen Ein- 
künften bleiben 10 vom Hundert außer An- 
satz." 

Begründung 

Die gegenüber dem Entwurf vorgeschlagene i 
Herabsetzung der Ausgleichsbeträge ergibt sich | 
aus der in Vorschlag gebrachten Grundrenten- j 
erhöhung. j 

Unter Berücksichtigung der vorgesehenen 
Grundrentenerhöhungen für Waisen sollen die | 
vollen Versorgungsbezüge einer Halbwaise | 
künftig insgesamt 90 DM, diejenigen einer Voll- ! 
waise 150 DM monatlich betragen. Die Anrech- i 
nungsvorschriften für sonstige Einkünfte ent- i 
sprechen denen, die bei den Schwerbeschädig- 
ten und Witwen vorgesehen sind, jedoch ohne 
Freibetrag. Auch ist kein Mindestbetrag bei der 
Anrechnung von Sozialversicherungsrenten vor- 
gesehen. 

26. § 49 

erhält folgende Fassung: 

„§ 49 

Elternrente erhält, wer erwerbsunfähig im 
Sinne des § 1247 Abs. 2 der Reichsversiche- 
rungsordnung ist oder als Mutter das fünfzigste, 
als Vater das fünfundsechzigste Lebensjahr | 
vollendet hat." , 

Begründung 

Die Bundesregierung hat zwar die Vorausset- j 
zung der Bedürftigkeit gestrichen, jedoch an der : 
Voraussetzung der Ernährereigenschaft festge- , 


halten. Die Anspruchsvoraussetzung, daß der 
Verstorbene der Ernährer seiner Eltern gewe- 
sen ist oder geworden wäre, soll künftig weg- 
fallen. Die Frage der Ernährereigenschaft als 
Voraussetzung für die Gewährung der Eltern- 
rente ist von jeher sehr umstritten gewesen. 
Nach dem geltenden Recht haben zwar die Ver- 
sorgungsbehörden die Möglichkeit, eine Eltern- 
beihilfe zu gewähren, wenn die Voraussetzung 
der Ernährereigenschaft „nicht voll" erfüllt ist. 
Diese Regelung hat in der Praxis in der ohne- 
hin umstrittenen Frage der Ernährereigenschaft 
zu weiteren erheblichen Schwierigkeiten ge- 
führt. 

Mehrere Länder haben sich bereits bei den vor- 
aufgegangenen Novellen zum BVG dafür ein- 
gesetzt, die Ernährereigenschaft als Anspruchs- 
voraussetzung zu streichen. Die Prüfung der 
Ernährereigenschaft hat in den vergangenen 
Jahren zu solchen ungleichen und ungerechten 
Ergebnissen geführt, daß an dieser Anspruchs- 
voraussetzung nicht länger festgehalten wer- 
den darf. Im übrigen ist der Kreis der Eltern, 
der durch den Wegfall der Voraussetzung der 
Ernährereigenschaft nunmehr in die Versor- 
gung einbezogen wird, nur klein, nachdem be- 
reits neben der Elternrente die Elternbeihilfe 
gewährt wird. 

I 27. § 50 Abs. 7 

erhält folgende Fassung: 

„(7) Als Kinder im Sinne dieser Vorschrift 
gelten alle Kinder, die einen Anspruch auf Ge- 
währung von Elternrente nach § 49 des Ge- 
setzes auslösen können." 

Begründung 

Bei der Durchführung des § 51 Abs. 3 und 4 
BVG in der jetzigen Fassung treten immer wie- 
der Schwierigkeiten auf bei der Auslegung der 
Frage, welche Kinder als „einzige" oder als 
„letzte" Kinder anzusehen sind. Während ein- 
mal davon ausgegangen wird, daß die in § 51 
genannten Erhöhungen nur dann gewährt wer- 
den können, wenn es sich um Kinder handelt, 
die einen Anspruch auf Elternrente nach § 49 
auslösen können, hat das Bundessozialgericht 
in seinem Urteil vom 22. April 1959 — 11 RV 
1212/58 — entschieden, daß unter Kindern im 
Sinne des § 51 Abs. 4 nur die leiblichen Kinder 
zu verstehen sind. Es besteht ein dringendes 
Bedürfnis für eine gesetzliche Regelung im vor- 
geschlagenen Sinne. 

28. § 59 

a) In Absatz 3 letzte Zeile ist die Zahl „5" 
durch die Zahl „10" zu ersetzen. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Erhöhung dient einer 
für die Versorgungsämter wesentlichen Ver- 
waltungsvereinfachung. Bei der jetzigen 
Grenze von 5 DM sind in einem Jahr mehr- 
fach Neubescheide notwendig. 


43 



Drucksache 1239 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


b) Folgender neuer Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Eine Nachuntersuchung von Amts we- 
gen zum Zweck einer Neufeststellung der 
Rente ist ausgeschlossen, wenn in den letz- 
ten zehn Jahren seit Feststellung nach die- 
sem Gesetz der Grad der Erwerbsminderung 
unverändert geblieben ist und der Berech- 
tigte das fünfundfünfzigste Lebensjahr über- 
schritten hat." 

Begründung 

Dieser Ergänzungsvorschlag dient nicht nur 
der Verwaltungsvereinfachung, er ist auch 
geeignet, Heilbehandlungskosten einzuspa- 
ren. Auch das frühere Reichsversorgungs- 
gesetz führte im Jahre 1938 eine ähnliche 
Regelung mit Erfolg ein. 

29. § 63 Nr. 2 Satz 2 

Das Wort „zweifache" wird durch das Wort 
„dreifache" ersetzt. 

Begründung 

In einer Reihe von ausländischen Staaten, ins- 
besondere da, wo kein Krankenversicherungs- 
schutz besteht, sind die Kosten einer Heilbe- 
handlung unvergleichlich höher als im Bundes- 
gebiet. Nachdem für wiedergutmachungsberech- 
tigte Kriegsopfer eine Erstattung der vollen 
Kosten für die Heilbehandlung von Schädi- 
gungsfolgen gesetzlich festgelegt ist, kann die 
Kostenerstattung bei Beschädigten der eigent- 
lichen Kriegsopferversorgung nicht mehr ledig- 
lich auf die Höhe der Inlandskosten beschränkt 
bleiben. Der dreifache Betrag erscheint ange- 
messen. 

30. § 63 Nr. 4 Satz 1 
erhält folgende Fassung: 

„Können dem Berechtigten die nach diesem Ge- 
setz zustehenden Leistungen nicht zugeführt 
werden, so kann der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung Ersatzleistungen gewähren 
oder zulassen." 

Begründung 

Klarstellung, daß auch der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung u. U. selbst die Be- 
stimmung über die Ersatzleistung treffen kann. 
Ferner wird klargestellt, daß im Fall der Be- 
stimmung der Ersatzleistung durch die Landes- 
behörde der Verwaltungsakt nicht von der Lan- 
desbehörde und dem BMA gemeinsam gesetzt 
wird (was eine unzulässige Mischverwaltung 
wäre), sondern der Bundesminister nur die Vor- 
aussetzungen für den Erlaß des Verwaltungs- 
akts durch die Landesbehörde schafft. 

31. § 64 Abs. 1 Satz 2 

Nach dem Wort „Versorgungsbezüge" sind die 
Worte „nach oben" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 


32. § 65 Abs. 2 Nr. 1 

Die Worte „die oberste Landesbehörde" sind 
durch die Worte „die Landesregierung oder die 
von ihr bestimmte Stelle" zu ersetzen. 

Begründung 

Entsprechend der ständigen Auffassung des 
Bundesrales sollte in Bundesgesetzen davon ab- 
gesehen werden, die Zuständigkeit von Landes- 
behörden einer bestimmten Stufe vorzuschrei- 
ben. 

33. § 69 

Die Überschrift vor § 69 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Übertragung kraft Gesetzes" 
..Begründung 

Der seitherige Ausdruck „Übertragung kraft 
Gesetzes", der dem Sprachgebrauch des Bürger- 
lichen Rechts (§ 412 BGB) entnommen ist, sollte 
beibehalten werden. Der Sache nach handelt es 
sich um einen Fall der cessio legis; der Aus- 
druck „Überleitung" wird gesetzestechnisch für 
andere Tatbestände als die der §§ 69 und 70 
verwandt. 

34. § 71 Abs. 2 Nr. 3 

erhält folgende Fassung: 

„3. zum Erwerb eines Dauerwohnrechts nach 
dem Wohnungseigentumsgesetz," 

Begründung 

Die Bundesregierung sieht die wirtschaftliche 
Gleichstellung des Dauerwohnberechtigten mit 
einem Wohnungseigentümer vor. Diese Vor- 
aussetzung findet sich bisher schon in den Ver- 
waltungsvorschriften Nr. 1 Buchstabe c zu §§ 72 
bis 80 BVG. Bis zum Jahre 1957 war in fast 
allen Ländern der Bundesrepublik eine Praxis 
zu beobachten, die sich nicht streng an diese 
Voraussetzungen hielt und bereits die Kapital- 
abfindung für Dauerwohnrechte gewährte, die 
für die Zeit von 10 Jahren bestellt waren. Da- 
mit wurde ein Wohnbedürfnis der minderbemit- 
telten Schwerbeschädigten und Witwen befrie- 
digt. Sicher handelt es sich hier bei einem der- 
artigen Recht nicht um ein eigentumsähnliches 
Recht im Sinne der wirtschaftlichen Gleichstel- 
lung des Dauerwohnberechtigten mit einem 
Wohnungseigentümer. Jedoch war nicht zu ver- 
kennen, daß die sogenannte Mietvorauszahlung 
dinglich angemessen gesichert war und mei- 
stens bei dem Lebensalter der Schwerbeschä- 
digten und Witwen ein derartiges auf 10 Jahre 
bestelltes Dauerwohnrecht durchaus den Be- 
dürfnissen und den finanziellen Möglichkeiten 
dieses Personenkreises entsprach. Eine längere 
Bindung lehnten jedenfalls die Eigentümer ab, 
und die Schaffung von Wohnungen wäre in 
Frage gestellt gewesen, wenn das Dauerwohn- 
recht nur auf unbegrenzte Zeit zu bestellen ge- 
wesen wäre. Durch das Rundschreiben des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnung vom 
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9. Juli 1957 wurde im Zusammenhang mit dem I 
Zweiten Wohnungsbaugesetz darauf hingewie- , 
sen, daß eine Kapitalabfindung nur unter stren- 
ger Beachtung der in den Verwaltungsvor- 
schriften genannten Voraussetzungen, insbeson- 
dere der wirtschaftlichen Gleichstellung mit 
einem Wohnungseigentümer, zu bewilligen sei. 
Nach Beachtung dieses Rundschreibens, das in 
allen Ländern diirchgeführt wurde, hatte die 
Kapitalabfindung für ein Dauerwohnrecht prak- 
tisch keine Bedeutung mehr, da die Eigentümer 
sich nicht bereit erklärten, ein Dauerwohnrecht 
auf unbegrenzte Zeit zu gewähren. Ab und zu 
kam höchstens eine Bewilligung für Verwandte 
in Frage. Diese Ergebnisse wurden insbeson- 
dere bei der letzten Arbeitstagung über Fra- 
gen der Kapitalabfindung nach dem BVG An- 
fang dieses Monats in Warstein (Sauerland), an 
der Vertreter aller Länder — außer Schleswig- 
Holstein — teilnahmen, festgestellt. Das Be- 
dürfnis gerade der minderbemittelten Schwer- 
beschädigten und Witwen nach Wohnraum be- 
steht jedoch nach wie vor. Es läßt sich auf an- 
gemessene Weise mit einer Kapitalabfindung 
nur befriedigen, wenn die alte Form der Be- 
willigung des Dauerwohnrechts auf 10 Jahre ' 
wieder für die Gewährung einer Kapitalabfin- | 
düng für genügend erachtet wird. Hierbei ist i 
selbstverständlich, daß die weitere Vorausset- I 
ziing des Regierungsentwurfs, nämlich die Ver- ! 
einbarung des Fortbestehens des Dauerwohn- 
rechts im Falle der Zwangsversteigerung nach 
§ 39 Abs. 2 WEG, entfällt. Eine solche Voraus- 
setzung würde die Gewährung der Kapitalab- 
findung auf dem Papier stehen lassen. Wie die 
Praxis ergeben hat, lehnen es die vorstehenden 
und gleichstehenden Hypothekengläubiger ab, 
eine solche Vereinbarung für das Fortbestehen 
des Dauerwohnrechts zu treffen. Aus diesem 
Grunde war mit Billigung des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung von einer solchen 
Vereinbarung, die ursprünglich gefordert war, 
schon abgesehen worden, ohne daß im großen 
und ganzen damit schlechte Erfahrungen ge- 
macht worden sind. Es befremdet daher, wenn 
im vorliegenden Entwurf wiederum eine solche 
Vereinbarung gefordert wird. 

35. § 86 Abs. 1 und 2 

Die Worte „mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters. . sind durch die Worte „im Benehmen 
mit dem Bundesminister . . ." zu ersetzen. 

Begründung 

Siehe Absatz 1 der Begründung zum Ände- 
rungsvorschlag zu § 6 (lfd. Nr. 2). 

Artikel II 

36. NachNr. 2(§1) 

ist folgende neue Nr. 2a einzufügen: 

„2d. ln § 2 wird Satz 2 gestrichen. Der bisherige | 
Satz 3 wird Satz 2.'" 


Begründung 

Von der Festlegung bestimmter Verwaltungs- 
behörden der Länder durch Rechtsverordnungen 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung sollte abgesehen werden, um den Ländern 
für die Verwaltungsorganisation freie Hand zu 
lassen. 

37. Nr. 8 (§ 41) 
wird gestrichen. 

Begründung 

Nach der jetzt geltenden Regelung des Verfah- 
rensrechts kann ein rechtskräftig gewordener Be- 
scheid der Versorgungsbehörden nur dann be- 
richtigt werden, wenn seine „tatsächliche und 
rechtliche Unrichtigkeit im Zeitpunkt seines Er- 
lasses außer Zweifel" stand. 

Der Regierungsentwurf zum Verfahrensgesetz 
(BT-Drucksache 68 der 2. Wahlperiode) begrün- 
dete die Fassung „tatsächliche und rechtliche 
Unrichtigkeit" folgendermaßen: 

„Die Berichtigung ist an die strenge Voraus- 
setzung geknüpft, die das frühere Reichsversor- 
gungsgericht in seiner Rechtsprechung verlangt, 
daß nämlich die tatsächliche und rechtliche Un- 
richtigkeit des Bescheides außer Zweifel stehen 
muß." 

Das Bundessozialgericht hat auf Grund der ge- 
setzlichen Fassung Grundsätze über die Ertei- 
lung von Berichtigungsbeschei, den entwickelt, 
nach denen nur in ganz besonders gelagerten 
Fällen eine Berichtigung möglich ist fvgl. Urteil 
des Bundessozialgerichts vom 15. November 
1957 — 9 RV 212/57). 

Die BR-Drucksache 192/59 sieht eine Änderung 
der Rechtslage dahin vor, daß das Vorliegen 
einer tatsächlichen oder rechtlichen Unrichtig- 
keit genügen soll. Während die bisherige Fas- 
sung nach der Rechtsprechung des Bundessozial- 
gerichts eine Berichtigung nur zuläßt, wenn eine 
Rechtsvorschrift offensichtlich falsch angewandt 
worden ist und wenn der Bescheid zugleich tat- 
sächlich unrichtig ist, könnte nach dem Reaie- 
rungsentwurf auch bei bloßer rechtlicher Un- 
richtigkeit berichtigt werden. 

Es besteht kein Anlaß, von der durch höchst- 
richterliche Rechtsprechung entwickelten Rechts- 
auffassung abzuweichen. 

38. Nr. 9 Buchstabe b (§ 43) 

ist zu streichen. 

Begründung 

Nr. 9 Buchstabe b schafft eine vermeidbare 
Rechtsunsicherheit. 

Nach § 42 in Verbindung mit § 43 des Gesetzes 
über das Verwaltungsverfahren der Kriegs- 
opferversorgung (VfG) vom 2. Mai 1955 können 
Rentenbescheide von der Verwaltungsbehörde 
nur innerhalb einer Ausschlußfrist von 5 Jah- 
ren — beginnend mit dem Tage der Entschei- 
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düng — angefochten werden, wenn einer der 
im § 42 VfG aufgeführten Anfechtungsgründe 
gegeben ist (z. B. Auffinden neuer Kranken- 
unterlagen usw.). 

Durch das verspätete Inkrafttreten des Gesetzes 
über das Verwaltungsverfahren der Kriegs- 
opferversorgung (1. April 1955) ist die in § 43 
Abs. 2 Satz 2 des Verfahrensgesetzes vorgese- 
hene Fünfjahresfrist in den meisten Fällen be- 
reits abgelaufen. 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Ände- 
rung würde bedeuten, daß auch für seit Jahren 
rechtskräftige Bescheide eine neue Fünfjahres- 
frist in Lauf gesetzt wird, innerhalb welcher 
ggf. Rentenbescheide von Kriegsbeschädigten 
und Kriegshinterbliebenen durch die Versor- 
gungsämter überprüft und zuungunsten der Be- 
rechtigten geändert werden können. Es würde 
damit eine Rechtsunsicherheit für die Kriegs- 
opfer herbeigeführt werden, die nicht hinge- 
nommen werden kann. Fliervon würden auch 
Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene des 
ersten Weltkrieges, Hirnverletzte, Querschnitts- 
gelähmte und Blinde betroffen werden. Nr. 9b 
ist nicht erforderlich. 

Soweit eine Änderung in den der damaligen 
Bescheiderteilung zugrunde liegenden Verhält- 
nissen eingetreten ist, gibt die Vorschrift des 
§ 62 BVG der Versorgungsverwaltung eine aus- 
reichende Möglichkeit, eine Überprüfung und 
ggf. Neufeststellung der Versorgimgsbezüge 
vorzunehmen. 

39. Nr. 11 (§ 47) 

Die Absätze 1 bis 5 des § 47 des Gesetzes über 
das Verwaltungsverfahren der Kriegsopfer- 
versorgung sind bei der Einarbeitung dieses 
Gesetzes in das Bundesversorgungsgesetz in 
den materiellrechtlichen Teil des Gesetzes zu 
übernehmen. 

Begründung 

Bei den Absätzen 1 bis 5 des § 47 handelt es 
sich um materiellrechtliche Regelungen. 


Artikel III 
40. § 1 Abs. 1 

Satz 2 ist durch folgende Sätze 2 und 3 zu er- 
setzen: 

„Das gilt auch für die Witwenabfindung. In Fäl- 
len der Kapitalisierung der vollen Grundrente, 
in denen Ausgleichsrente nach den bisherigen 
Vorschriften nicht bezogen wird, ist die höhere 
Grundrente von Amts wegen zu zahlen." 

Begiündung 

Es handelt sich um eine Klarstellung. 

Für die Erhöhung einer einmaligen Leistung, 
die an die Stelle von laufenden Versorgungs- 


bezügen getreten ist, ist nur im Rahmen der 
Witwenabfindung Raum. Bei der Kapitalabfin- 
dung, die von der Bestimmung des Satzes 2 
des Regierungsentwurfs miterfaßt werden 
würde, muß die Grundrentenerhöhung grund- 
sätzlich zunächst als laufende Leistung gewährt 
werden. 

41. § 1 Abs. 2 

Folgender Satz wird angefügt: 

„Über nach dem 31. Dezember 1958 gestellte 
Elternrentenanträge ist bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes nach den bisher geltenden Vor- 
schriften mit Ausnahme des § 59 Abs. 1 und 
des § 50 Abs. 4 des Bundesversorgungsgesetzes 
zu entscheiden." 

Begründung 

Im Kabinettsentwurf sind die Ausschlußfristen 
des § 59 Abs. 1 und des § 50 Abs. 4 geltender 
Fassung für die Anmeldung von Elternrenten- 
ansprüchen, die sich aus einem Schädigungs- 
tatbestand nach dem 1. September 1939 erge- 
ben, gestrichen worden. Die vorgenannten 
Fristen waren mit dem 31. Dezember 1958 ab- 
gelaufen. Den nach dem 31. Dezember 1958 
erstmalig gestellten Elternrentenanträgen 
müßte deshalb für die Zeit bis zum Inkrafttre- 
ten des Kriegsopferversorgungs-Neuregelungs- 
gesetzes der Erfolg versagt bleiben. 

Es erscheint billig, in diesen Fällen schon für 
die Zeit ab 1. Januar 1959 Elternrente bei Vor- 
liegen der sonstigen Voraussetzungen zu ge- 
währen. 

11 . 

Folgende Empfehlungen werden der Bundes- 
regierung mit der Bitte um Prüfung bzw. Be- 
rücksichtigung im weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens übermittelt: 

Artikel I 

1. Zu § 10 Abs. 4 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens muß sichergestellt werden, daß 

a) den in Absatz 3 genannten Angehörigen und 
Pflegepersonen der Anspruch auf Kranken- 
behandlung nach § 12 nur dann versagt 
bleibt, wenn sie selbst Mitglied einer ge- 
setzlichen Krankenkasse sind. 

Der von der etwaigen Versicherung 
des Schwerbeschädigten abgeleitete An- 
spruch auf Familienhilfe muß ebenso un- 
beachtlich sein, wie es nach dem Entwurf 
(Absatz 4 Buchstabe a letzter Satz) hin- 
sichtlich der Ansprüche aus einer privaten 
Kranken- oder Unfallversicherung der Fall 
ist; ein Grund für die unterschiedliche Be- 
handlung der beiden Versichertengruppen 
ist nicht erkennbar; 
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b) den Trägern der Tbc-Hilfe Kostenerstattung 
für Aufwendungen gewährt wird, die ihnen 
im Hinblick auf die Ausnahmebestimmung 
des § 10 Abs. 4 Buchstabe a entstehen. 

Die Tbc-Hilfe wird in Zukunft auch für- 
sorgerechtlichen Charakter haben und so- 
mit entgegen der Begründung des Regie- 
rungsentwurfs zu § 10 Abs. 4 ihrerseits 
subsidiär sein gegenüber Ansprüchen ver- 
sorgungsrechtlicher Art. Die Ausklamme- 
rung der versorgungsrechtlichen An- 
sprüche nach § 10 Abs. 2 und 3 kann nur 
damit begründet werden, daß die Lei- 
stungsansprüche nach dem Tbc-Hilfegesetz 
in einigen Beziehungen weitergehen als 
die in §§ 10 ff. des Entwurfs des KOVNG 
vorgesehenen. Will man sich angesichts 
dessen nicht — wie sonst üblich — mit 
Aufstockungsleistungen durch den Träger 
der Tbc-Hilfe begnügen, sondern diesem 
die Gesamtbehandlung zuweisen, muß bil- 
ligerweise eine Kostenerstattung stattfin- 
den. Im übrigen erscheint die Fassung des 
§ 10 Abs. 4 Buchstabe a verbesserungs- 
bedürftig, da sonst im Hinblick auf den 
Wortlaut des § 1 Abs. 1 des Tbc-Hilfe- ' 
gesetzes gegenseitige Subsidiaritätsver- ' 
Weisungen vorliegen dürften; | 

c) den Krankenkassen der Kostenersatz bis 
zu dem Zeitpunkt gewährleistet bleibt, 
an dem festgestellt ist oder ihnen bekannt 
wird, daß es sich um eine Erkrankung an 
Tuberkulose handelt und sie die überwei- i 
sung an den Träger der Tuberkulosehilfe 
veranlassen können; 

d) die Prüfung des Einkommens nach Absatz 4 
Buchstabe b Aufgabe der Versorgungsver- 
waltung bleibt, weil den Krankenkassen 
eine verbindliche Feststellung des Einkom- 
mens kaum möglich ist, es sei denn, sie 
könnten sich auf die Entgegennahme einer 
entsprechenden schriftlichen Erklärung des 
Beschädigten beschränken. 

2. Zu § 20 

Es wird gebeten, im weiteren Verlauf des Ge- 
setzgebungsverfahrens zu prüfen, ob die Ver- , 


pflichtung der Krankenkassen, den Ersatz- 
anspruch innerhalb 3 Wochen unter Angabe der 
behandelten Krankheit und des Zeitpunktes der 
Aussteuerung anzumelden, nicht auf die Fälle 
des § 10 Abs, 1 (Beschädigte) beschränkt wer- 
den sollte. In diesen Fällen ist die Angabe der 
behandelten Krankheit erforderlich, damit die 
Verwaltungsbehörde den Zusammenhang mit 
der anerkannten Schädigung prüfen kann. 

Bei den Fällen des § 10 Abs, 2 und 3 erübrigt 
sich diese Prüfung, weil der Anspruch für alle 
Krankheiten gegeben ist. Die Krankenkassen 
würden häufig auch nicht in der Lage sein, die 
Anmeldung in der vorgesehenen Frist zu be- 
wirken, weil ihnen der Bundesbehandlungs- 
schein mit der Diagnose nicht rechtzeitig wieder 
zugeht. Die bisherige Handhabung gemäß Erlaß 
des Bundesministers für Arbeit vom 22. Dezem- 
ber 1952 — I c 1 — 2653/52 — hat sich in der 
Praxis bewährt und sollte beibehalten werden. 
Die Krankenkassen waren danach verpflichtet, 
die Teile II und III des Bundesbehandlungs- 
scheines sofort nach seiner Ausfertigung als vor- 
läufige Anmeldung des Ersatzanspruchs der 
Verwaltungsbehörde einzusenden; sie erhielten 
dann Teil III nach Prüfung des Anspruchs wie- 
der zurück. 

3. Zu § 31 Abs. 6, § 40 Abs. 5, § 46 Abs. 3 und § 50 
Abs. 8 

Es wird um Prüfung gebeten, ob die Ermächti- 
gungen nicht hinsichtlich des Ausmaßes näher 
konkretisiert werden müssen. Dies erscheint 
insbesondere im Hinblick darauf erforderlich, 
daß es sich hier um Ermächtigungen zum Erlaß 
rechtsändernder Rechtsverordnungen handelt. 

Artikel III 

4. § 1 

Die Bundesregierung wird gebeten sicherzustel- 
len, daß eine Minderung oder Entziehung der 
Versorgungsbezüge auf Grund des Ersten Ren- 
tenanpassungsgesetzes vom 21. Dezember 1958 
(BGBl. I S. 956) nicht vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes wirksam wird. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 


schlägen des 

I. 

Artikel I 
Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Mit der Streichung der Worte „vor dem 9. Mai 
1945" wird zwar die bisherige Gesetzesfassung wie- 
derhergestellt, aber keinesfalls der in der Begrün- 
dung angestrebte Zweck erreicht. Nach Entstehungs- 
geschichte und Zielsetzung des Bundesversorgungs- 
gesetzes können für einen Versorgungsanspruch 
nach diesem Gesetz nur solche Dienstleistungen von 
Bedeutung sein, die längstens bis zum Zusammen- 
bruch im Jahre 1945 oder bis zur Auflösung der 
Wehrmacht gedauert haben. Selbst für die Ange- 
hörigen der Bundeswehr mußte ein besonderes 
Versorgungsgesetz geschaffen werden, das das Bun- 
desversorgungsgesetz für entsprechend anwendbar 
erklärt. Demnach kann auch nach geltendem Recht 
den in der Begründung genannten Personen keine 
Versorgung gewährt werden, es wäre vielmehr ein 
besonderes Gesetz erforderlich. Wenn diese Perso- 
nen wegen ihres Deutschtums besonderen Gefahren 
oder Mißhandlungen ausgesetzt waren, kann Ver- 
sorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz in Be- 
tracht kommen. 

Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Einschaltung 
der zuständigen Bundesminister wird im Hinblick 
auf die finanzielle Verantwortung des Bundes für 
die Ausgaben der Kriegsopferversorgung für zuläs- 
sig und unbedingt notwendig erachtet. Die Bundes- 
minister müssen, um der parlamentarischen und 
haushaltsrechtlichen Verantwortung für die wirt- 
schaftliche und zweckmäßige Verwaltung der Haus- 
haltsmittel gemäß Artikel 65 Satz 2, Artikel 110, 
112 und 114 GG gerecht werden zu können, befugt 
sein, auf die ordnungsgemäße Verwaltung dieser 
Mittel (§ 25 ff. der Reichshaushaltsordnung) Einfluß 
zu nehmen. 

Die Vorschrift räumt der Verwaltung die Möglich- 
keit ein, im Rahmen des Ermessens einzelne Per- 
sonen oder Personengruppen in die Versorgung 
miteinziibeziehen. Die notwendige einheitliche 
Durchführung dieser Ermessensvorschrift im Bun- 
desgebiet wird nur durch die vorgesehene Regelung 
uewährleistet. Sie ist deshalb auch aus diesem 
Grunde erforderlich. 

Zu 3. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 


Bundesrates 

Zu 4. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Begründung zu 2. gilt entsprechend. 

Zu 5. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

§ 10 Abs. 3 Buchstabe a des Entwurfs soll die 
Krankenbehandlung derjenigen Angehörigen des 
Schwerbeschädigten sicherstellen, denen gegenüber 
dieser zum Unterhalt rechtlich verpflichtet ist. Da- 
zu gehören nicht die Geschwister des Beschädigten. 
Diese Einschränkung ist gerechtfertigt, vreil die 
Krankenbehandlung nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz ihrem Wesen nach eine Notstandsbehand- 
lung ist. Für die Einbeziehung von Geschwistern, 
die ihren Beruf aufgegeben haben, um sich der 
Pflege des Beschädigten zu widmen, besteht ver- 
sorgungsrechtlich keine Notwendigkeit, weil § 10 
Abs. 3 Buchstabe b des Entwurfs dem Pflegezulage- 
empfänger ohnehin einen Anspruch auf Kranken- 
behandlung für Personen gewährt, die seine unent- 
geltliche Wartung und Pflege nicht nur vorüber- 
gehend übernommen haben. 

Zu 6. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Das BVG gliedert in seinen gesetzlichen Bestim- 
mungen über die Durchführung von Heilmaßnah- 
men ganz klar in Heilbehandlung und Kranken- 
behandlung, die sowohl ambulant als auch stationär 
durchgeführt werden können. Dementsprechend 
wurde für die stationäre Behandlung der Begriff 
„Krankenhausbehandlung" gewählt. Ein Festhalten 
an diesem Begriff ist auch deshalb erforderlich, 
weil das Wort „Pflege" im BVG immer nur im 
Zusammenhang mit der „Pflegezulage" verstanden 
worden ist. Eine Angleichung an die Begriffsbestim- 
mungen der RVO würde sich im übrigen nicht auf 
die hier angesprochene Vorschrift beschränken 
können. 

Zu 7. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt, 
Begründung 

Die Krankenbehandlung der Angehörigen von 
Schwerbeschädigten, Hinterbliebenen und Pflege- 
personen sollte nach dem eindeutigen Willen des 
Deutschen Bundestages bei der Schaffung des Ge- 
setzes nur eine Notstandsbehandlung sein. Es be- 
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steht keine sozialpolitische Notwendigkeit, diesem 
Personenkreis Zahnersatz als Regelleistung zu ge- 
währen, zumal Zahnersatz nach den Bestimungen 
der RVO auch nur als Kannleistung gewährt wird. 
Die Beschädigten erhalten für Zahnschäden als 
Schädigungsfolge ohnehin Zahnersatz, und ein 
hoher Prozentsatz des obengenannten Personen- 
kreises erhält bereits nach § 276 LAG Zahnersatz. 
Für die wenigen noch übrig bleibenden Fälle kann 
weiter — wie bisher — mit einmaligen Unterstüt- 
zungen geholfen werden. 

Jährlicher Mehraufwand gegenüber dem Regie- 
rungsentwurf: 10 Mio DM. 

Zu 8. 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maßgabe 
zugestimmt, daß das Wort „anderen" gestrichen 
wird. 

Begründung 

Die Streichung des Wortes „anderen" ist erforder- 
lich, da Arznei- und Verbandmittel keine kleineren 
Heilmittel sind. 

Zu 9. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Eine Erhöhung der Unterhaltskosten für einen 
Blindenführhund von monatlich 30 DM auf 40 DM 
ist sachlich nicht gerechtfertigt, da die Kosten nach 
der Erhöhung durch die 5. Novelle (6. Juni 19v56) 
nicht gestiegen sind. 

Jährlicher finanzieller Mehrbedarf gegenüber dem 
Regierungsentwurf; 780 000 DM. 

Zu 10. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Mit der Verdoppelung des Mindestpauschbetrages 
für Kleider- und Wäscheverschleiß von monatlich 
3 DM auf 6 DM unter Beibehaltung der Höchst- 
grenze von lv5 DM würden die den Schädigungs- 
folgen angepaßten Relationen zwischen den in 
§ 11 der VO zu § 13 BVG im einzelnen festgeleg- 
ten Beträgen verschoben oder aufgehoben, wobei 
die Erhöhung ausschließlich den Beschädigten mit 
geringen Schädigungsfolgen zugute käme. Die der- 
zeitig gültigen Sätze sind mit der 2. Novelle 
(7. August 1953] in das Gesetz aufgenommen wor- 
den. Die allgemeine Preisentwicklung für Textilien 
rechtfertigt eine Erhöhung nicht. 

Jährlicher finanzieller Mehrbedarf gegenüber dem 
Regierungsentwurf: 2,9 Mio DM. 

Zu 11. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Im Allgemeinen Teil der Begründung des Regie- 
rungsentwurfs ist darauf hingewiesen worden, daß 
die endgültige Gestaltung der Vorschriften über 


die Heil- und Krankenbehandlung von der Entwick- 
lung des Krankenversicherungsrechts abhängt. Die 
Bundesregierung ist der Ansicht, daß der Vorschlag 
des Bundesrates bis dahin zurückgestellt werden 
sollte. 

Jährlicher Mehraufwand des Vorschlages gegen- 
über dem Regierungsentwurf; 35 Mio DM. 

Zu 12. 

Zu dem Änderungsvorschlag kann erst im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens Stellung ge- 
nommen werden. 

Begründung 

Sinn und Zweck der Ersatzleistung für Versicherte 
ist es, die Krankenkassen für die erhöhte Inan- 
spruchnahme von Leistungen durch versicherte Be- 
schädigte finanziell zu entlasten. Die Beitragslei- 
stiingen der Versicherten und der Umstand, daß 
die Kosten der orthopädischen Versorgung, Bade- 
kuren, Heilstättenhehandlimg sowie besonders' ge- 
arteter Behandlungsverfahren ohnehin von der 
i Versorgiingsverwaltimg getragen werden, waren 
I die Begründung dafür, daß bisher Ersatzleistungen 
nur teilweise und nicht in voller Höhe gewährt 
1 werden. Die bisherige Regelung ging auch davon 
t aus, daß die Belastung der Krankenkassen durch 
die Schädigungsfolgen allmählich geringer werden 
und in einem gewissen Zeitpunkt ganz wegfallen 
würde. Der Kostenersatz für die Behandlung ver- 
sicherter Beschädigter war daher zunächst bis zum 
I 30. September 1953 befristet. Die Frist wurde durch 
i die 2. und 4. Novelle zum Bundesversorgungsgesetz 
j zuletzt bis zum 30. September 1958 verlängert. Um 
I den Krankenkassen die Ersatzleistungen bis zum 
' Inkrafttreten der Neuregelung des BVG weiter- 
gewähren zu können, wurde die Befristung des 
! ^ 19 BVG durch die Haiishaltsgesetze 1958 und 
I 1959 auch auf die Zeit nach dem 30. Sep fernher 
j 1958 für die ieweiligen Rechnungsjahre ausgedehnt. 
Der Regierungsentwurf .verlängert die Befristung 
erneut bis zum 31. März 1961, so daß bis zu die- 
sem Zeitpunkt den Krankenkassen die Ersatzlei- 
stungen in bisherigem Umfang gewährt werden. 

Die Krankenkassenverbände wünschen jedoch den 
Wegfall der Befristung und grundsätzlich die Zu- 
billigung des vollen Kostenersatzes. Ihre Vor- 
schläge stimmen im wesentlichen mit' denen des 
Bundesrates überein; sie unterscheiden sich nur 
darin, daß die Krankenkassenverhände als Ersatz 
für ieden Tag der ambulanten Behandlung (Ab- 
satz 2 Buchstabe c] einen Betrag von 10 DM ver- 
langen. 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Verlänge- 
rung der Erstattungsfrist bis zum 31. März 1961 
erfolgte mit der Maßgabe, daß zwischenzeitlich ge- 
prüft werden soll, wie weit die Erstattungsan- 
sprüche der Krankenkassen noch nach diesem Zeit- 
punkt anerkannt werden können. Die bisherigen 
Verhandlungen zwischen dem Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung und den Kranken- 
kassenverbänden über die derzeitige Berechtigung 
der Erstattungsforderung haben noch zu keinem 
I Ergebnis geführt, weil die Verbände bisher den 
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Nachweis über die tatsächlich entstehenden Auf- 
wendungen nicht erbracht haben. Diesen werden 
aber die Krankenkassenverbände in Zusammen- 
arbeit mit ihren Mitgliedern durch Auswertung des 
den Krankenkassen zur Verfügung stehenden Ma- 
terials führen können. 

Es trifft zu, daß die im Gesetz vorgesehenen Er- 
stattungssätze das Ergebnis allgemeiner Schätzun- 
gen auf der Grundlage früherer Erfahrungen sind. 
Bis jetzt konnte jedoch seitens der Krankenkassen 
auch insoweit nicht nachgewiesen werden, daß die 
tatsächlichen Aufwendungen diese Beträge über- 
schreiten. Der Bundesrechnungshof bestreitet auf 
Grund seiner Prüfungsergebnisse die Auffassung 
der Krankenkassenverbände, wonach diese Erstat- 
tungssätze die Mehraufwendungen nicht decken. 

Die Bundesregierung führt zur Zeit eigene Ermitt- 
lungen über die Höhe der tatsächlichen Mehrkosten 
durch, die aber durch . die Eigenart des Verwal- 
tungsverfahrens erschwert werden und voraus- 
sichtlich noch eine gewisse Zeit in Anspruch neh- 
mende Spezialerhebungen erforderlich machen. Die 
Bundesregierung ist bemüht, ihre Erhebungen so 
rechtzeitig abzuschließen, daß noch während des 
Gesetzgebungsverfahrens Klarheit darüber gewon- 
nen werden kann, inwieweit Ersatzansprüche der 
Krankenkassen anerkannt werden können, die über 
die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung hin- 
ausgehen. 

Jährlicher finanzieller Mehraufwand des Vor- 
schlages gegenüber dem Regierungsentwurf: 23,5 
Mio DM. 

Zu 13. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 14. 

Auch die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
eine Neufassung der §§ 25 bis 27 über die soziale 
Fürsorge, Arbeits- und Berufsförderung erforder- 
lich ist. Die erwähnten Vorschriften stehen aber in 
engem Zusammenhang mit den Vorschriften des 
Rechts der öffentlichen Fürsorge. Bei ihrer Ände- 
rung muß daher auf die Rechtsentwicklung auf die- 
sem Gebiete Rücksicht genommen werden. Zur Zeit 
wird im Bundesinnenministerium der Entwurf 
eines Bundessozialhilfegesetzes erstellt, der das 
Recht der Fürsorge auf eine neue Grundlage stellt. 

Im Rahmen dieser gesetzgeberischen Vorarbeiten ist 
daran gedacht, die erforderliche Änderung unter 
Einarbeitung der aufzuhebenden einschlägigen Vor- 
schriften der Reichsfürsorgepflichtverordnung und 
der Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und 
Maß der öffentlichen Fürsorge sicherzustellen. 

Zu 15. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Bundesrat wünscht mit seinem Vorschlag das 
Schwergewicht der Rentenleistungen auf die 
Grundrente zu legen und sieht deshalb eine we- 


sentliche Erhöhung der Sätze vor. Die Grundrente 
des Beschädtigten stellt die Entschädigung für den 
Verlust der körperlichen Integrität dar und soll die 
Mehraufwendungen ausgleichen, die der Beschä- 
digte infolge der Schädigung gegenüber einem 
gesunden Menschen hat. Die Grundrente ist ihrem 
Charakter nach unantastbar, d. h. sie wird ohne 
Rücksicht auf sonstiges Einkommen gewährt und 
bei der Bemessung anderer sozialer Leistungen 
grundsätzlich unberücksichtigt gelassen. Die Grund- 
rente hat nicht die Aufgabe, den Lebensunterhalt 
zu sichern, diesem Zweck dient die Ausgleichsrente. 
Mit der vorgeschlagenen Erhöhung der Grund- 
rentensätze wird die Unantastbarkeit der Grund- 
rente, die nach dem Regierungsentwurf erhalten 
bleibt, gefährdet. Der Regierungsentwurf sieht eine 
erhebliche Erhöhung der Ausgleichsrente vor, um 
dem Beschädigten eine ausreichende Lebensgrund- 
lage zu sichern, der neben den Rentenleistungen 
nach dem BVG über kein oder nur ein geringes 
Einkommen verfügt. Darin liegt keine grundlegende 
Strukturänderung des Rentensystems, sondern le- 
diglich eine Anhebung der Rentensätze auf das 
unbedingt Notwendige. Hierdurch wird auch nicht 
der Arbeitswille des Beschädigten beeinträchtigt, 
vielmehr wird der Anreiz zur Arbeit durch die 
Freilassung eines erheblichen Teils des Einkom- 
mens bei der Anrechnung auf die Ausgleichsrente 
erhalten. 

Jährlicher finanzieller Mehraufwand gegenüber 
dem Regierungsentwurf: 247,8 Mio DM. 

Zu 16. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Bundesrat möchte die Schwerstbeschädigten- 
zulage den Schwerstbeschädigten gewähren, die 
durch die Schädigungsfolgen gesundheitlich außer- 
gewöhnlich betroffen worden sind. Diesem Um- 
stand wird bereits durch die Pflegezulage, die in 
Stufen von 75 bis 275 DM monatlich gezahlt wird, 
Rechnung getragen. 

Jährlicher finanzieller Mehraufwand gegenüber 
dem Regierungsentwurf: 20 Mio DM. 

Zu 17. 

Dem Anliegen des Bundesrates wird Rechnung ge- 
tragen werden. 

Zu 18. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Entsprechend dem Anliegen des Bundesrates, das 
Schwergewicht der Versorgungsleistungen auf die 
Grundrente zu legen, sind die vorgeschlagenen 
Ausgleichsrentensätze niedriger als die des Regie- 
rungsentwurfs. Der Vorschlag behält auch die bis- 
herige Staffelung in sechs Stufen bei, während der 
Regierungsentwurf eine Ausgleichsrente in drei 
Stufen vorsieht, was eine wesentliche Verwaltungs- 
vereinfachung bedeutet. 
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Der gleiche Freibetrag bei der Anrechnung von 
Einkünften aus nichtselbständiger und selbständi- 
ger Arbeit (Vio) gegenüber ’Vio bei nichtselbstän- 
diger und bei selbständiger Arbeit nach dem 
Regierungsentwurf stellt eine nicht vertretbare Be- 
vorzugung des Besdiädigten mit selbständiger Ar- 
beit dar. Im Gegensatz zum Regierungsentwurf, der 
eine gleitende und gleidimäßige Anrechnung des 
Nettoeinkommens von null DM bis zur vollen Aus- 
gleichsrente vorsieht, wird durch die Einführung 
eines unteren Freibetrages von 50 und 100 DM 
das unerwünschte Ergebnis erzielt, daß auch Bezie- 
her hoher Einkünfte neben einer hohen Grund- 
rente noch in den Genuß von Ausgleichsrente 
kommen. 

Jährliche finanzielle Einsparung gegenüber dem 
Regierungsentwurf: 4,8 Mio DM. 

Zu 19. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Vorschlag widerspricht dem Prinzip der vom 
Gesetzgeber vorgenommenen Gestaltung der 
Pflegezulage, durch die die Ausgaben für fremde 
Wartung und Pflege pauschal abgegolten werden. 

Jährlicher finanzieller Mehraufwand gegenüber 
dem Regierungsentwurf: 10 Mio DM. 

Zu 20. 

Dem Änderungsvorsdilag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Eine Erhöhung des Bestattungsgeldes beim Tode 
von Beschädigten ist sachlich nicht gerechtfertigt, 
da die Bestattungskosten nach der Erhöhung des 
Bestattimgsgeldes durch die 5. Novelle (6. Juni 
1956) nicht gestiegen sind. 

Jährlicher finanzieller Mehraufwand gegenüber 
dem Regierungsentwurf: 2,8 Mio DM. 

Zu 21. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die vorgeschlagene Erhöhung der Grundrente ent- 
spricht dem Grundsatz, auch bei der Witwe das 
Schwergewicht auf die Grundrente zu legen. Die 
Grundrente der Witwen und Waisen stellt die 
Entschädigung für die im einzelnen nicht wägbaren 
Nachteile dar, die den Witwen und Waisen durch 
den Verlust des Ernährers entstehen. Auch die 
Grundrente der Witwe und Waise ist ihrem Cha- 
rakter nach unantastbar, diese Eigenschaft wird 
durch die vorgeschlagene Erhöhung gefährdet. We- 
gen des Verhältnisses der Grundrente zur Aiis- 
gleichsrente gilt das zu 15. Gesagte entsprechend. 

Der jährliche finanzielle Mehraufwand gegenüber 
dem Regierungsentwurf beträgt 209,3 Mio DM: 
dazu tritt ein weiterer Betrag von 7,2 Mio DM 
für die mit dem Vorschlag verbundene Erhöhung 
der Fleiratsabfindung. 


Zu 22. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Ausgleichsrente der Witwe wird im Gegen- 
satz zum Regierungsentwurf (150 DM) auf 120 DM 
festgesetzt. Bezüglich des Freibetrages gilt das zu 
18. Gesagte entsprechend. 

Jährliche finanzielle Einsparung gegenüber dem 
Regierungsentwurf: 36 Mio DM. 

Zu 23. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Streichung des letzten Halbsatzes, der vor- 
sieht, daß die Heiratsabfindung binnen 3 Jahren 
nach der Wiederverheiratung zu beantragen ist, 
kann nicht zugestimmt werden, weil es sich um 
eine einmalige Zahlung für die Vergangenheit han- 
delt, die nicht unbefristet geltend gemacht werden 
sollte. Zu dem Hinweis auf den Wegfall der Frist- 
vorschriften der §§ 56 bis 59 ist zu bemerken, daß 
es sich hier um Leistungen handelt, die auf An- 
trag für die Zukunft gewährt werden. 

Zu 24. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die vorgeschlagene Erhöhung der Grundrente ent- 
spricht dem Grundsatz, auch bei der Waise das 
Schwergewicht auf die Grundrente zu legen. Wegen 
des Charakters der Grundrente und ihres Verhält- 
nisses zur Ausgleichsrente gilt das zu 15. und 21. 
Gesagte entsprechend. 

Jährlicher finanzieller Mehraufwand gegenüber 
dem Regieriingsentwurf: 69,2 Mio DM. 

Zu 25. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die vorgeschlagenen Ausgleichsrentensätze für 
Waisen sind geringer als die des Regierungsent- 
wurfs. Bezüglich der Freibeträge gilt das zu 18. Ge- 
sagte entsprechend. 

Die jährlichen finanziellen Einsparungen dieses 
Vorschlages betragen gegenüber dem Regierungs- 
entwurf 73,5 Mio DM. 

Zu 26. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimint. 
Begründung 

Dem Vorschlag auf Wegfall der Ernährereigen- 
schaft kann nicht zugestimmt werden, weil damit 
das Entschädigungsprinzip des BVG verlassen wird. 
Es würde in Zukunft eine Rente gezahlt werden 
ohne Rücksicht darauf, ob der Verstorbene seine 
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Eltern ernährt hat oder später ernährt hätte, also 
ohne Rücksicht darauf, ob ein wirtschaftlicher Scha- 
den durch den Verlust des Sohnes eingetreten ist 
oder nicht. 

Jährlicher finanzieller Mehraufwand gegenüber 
der Regierungsvorlage: 30 Mio DM. 

Zu 27. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt mit der 
Maßgabe, daß die Vorschrift als Absatz 8 einge- 
fügt wird; Absatz 8 des Entwurfs wird Absatz 9. 

Zu 28. 

Den Änderungsvorschlägen wird nicht zugestimmt. 

Begründung 
zu a) 

Der Vorschlag bedeutet keine Verwaltungsverein- 
fachiing, weil das Einkommen in jedem Fall ermit- 
telt werden muß, auch wenn es nicht zur Anrech- 
nung kommt. Im übrigen bedeutet die Erhöhung 
des Betrages von 5 auf 10 DM für den Berechtigten 
eine Härte, wenn nach mehreren ohne Auswir- 
kung gebliebenen Erhöhungen mit einer weiteren 
geringen Erhöhung der Betrag von 10 DM über- 
schritten und damit die Kürzung der Ausgleichs- 
rente unter Anrechnung des gesamten Betrages 
ausgelöst wird. Eine Härte kann zwar auch bei dem 
derzeitigen Betrag von 5 DM eintreten, doch ist sie 
geringer. 

Jährlicher finanzieller Mehraufwand gegenüber 
dem. Regierungsentwurf: 0,5 Mio DM. 

zu h) 

Es kann nicht entscheidend sein, ob durch den 
Verzicht auf Nachuntersuchungen eine Verwal- 
tungsvereinfachung eintritt oder Heilbehandlungs- 
kosten eingespart werden. Entscheidend ist viel- 
mehr, daß der Berechtigte Anspruch nur auf die 
Versoraungsbezüqe hat, die ihm nach dem Befund 
auf Grund der §§ 28 ff. des Entwurfs zustehen. 
Regelmäßige Nachuntersuchungen sind an sich da- 
her arundsätzlich nicht zu entbehren. Bei Versor- 
gunasleiden, die eine Änderung im Befund nicht 
mehr erwarten lassen, insbesondere also bei äuße- 
ren Leiden, v/erden Nachuntersuchungen von Amts 
wegen in der Regel nicht mehr vorgenommen. 
Dasselbe gilt auch bei inneren Leiden, bei denen 
eine Besserung nicht mehr zu erwarten ist. Ab- 
gesehen hiervon wird man bei Beschädigten des 
zweiten Weltkrieges auf die Vornahme von Nach- 
untersuchungen, auch wenn die Berechtigten das 
55. Lebensiahr überschritten haben, noch nicht ver- 
zichten können. Die Bundesregierung hält den Zeit- 
punkt für eine solche generelle Regelung zumin- 
dest noch für verfrüht. Beschädigte des ersten Welt- 
krieges werden ohnehin von Amts wegen in der 
Regel nicht mehr nachuntersucht. 

Zu 29. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 


Begründung 

Nach der gegenwärtigen gesetzlichen Regelung 
werden die Ausgaben für im Ausland durchgeführte 
Heilbehandlung nur in der Höhe erstattet, wie sie 
bei einer Behandlung nach dem BVG im Inland 
entstanden wären. Mit der Zubilligung des zwei- 
fachen Betrages trägt der Entwurf der Tatsache 
Rechnung, daß die Kosten im Ausland im allge- 
meinen höher sind als in der Bundesrepublik. So- 
weit die notwendigen und angemessenen Kosten 
auch durch die Gewährung des zweifachen Betra- 
ges noch nicht gedeckt sind, werden im Einzelfall 
einmalige Unterstützungen gewährt. Die Bundes- 
regierung hält dieses Verfahren für zweckmäßiger 
als den Vorschlag des Bundesrates. Zwar wird nach 
§ 5 Abs. 2 des Bundesgesetzes zur Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts in der 
Kriegsopferversorgung für Berechtigte im Ausland 
vom 25. Juni 1958 (BGBl. I S. 414) voller Ersatz 
für die nachgewiesenen notwendigen und angemes- 
senen Kosten einer im Ausland wegen des Schä- 
digungsleidens durchgeführten Heilbehandlung ge- 
währt. Diese Regelung findet aber ihre Rechtferti- 
gung in der Sonderstellung des dort begünstigten 
Personenkreises. 

Jährlicher finanzieller Mehraufwand gegenüber 
dem Regierungsentwurf: 100 000 DM. 

Zu 30. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 31. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

i 

I 

j Zu 32. 

I Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 33. 

Gegen den Vorschlag werden keine Einwendungen 
erhoben. 

Zu 34. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die vorgeschlagene Neufassung des § 71 Äbs. 2 
Nr. 3 erlaubt die Gewährung einer Kapitalabfin- 
dung auch zur Bestellung eines zeitlich begrenzten 
mietähnlichen Dauerwohnrechts. Die Abfindung 
stellt damit lediglich eine Mietvorauszahlung dar. 
Eine derartige Verwendung widerspricht dem Sinn 
und Zweck der Kapitalabfindung, weil mit ihr dem 
i Abgefundenen nach dem Willen des Gesetzgebers 
I grundsätzlich ein Eigentum, insbesondere in der 
Form eines Familienheimes, verschafft werden soll. 

I Im Hinblick auf die ohnehin knappen Abfindungs- 
j mittel ist es nicht angebracht, den empfohlenen 
Verwendungszweck zuzulassen. 

Darüber hinaus bedeutet die Streichung der vor- 
I gesehenen Vereinbarung nach § 39 Abs. 2 des 
; Wohnungseigentumsgesetzes (WEG), daß der 
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Dauerwohnberechtigte im Falle einer Zwangsver- 
sleigerung des Grundbesitzes rechtlich ungünstiger 
gestellt ist als ein Mieter. Während ein Dauer- 
wohnberechtigter, dessen Recht durch den Zuschlag 
in der Zwangsversteigerung erlischt, seine Woh- 
nung verliert, kann ein Mietverhältnis nach §§ 57 
ZVG (Zwangsversteigerungsgesetz), 571 BGB be- 
stehenbleiben und gegenüber dem Kündigungs- 
recht des Erstehers aus § 57a ZVG Mieterschutz j 
oder die Berufung auf § 57c ZVG in Betracht kom- 
men. Im Hinblick auf diese schwache rechtliche 
Position des Dauerwohnrechts und die schlechten 
Erfahrungen in der Praxis ist die Vereinbarung 
nach § 39 WEG im Interesse des Abgefundenen 
unbedingt erforderlich. Aus diesen Erwägungen 
hat der Bundesminister für Wohnungsbau im übri- 
gen den Ländern empfohlen, daß sie die ihnen 
nachgeordneten Behörden anweisen, die Gewäh- 
rung öffentlicher Mittel künftig zu versagen, wenn 
die zu fördernden Wohnungen auf Grund von 
Dauerwohnrechten vergeben werden sollen, bei 
denen die Vereinbarung nach § 39 Abs. 2 WEG 
nicht vorgesehen ist. Ich darf in diesem Zusam- 
menhang auf die Drucksache 740 — Kleine An- 
frage der Fraktion der SPD betreffend Schwierig- 
keiten bei Anwendung des Wohnungseigentums- 
gesetzes — verweisen. 

Zu 35. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Begründung zu 2. gilt entsprechend. 

Artikel II | 

Zu 36. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt, 
Begründung 

Die Rechtsverordnung soll die bisher in den Ver- 
waltungsvorschriften des Bundesversorgungsgeset- 
zes verstreuten Zuständigkeitsvorschriften zusam- 
menfassen. Nach ihnen ist bisher schon verfahren 
worden. Es sind auch keine Einwendungen dagegen 
erhoben worden, daß bestimmte Versorgungsange- 
legenheiten in allen Ländern in der gleichen Ver- 
waltungsstufe entschieden werden. 

Zu 37. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Neufassung bezweckt die gleichmäßige Behand- 
lung gleichzubev/ertender Voraussetzungen für die 
Berichtigung, wie sie auch nach dem früheren Ver- 
fahrensrecht bestanden hat. Eine offensichtlich irr- 
tümliche Anwendung einer Rechtsvorschrift kann 
nicht anders bewertet werden als ein offensicht- 
licher Irrtum über tatsächliche Voraussetzungen. 
Die Entscheidung des Bundessozialgerichts zieht aus 
der Änderung des Wortlautes gegenüber dem frü- 


heren Zustand den Schluß, daß der Gesetzgeber 
eine abweichende Behandlung gewollt habe. Eine 
solche Änderung war aber nicht beabsichtigt, sie ist 
sachlich nicht erörtert worden und ist auf ein tech- 
nisches Versehen im Gesetzgebungsverfahren zu- 
rückzuführen, Fälle, in denen die Anwendbarkeit 
einer Rechtsvorschrift bei der Entscheidung als 
zweifelhaft anzusehen war, können ohnehin nicht 
j berichtigt werden, weil die Unrichtigkeit „im Zeit- 
punkt der Entscheidung außer Zweifel" gestanden 
haben muß. Bei einer offensichtlich falschen An- 
wendung von Rechtsvorschriften ist es aber nicht 
vertretbar, die falsche Entscheidung aufrechtzuer- 
halten. Aus Gründen der Gerechtigkeit sollte daher 
die Gleichwertigkeit beider Berichtigungsvorausset- 
zungen wiederhergestellt werden. 

Zu 38. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Beginn der 5-Jahresfrist am 1. Januar 1957 
würde ermöglichen, von der Bestimmung wenig- 
stens in den Jahren 1960 und 1961 noch Gebrauch 
zu machen. Sie kommt nur für die Fälle in Betracht, 
in denen die bezeichneten Anfechtungsgründe, in 
der Hauptsache die neu aufgetauchten, bisher un- 
bekannten Krankenpapiere, zu einer neuen Beur- 
teilung des bisherigen Sachverhalts Anlaß geben. Bei 
Schwerstversehrten ist dies angesichts der klaren 
Verwundungsfolgen ausgeschlossen; bei Teilneh- 
mern des ersten Weltkrieges können keine neuen 
Krankenpapiere mehr gefunden werden. 

§ 62 BVG betrifft eine nach der Bescheiderteilung 
I 'eintretende Änderung der Verhältnisse, damit kann 
der Fall, daß bereits die Entscheidung selbst fehler- 
haft war, nicht erfaßt werden. 

Zu 39. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Eine reinliche Trennung der Vorschriften mit ma- 
teriellrechtlichem Gehalt und der Verfahrensvor- 
schriften hat sich als unmöglich erwiesen. Würde 
sie konsequent durchgeführt, so müßten die Ver- 
ständlichkeit und der Zusammenhang vieler Vor- 
schriften, insbesondere des Bundesversorgungsge- 
setzes, durch ihre Zerreißung leiden. Dies gilt auch 
für § 47, dessen Regelung von jeher im Verfahrens- 
gesetz enthalten war und daher dort gesucht wird. 


Artikel III 
Zu 40. 

Gegen den Änderungsvorschlag werden keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Zu 41. 

Gegen den Änderungsvorschlag bestehen keine Be- 
denken. 


53 



Drucksache 1239 Deutscher Bundestag — 3, Wahlperiode 


II. 

Artikel I 
Zu 1. a) 

j- 

Der Empfehlung kann nicht zugestiinmt werden. 
Begründung 

Der Anspruch auf Familienhilfe aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung steht nach § 205 Abs. 1 RVO 
dem Versicherten, nicht den Angehörigen selbst zu. 
Dementsprechend ist auch im Versorgungsrecht der 
Anspruch auf Krankenbehandlung der Angehörigen 
und Pflegepersonen dem Schwerbeschädigten selbst 
gewährt worden. Die Regelung des § 10 Abs. 4 
Buchstabe a des Gesetzentwurfs ist somit durch die 
Identität des Anspruchsberechtigten gerechtfertigt. 

Zu 1. b) 

Die Ausnahmebestimmung des § 10 Abs. 4 Buch- 
stabe a entspricht hinsichtlich der Tuberkulosehilfe 
dem Rechtsstand nach dem Gesetz über die Tuber- 
kulosehilfe. Wenn der Anspruch auf Heilbehand- 
lung nach dem THG dem Anspruch auf Kranken- 
behandlung nach § 10 BVG im Range vorgeht, so 
ergibt sich dieses aus der seuchenhygienischen Ziel- 
setzung des THG. Die empfohlene Kostenerstattung 
würde eine fallweise Abrechnung erfordern, die aus 
Gründen der Verwaltungsökonomie möglichst ver- 
mieden werden sollte. Sie wird auch nicht für er- 
forderlich gehalten, weil die Abweichung von der 
für die Fürsorge im übrigen geltenden Rangfolge 
aus den angeführten sachlichen Gründen geboten 
ist und weil der Bund sich nach § 35 THG an den 
Aufwendungen der Landesfürsorgeverbände in 
einem Umfange (30 000 000 DM) beteiligt, im Ver- 
gleich zu dem der voraussichtliche Aufwand für den 
Personenkreis des § 10 Abs. 2 und 3 unbedeutend 
ist. 

Zu 1. c) 

Eine Beantwortung erübrigt sich im Hinblick auf 
die Stellungnahme zu 1. b). 

Zu 1. d) 

Es ist vorgesehen, daß der Versorgungsberechtigte 
der Krankenkasse gegenüber eine formblattmäßige 
Einkommensteuererklärung abzugeben hat. Diese 
Erklärung bildet für die Krankenkasse die Grund- 
lage ihrer Leistungsgewährung. Die Erklärungen 
sollen vom Versorgungsamt nachgeprüft werden. 


Zu 2. 

Der Empfehlung und ihrer Begründung wird zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Wird die Heilbehandlung nach § 10 Abs. 2 oder 3 
gewährt, so legen die Krankenkassen wie bisher 
die Teile II und III des Bundesbehandlungsscheines 
sofort nach der Ausstellung zur vorläufigen An- 
meldung des Ersatzanspruchs der Versorgungsver- 
waltung vor. Dadurch ist sichergestellt, daß die 
Versorgungsverwaltung die Anspruchsberechtigung 
prüfen kann. Die Angabe der Krankheitsbezeich- 
nung ist in diesen Fällen nicht notwendig. Sie ist 
dagegen unbedingt erforderlich, wenn ein Anspruch 
auf Heilbehandlung nach § 10 Abs. 1 in Betracht 
kommt. Es wird daher folgende Neufassung des 
§ 20 Abs. 1 vorgeschlagen: 

„(1) Ersatzansprüche nach § 19 sind von der Kran- 
kenkasse spätestens drei Wochen nach dem Beginn 
der Heilbehandlung und Krankenbehandlung, bei 
Gewährung von Krankengeld oder Hausgeld spä- 
testens drei Wochen nach dessen erster Anweisung 
bei der zuständigen Verwaltungsbehörde vorläufig 
anzumelden. Werden sie später angemeldet, so 
kann Ersatz für die vor der Anmeldung liegende 
Zeit abgelehnt werden. Beruht der Anspruch auf 
Heilbehandlung auf der Vorschrift des § 10 Abs. 1, 
so muß die vorläufige Anmeldung die Angabe der 
behandelten Krankheit und des Zeitpunktes der 
Aussteuerung enthalten." 

Zu 3. 

Die Empfehlung wird im weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren geprüft werden. 

i Artikel III 
Zu 4. 

Dem Anliegen des Bundesrates ist durch Artikel III 
§ 5 des Gesetzentwurfs Rechnung getragen, der vor- 
sieht, daß das neugefaßte BVG mit Wirkung vom 
1. Juni 1959 in Kraft tritt. Eine Minderung oder 
Entziehung der Versorgungsbezüge auf Grund des 
Ersten Rentenanpassungsgesetzes tritt nach § 6 
dieses Gesetzes nicht vor dem 1. Juni 1959 ein. 

Zur Begründung des Gesetzentwurfs 
Zu Artikel II lfd. Nr. 11 

Der bisherige Absatz 6 des § 47 ist Absatz 7 ge- 
worden; dadurch entfällt der letzte Absatz der Be- 
gründung. 
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Zusammenfassung 

des durch die Stellungnahme des Bundesrates be- 
dingten Mehraufwandes gegenüber dem Regie- 
rungsentwurf 

Mehraufwand 

gegenüber 

Regierungs- 

entwurf 

Zu 7, — § 12 Abs. 1 Nr. 1 — 

“■ Erstattung von Zahnersatz — 1 0 Mio DM 

Zu Ö. — § 12 Abs. 1 Nr. 2 — 

— Streichung der Worte „Sicherung 

des Heilerfolges" ■ — 0,1 Mio DM 

Zu 9. — § 13 Abs. 3 — 

— Erhöhung der Führhundzulage von 

30 auf 40 DM — 0,8 Mio DM 

Zu 10. — § 13 Abs. 4 — 

— Erhöhung des Mindestsatzes für 
Kleider- und Wäscheverschleiß 

auf 6 DM — 2,9 Mio DM 

Zu n. — § 17 Abs. 3 — 

— Zahlung von Versorgungskran- 
kengeld an Stelle des Hausgeldes 

auch bei Schonung — 35 Mio DM 

Zu 12. — § 18 — 

— Kostenersatz bei Krankenhaus- 
pflege in voller Höhe, Erhöhung 
des Satzes von 3 DM auf 6 DM 
pro Behandlungstag Kostenersatz 

auch für Altfälle — 23,5 Mio DM 

Zu 15. — § 28 Abs. 1 Satz 1 — 

— Erhöhung der Grundrenten — 247,8 Mio DM 

Zu 16. — § 28 — 

— Einführung einer Schwerstbeschä- 

digtenzulage — 20 Mio DM 

Zu 18. — § 31 — 

— Neufestsetzung der Ausgleichs- 
rentensätze — Neuregelung der 
Anrechnungsbestimmungen — 

Einsparungen gegenüber Regie- 
rungsentwurf 4,8 Mio DM 

Zu 19. — § 35 Abs. 1 — 

— Zulage zur Pflegezulage bei nach- 
gewiesenem Mehrbedarf — 10 Mio DM 

Zu 20. — § 36 — 

— Erhöhung des Bestattungsgeldes 
von 300 DM auf 500 DM und von 

150 DM auf 250 DM — 2,8 Mio DM 

Zu 21. — § 39 — 

— Erhöhung der Witwengrundrente 

von 70 DM auf 85 DM monatlich 209,3 Mio DM 
— verbunden damit Erhöhung der 
Heiratsabfindung — 7,2 Mio DM 

Übertrag 569,4 Mio DM 


— 3. Wahlperiode Drucksache 1239 

Anlage 

Übertrag 569,4 Mio DM 

Zu 22. — § 40 — 

Herabsetzung der vollen Aus- 
gleichsrente von 150 DM auf 120 
DM — Neuregelung der Anrech- 
nungsbestimmungen — 

Einsparungen 46 Mio DM 
Zu 24. — § 45 — 

— Erhöhung der Grundrenten für 
Halbwaisen von 20 DM auf 30 DM 
und für Vollwaisen von 30 DM 
auf 60 DM (61 Mio DM + 8,2 Mio 

DM) — 69,2 Mio DM 

Zu 25. — § 46 — 

— Herabsetzung der vorgesehenen 
vollen Ausgleichsrente — 

für Halbwaisen von 80 DM auf 
60 DM und für Vollwaisen von 
120 DM auf 90 DM. 

— Neuregelung der Anrechnungs- 
bestimmungen — 

Einsparungen (68,7 Mio DM + 

4,8 Mio DM) = 73,5 Mio DM 

Zu 26. — § 49 — 

— Wegfall der Ernährereigenschaft — 30 Mio DM 
Zu 28. — § 59 — 

— Änderung der Verhältnisse erst 

bei Erhöhung des anzurechnenden 
Einkommens um 10 DM — 0,5 Mio DM 

Zu 29. — § 63 — 

— Erhöhung des Erstattungsbetrages 

für Heilbehandlungskosten im 
Ausland auf das dreifache der In- 
landssätze — 0,1 Mio DM 

Auswirkungen der Grundrentenerhö- 
hung auf den Mehrbedarf für Kapital- 
abfindungen 40 Mio DM 

709,2 Mio DM 
Einsparungen 124,3 Mio DM 

Mehraufwand gegenüber 
Regierungsentwurf 584,9 Mio DM 

Regierungsentwurf 546,5 Mio DM 

Mehraufwand gegenüber 

jetzigem Recht 1 131,4 Mio DM 

Für den Mehraufwand gegenüber dem Regierungs- 
entwurf in Höhe von 584,9 Mio DM ist eine 
Deckung im Haushalt nicht vorhanden. Aus diesem 
Grunde war die Bundesregierung nicht in der Lage, 
die Änderungsvorschläge des Bundesrates, die 
Mehrausgaben zur Folge gehabt hätten, zu über- 
nehmen. Sie weist aber darauf hin, daß der vorge- 
legte Entwurf nicht die endgültige Regelung der 
Kriegsopferversorgung darstellen soll. Die Bundes- 
regierung wird immer bemüht bleiben, je nach den 
finanziellen Möglichkeiten weitere Verbesserungen 
vorzuschlagen. 
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